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Gemeinwesenökonomie – eine reale Utopie befreiender Sozialer Arbeit

Einführende Überlegungen

Angesichts  der  seit  zwanzig  Jahren  steigenden  Massenarbeitslosigkeit,  angesichts 
wachsender  privater  und  öffentlicher  Armut  und  einer  drohenden  Spaltung  der 
Gesellschaft, könnte angenommen werden, dass alle Möglichkeiten der eigenständigen 
Existenzsicherung  von  Menschen  und  zur  Sicherung  der  Belange  eines  wohl 
geordneten Gemeinwesens geprüft werden. Längst wird gesprochen von einer „neuen 
Unterklasse“, und von der wachsenden Zahl der „Überflüssigen“ weltweit - gemeint sind 
Menschen. 

Der Chef der Deutschen Bank vermeldet zu Beginn des Jahres 2005 Rekordgewinne 
und in provokativer Weise am gleichen Tag den geplanten Abbau von sechstausend 
Stellen. Die Kritik an dieser Äußerung aus den Reihen der Parteien in Regierung und 
Opposition,  aus  Kirchen  und  Gewerkschaften  wurden  von  Dieter  Hundt, 
Arbeitgeberpräsident  und  langjähriger  Ghostwriter  nahezu  aller  sozial-  und 
arbeitsmarktpolitischer „Reformen“, wie üblich kommentiert:  „Ein Konzern müsse halt 
Gewinne machen, damit er soziale Verantwortung übernehmen könne“. 

Einer  der  es  wissen  muss,  der  erfolgreichste  Börsenspekulant  der  Nachkriegszeit, 
spricht  von  „Marktfundamentalismus“.  Dieser  „unterminiere  den  demokratischen 
politischen Prozess, und die Ineffizienz des politischen Prozesses sei „ein gewichtiges 
Argument zugunsten des Marktfundamentalismus(...) Der Marktfundamentalismus hat 
den Aufstieg des kapitalistischen Weltsystems erleichtert, was wiederum die Fähigkeit 
der Staaten mindert, ihren Bürgern soziale Sicherheit zu gewährleisten – eine weitere 
Demonstration, dass die Politik versagt hat, zumindest soweit es jene Bürger betrifft, 
die auf gesellschaftlich gewährte Sicherheit angewiesen sind.“1 Staatsversagen stärkt 
die Position der freien Märkte und verstärkt gleichzeitig die Folgen des Marktversagens. 

Spätestens  seit  dem  „Bericht  über  die  menschliche  Entwicklung  1996“  des  UNDP 
(United  Nations  Development  Programme)  unter  dem  Titel  „Wachstum  ohne 
Arbeitsplätze“ schwinden die Hoffnungen auf die Steigerung des globalen Wohlstandes 
durch die  Schaffung günstiger  Kapitalverwertungsbedingungen.  Dennoch setzen die 
Regierungen  ihre  Politik  zugunsten  des  weltweit  mobilen  Großkapitals  mit 
Steuersenkungen und Subventionen fort. 

Das Repertoire der „Strukturanpassung“  besteht  in Deregulierung,  insbesondere der 
Arbeitsmärkte,  Privatisierung  öffentlichen  Eigentums,  Stabilisierung  der  nationalen 
Währung,  restriktiver  Haushaltspolitik  und  Absicherung  der  Renditen  auf  produktive 

1 Soros, George: Die Krise des globalen Kapitalismus. Frankfurt am Main 2000. 
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Investitionen. Als Eingriffsvariablen dieser Standortpolitik bieten sich die Faktoren an, 
auf  die  die  politischen  Akteure  der  jeweiligen  Standorte  einwirken  können:  Löhne, 
Lohnnebenkosten,  Arbeitsbedingungen,  Sozial-  und  Umweltstandards.2 Um  das 
Defizitwachstum des  Staates  durch  restriktive  Haushaltspolitik  einzuschränken,  wird 
insbesondere im Gesundheits-, Bildungs-, Kultur- und Sozialbereich gespart. Angesetzt 
wird an der Ausgaben-, nicht aber an der Einnahmeseite. Fehlende, respektive falsch 
verteilte  staatliche  Einnahmen  jedoch  sind  das  Problem.  Insbesondere  der 
umlagefinanzierte Sozialstaat gerät in immer größere Finanzierungsprobleme.3 Mit der 
Austrocknung der Staatsfinanzen und dem Zwang zur Finanzierung der wachsenden 
öffentlichen Ausgaben durch Nettokreditaufnahmen, ist die weitere Erpressbarkeit der 
Staaten gesichert. Jürgen Habermas merkt an: „Heute sind eher die Staaten in Märkte 
als die Volkswirtschaften in staatliche Grenzen eingebettet.“4 

Nicht  nur  der  Abbau  sozialer  Sicherung,  sondern  die  Repression  gegenüber  den 
Opfern des Marktfundamentalismus, bestimmen Sozialpolitik und Soziale Arbeit.  Wie 
können wir  nach der  Einführung von „Hartz  IV“  noch von „befreiender  Sozialarbeit“ 
reden?  Wo  Soziale  Arbeit  erhalten  wurde,  ist  sie  nicht  selten  Vollstreckerin  der 
Repression  und der  Durchsetzung  neuer  Verwertungsbedingungen von Arbeitskraft. 
Sie ist dann nur noch Handlangerin einer Ökonomie, die sich lange verabschiedet hat 
von ihrem ursprünglichen Ziel, der „Vorsorge zur Befriedigung materieller Bedürfnisse.“5 

Dieses  ursprüngliche  Verständnis  von  Ökonomie  ist  es  jedoch,  welches  unter  den 
gegebenen  Bedingungen  den  Weg  zu  Ansätzen  befeiender  Sozialarbeit  weist. 
Gemeinwesenökonomie als befreiende Sozialarbeit  bedient sich ökonomischer Mittel 
um  insbesondere  mit  ökonomisch  ausgegrenzten  Menschen  und  in  beschädigten 
Gemeinwesen soziale Ziele zu verfolgen. 

Der Blick über den Tellerrand –  auf der Suche nach theoretischen Begründungen 
befreiender Sozialarbeit heute

Es wird Zeit, dass sich die Kräfte, die den Anspruch der Sozialen Arbeit als Beitrag zur 
Befreiung von Menschen in bedrängenden und unfreien Lebenslagen nicht aufgegeben 
haben,  der  eigenen  emanzipatorischen  Tradition  besinnen  und  den  Blick  über  den 
Tellerrand der eigenen Profession und Disziplin und des eigenen Landes werfen, um 
die Vielfalt der Möglichkeiten einer besseren Wirklichkeit zu erkennen und zu verfolgen. 

Die  Rückbindung  wirtschaftlichen  Handelns  in  den  Lebenszusammenhang,  die 
Gewährleistung der sozialen und ökonomischen Teilhabe aller und die Herausbildung 

2 Im Zeitraum von 1980 bis 1995 stiegen z.B. in Deutschland die Steuern auf abhängige Arbeit 
um 76%. Hinzu kommt die Erhöhung der Mehrwertsteuer, die insbesondere ärmere Haushalte 
stark belastet Vgl. Duchrow, Ulrich/Hinkelammert, Franz Josef: Leben ist mehr als Kapital. 
Oberursel 2002 S. 114.
3 In Deutschland fiel der Anteil der Gewinnsteuern am Gesamtsteueraufkommen von 32,6% im 
Jahr 1960 auf 12,3% im Jahr 1998. Die Vermögenssteuer wurde durch die Kohlregierung ganz 
abgeschafft, ebenso die Steuern auf den Verkauf von Firmenanteilen, was die Fusionstendenzen 
stärkt. Vgl. Butterwegge, Christoph: Wohlfahrtsstaat im Wandel. Opladen 1999 S. 198.
4 Habermas, Jürgen: Euroskepsis, Markteuropa. in: Ulrich, Peter/Maak, Thomas: Die Wirtschaft 
in der Gesellschaft. Bern/Stuttgart/Wien 2000, S. 154.
5 Polanyi, Karl: Ökonomie und Gesellschaft, Frankfurt am Main, 1979 S. 190.
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„lebensdienlichen Wirtschaftens“6 ist  Ziel der Gemeinwesenökonomie. Als befreiende 
Sozialarbeit  ist  unter den gegebenen Bedingungen Befreiung für und durch Ansätze 
eigenständigen sozialen Wirtschaftens zur Sicherung der Existenz von Menschen und 
Gemeinwesen zu verstehen. 

Ich  möchte  im  Folgenden  drei  Vertreter  der  Wirtschaftswissenschaften  zu  Wort 
kommen lassen. In der Theoriegeschichte der Sozialen Arbeit waren es nämlich auch 
Vertreterinnen dieser Disziplin, die die sozialen und wirtschaftlichen Voraussetzungen 
der  Teilhabe  aller  und  die  gerechte  Verteilung  der  Ressourcen  einer  Gesellschaft 
begründeten. So wie der „freie Markt“ und die ihm eigenen Gesetze jedoch heute mit 
der  Ökonomie  gleichgesetzt  werden,  so  wird  die  Ökonomik  auf  die  Neoklassik 
reduziert. 

Der bengalische Wirtschaftswissenschaftler und Nobelpreisträger Amartya Sen knüpft 
an  eine  volkswirtschaftliche  Tradition  an,  in  der  die  Frage  nach  dem  Ziel  des 
Wirtschaftens und nach der Verteilung der erwirtschafteten Werte im Zentrum stand, 
nicht nur die Maximierung der Gewinne der Kapitaleigner. Sen betont, es sei wichtig, 
nicht nur dem Markt, sondern auch anderen wirtschaftlichen, politischen und sozialen 
Freiheiten Bedeutung für die Verbesserung menschlichen Lebens zuzumessen. So wie 
die Dinge lägen, würden der Mehrheit der Menschen elementare Rechte vorenthalten. 
Menschen  die  Möglichkeit  eigenständiger  Existenzsicherung  zu  verweigern,  sei  ein 
Mittel, um sie in Fesseln zu halten. Er definiert die Erweiterung von Freiheit als Zweck 
und  wichtigstes  Mittel  der  Entwicklung  und  stellt  sich  damit  dem  Verständnis  von 
Entwicklung  als  quantitativem  Wachstum  des  Bruttosozialproduktes  oder  als 
technologischem Fortschritt entgegen. Er fragt nach dem Zweck, nicht nur nach den 
Mitteln der Entwicklung. 

Auf der Basis von empirischen Daten, historischen Recherchen und Analysen weist er 
den  Zusammenhang  von  wirtschaftlicher,  politischer  und  sozialer  Tätigkeit  sowie 
aufeinander einwirkender gesellschaftlicher Institutionen nach. Dabei fokussiert er die 
Funktionen  und  Verflechtungen  der  Wirkung  von  bestimmten  instrumentellen 
Grundrechten auf die Erweiterung wesentlicher Freiheiten von Individuen. Dazu zählen: 
politische  Freiheiten,  ökonomische  Möglichkeiten,  soziale  Chancen,  Garantien  für 
Transparenz und soziale Sicherheit. 

Mit zahlreichen Beispielen belegt er die Zusammenhänge zwischen diesen essentiellen 
Werten.  Der  Zusammenhang  von wirtschaftlicher  Unfreiheit  (Armut,  Arbeitslosigkeit) 
und  politischer  Unfreiheit  (Extremismus,  Rassismus,  etc.)  etwa  ist  leicht 
nachvollziehbar.

„Politische Freiheiten - in Gestalt von Meinungsfreiheit und freien Wahlen – tragen dazu 
bei, ökonomische Sicherheit zu fördern. Soziale Chancen – in Gestalt  von Bildungs- 
und Gesundheitseinrichtungen – erleichtern die Teilhabe am ökonomischen Prozess. 
Wirtschaftliche  Einrichtungen  –  in  Gestalt  der  Chancen,  am  Handel  und  an  der 
Produktion teilzunehmen – können sowohl persönlichen Wohlstand schaffen als auch 
die öffentlichen Mittel für soziale Einrichtungen reichlicher fließen lassen.“7       

6 Dieser Begriff stammt von Peter Ulrich: Integrative Wirtschaftsethik. Bern, Stuttgart, Wien 1997
7 Sen, Amartya: Ökonomie für den Menschen. München, Wien 1999, S. 22.
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In  seinem  freiheitszentrierten  Verständnis  der  Ökonomie  und  des 
Entwicklungsprozesses orientiert sich Sen am handelnden Subjekt. „Räumt man ihnen 
angemessene soziale Chancen ein, sind Individuen in der Lage, ihr eigenes Schicksal 
erfolgreich  zu  gestalten  und  einander  zu  helfen.  (...)  es  ist  wirklich  ein  Gebot  der 
Vernunft,  die  segensreiche  Rolle  freien  und  selbständigen  Handelns  –  ja  sogar 
schöpferischer Ungeduld - anzuerkennen“8    

Als Schaffung von Voraussetzungen freiheitszentrierter Entwicklung in Sen´s Sinn lässt 
sich  das  erfolgreiche  Programm  zur  Armutsbekämpfung  bezeichnen,  welches  der 
bengalische  Wirtschaftswissenschaftler  Muhammad  Yunus  konzipierte.  Gegen  den 
heftigen Widerstand der  Weltbank widmete  er  sich seit  Mitte  der  1970er  Jahre  der 
Realisierung einer Vision, die heute in 58 Ländern der Welt die Lebenschancen der 
Ärmsten  mit  Hilfe  von  zwölf  Millionen  Mikrokrediten  verbessert.  Die  Idee  des 
Muhammad Yunus war die Gründung einer Bank, die bereit ist, die Kreditwürde der 
Ärmsten  anzuerkennen  und  ihnen  dadurch  einen  fairen  und  würdigen  Zugang  zu 
sozialökonomischer  Teilhabe  zu  ermöglichen.  Die  Analyse,  die  diesem  Ansatz 
zugrunde liegt, ist so einfach wie stimmig: Mehr als zwei Milliarden Menschen müssen 
mit weniger als zwei Dollar pro Tag auskommen, mehr als eine Milliarde mit weniger als 
einem Dollar.9 Viele  von ihnen  sind  Analphabeten  und  damit  der  Willkür  schutzlos 
ausgesetzt. In Yunus´ Heimatland liegt die Analphabetenrate bei 90 Prozent. Millionen 
Menschen  weltweit  mussten  sich  in  besonderen  Lebenslagen  oder  auch  nur  zur 
Sicherung des Überlebens in die Abhängigkeit von Wucherern begeben, die die Opfer 
in lebenslanger, oft über Generationen anhaltender Schuldknechtschaft halten.10 

Mit  der  Gründung  der  Grameenbank  (Dorfbank)  gelang  Yunus  ein  Programm  zur 
wirksamen  Armutsbekämpfung  in  Verbindung  mit  einem  Modell  lebensnaher 
Volksbildung, welches als „Technologie-Transfer“ von der unterentwickelten Welt in die 
entwickelte Welt reicht. Damit verwirklichte er die essentielle Idee des Kredites, denn 
credo heißt nichts anderes als vertrauen. 90% der KreditnehmerInnen sind Frauen und 
dies  ist  intendiert,  denn  verbunden  mit  dem  Kreditprogramm  ist  die  Idee  der 
sozialkulturellen  Innovation  durch die  Förderung der  Selbstorganisationsfähigkeit  mit 
Hilfe  von Empowermentstrategien,  die auf  die Emanzipation von Frauen zielen.  Die 
Bank  arbeitet  dezentral  und  gehört  heute  mit  einem  Anteil  von  90  Prozent  den 
KreditnehmerInnen  selber  und  nur  noch  zu  einem  geringen  Teil  dem  Staat.  Die 
Rückzahlungsquote der Kredite erstaunt jede kommerzielle Bank. Der Grund dafür liegt 
in der sozialen Einbindung der Kreditnehmerinnen in kleine Gruppen, die füreinander 
bürgen und miteinander lernen. 

Überzeugend sind die Darstellungen der Erkenntnisse des Wirtschaftswissenschaftlers 
in der Konfrontation mit der schreienden Armut in seinem Land. „Ich erinnere mich noch 
gut  an  die  Begeisterung,  mit  der  ich  meinen  Studenten  vermittelte,  welche 
ökonomischen  Theorien  Lösungen  für  alle  Arten  von  ökonomischen  Problemen 
bereithielten.  (...)  Dann ging mir  blitzartig  die  Nutzlosigkeit  meiner  Lehrtätigkeit  auf. 
Wozu nützte sie, wenn Menschen auf den Bürgersteigen und vor den Hauseingängen 
verhungerten? (...)  Für die Armen schien der Hungertod die einzige Bestimmung zu 

8 Ebd. S. 22-23.
9 Vgl. Waldert, Helmut: Kleine Kredite für Kleine Leute. In: SKOLAST Zeitschrift der südtiroler 
Hochschülerinnenschaft Bozen, Heft 1 2001, S. 69. 
10 Arlacchi, Pino: Ware Mensch. München 2000
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sein. Wo war denn die Wirtschaftstheorie, die ihr wirkliches Leben berücksichtigte? (...) 
Ich wollte die Wirklichkeit verstehen, die das Leben eines Armen ausmacht, und die 
wahre Ökonomie entdecken, also die des wirklichen Lebens.“11 

An anderer Stelle stellt er fest: „Mir scheint, dass die Armut dazu führt, dass nicht etwa 
nur  einige  dieser  Menschenrechte,  sondern  alle  außer  Kraft  gesetzt  werden.  Denn 
unabhängig von den Erklärungen, die die Regierungen unterzeichnen, oder von dem, 
was  sie  in  ihre  großen  Folianten  schreiben,  besitzen  die  Armen  überhaupt  keine 
Rechte.“12 Armut sei eine Plage, die die Menschen bis in ihr tiefstes Inneres demütige.

Nach langen Auseinandersetzungen mit der Weltbank vermeldete Yunus im November 
1993,  dass  er  „endlich  bis  ins  Innerste  des  Allerheiligsten  der  internationalen 
Geberländer  vorgedrungen“13 sei.  Er  wurde  zur  Welthungerkonferenz  in  der 
Washingtoner Zentrale der Weltbank eingeladen. Die Weltbank unterstützt mittlerweile 
das Mikrokreditsystem und das Jahr 2005 wurde zum Jahr der Mikrokredite erklärt. 

Gemeinwesenökonomie – was ist das?

Jedes Projekt, welches die Erhaltung und nachhaltige Entwicklung des Gemeinwesens 
zum Ziel hat, steht im Widerspruch zu den übermächtigen Kapitalinteressen, die nicht 
nur  Wirtschaft  und  Gesellschaft,  sondern  auch  die  Denkstrukturen  von  Menschen 
beherrschen.  Ein  solches  Projekt  ist  –  wie  begrenzt  auch  immer  –  ein 
sozialökonomischer  Gegenentwurf  und  Korrektiv  gegenüber  der  Dominanz  des 
Kapitals.  Es  stellt  die  Lebensinteressen  ins  Zentrum  und  der  alternativlosen 
Orientierung  am  Eigennutz,  die  Erfordernisse  des  Gemeinwohls  gegenüber,  der 
Fixierung am Wettbewerb, Solidarität und Kooperation. Ein derartiges Projekt ist weder 
aus der Logik des Marktes, noch alleine aus der administrativen Logik des Staates 
denkbar. Es resultiert vielmehr aus den Lebenszusammenhängen des Gemeinwesens 
und  basiert  auf  der  freiwilligen  Assoziation  von  Menschen  die  sich 
zusammenschließen,  um  gemeinsame  Belange  zu  organisieren.  Soziale  und 
ökonomische Selbstorganisation ist Mittel und Ziel der Ökonomie des Gemeinwesens. 

Ich  möchte  zur  Begründung  dieser  Ökonomie  wieder  Argumente  eines 
zeitgenössischen  Vertreters  der  Wirtschaftswissenschaften  heranziehen,  der  das 
Programm der neoliberalen Globalisierung lange Zeit durchsetzte und es heute kritisch 
bewertet.  Der  ehemalige  Chefökonom  der  Weltbank  Joseph  Stiglitz  analysiert  das 
gestörte gesellschaftliche Gleichgewicht infolge von Liberalisierung und Deregulierung, 
welches in den vergangenen fünfzehn Jahren weltweit zu großen Problemen geführt 
habe.14 Nicht nur die Risikoanfälligkeit der Wirtschaft sei erhöht, sondern gleichzeitig 
auch  die  Fähigkeit  zur  Kontrolle  von  Risiken  untergraben  worden.  „Heute  sind  wir 
gefordert, das richtige Gleichgewicht zwischen Staat und Markt, zwischen kollektivem 
Handeln  auf  lokaler,  nationaler  und  globaler  Ebene  sowie  zwischen  dem  Handeln 
staatlicher und nichtstaatlicher Akteure zu finden.“15 Das Gewinnmotiv alleine reiche in 

11 Yunus, Muhammad: Grameen Eine Bank für die Armen der Welt. Bergisch Glattbach 1998, S. 
17-18.
12 Ebd. S. 24.
13 Ebd. S. 28.
14 Stiglitz, Joseph: Die Roaring Nineties. Berlin 2004
15 ebenda: S. 13
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einigen ökonomischen Bereichen eben nicht aus. Die Dichotomie Markt versus Staat 
sei  eine  grobe  Vereinfachung.  Wir  müssten  über  die  Märkte  hinausgehen  und 
kooperativ  handeln  in  unterschiedlichster  Weise.  Die  Bedeutung  ziviler 
Selbstorganisation  zur  Bereitstellung  öffentlicher  Güter  und  zur  alternativen 
Arbeitsorganisation wachse. Marktgläubige haben nicht nur die Bedeutung von Märkten 
überbewertet;  sie  haben  auch  das  Potenzial  für  nichtstaatliche  Aktivitäten  und  die 
Notwendigkeit staatlicher Reglementierung unterschätzt.16 

Die  staatliche  Reglementierung  der  Märkte  auf  globaler  Ebene  ist  ein  ebenso 
dringendes  Erfordernis  wie  die  Herausbildung  und  Erhaltung  lokaler  Ansätze 
lebensdienlichen Wirtschaftens. Als solche versteht sich die Gemeinwesenökonomie.17 

Sie ist eine Idee und Praxis, die gegen die Zerstörung des Gemeinwesens und seiner 
sozialen, ökologischen und ökonomischen Grundlagen antritt und auf die Einlösung der 
Teilhabe- und Teilgaberechte aller Mitglieder des Gemeinwesens zielt. 

Sie ist nicht gleich zu setzen mit „Lokaler Ökonomie“, die aus der Perspektive örtlicher 
Wirtschaftsförderung  v.a.  mit  „Standortsicherung“  gleich  gesetzt  wird.  Aus  dieser 
Perspektive  ist  das  Gemeinwesen  das  soziale,  kulturelle  und  politische  Umfeld, 
welches als „weicher Standortfaktoren“ wahrgenommen wird. Gemeinwesenökonomie 
geht  vielmehr  von  gesellschaftlichen  Problemen  –  ökologischer  Zerstörungen, 
Arbeitslosigkeit, Armut, Wohnungsnot etc. - aus, die sie mit Hilfe sozialer, politischer 
und ökonomischer Mittel in der Logik des Gemeinwesens und seiner BewohnerInnen 
zu lösen sucht. Diese Ziele liegen nicht in der Logik des Marktmechanismus. 

Gemeinwesenökonomie dient nicht der privaten Profitmaximierung und orientiert sich 
nicht  am  Weltmarkt,  sondern  an  der  Bedarfsdeckung,  Existenzsicherung  und 
gesellschaftlichen Integration der örtlichen Bevölkerung. Es geht um die Erhaltung und 
zukunftsfähige Organisation dessen, was Menschen zum Leben und Zusammenleben 
im Gemeinwesen brauchen. Dazu gehören ein Dach über dem Kopf, Grund und Boden, 
eine  existenzsichernde  Arbeit,  eine  angemessene  Infrastruktur,  Gesundheitsdienste, 
sauberes Wasser etc.. 

Eine weitreichende Vorstellung entwickelte Klaus Novy 1986. Zur Gewährleistung von 
Existenzsicherung und lokaler Versorgung schlug er vor, sukzessive Teilsektoren und 
Lebensbereiche  den  Kapital-  und  Wachstumszwängen  zu  entziehen,  und  sie 
bedarfswirtschaftlich, bzw. genossenschaftlich zu organisieren.18 

Es geht bei dieser Vorstellung um die Herausbildung eines lokalen Basissektors, der 
nach anderen Zielsystemen und Rentabilitätsvorstellungen zu organisieren ist. Diese 
Vorstellung  der  Re-Lokalisierung  und  Pluralisierung  des  Wirtschaftens  findet  sich 
mittlerweile bei  vielen VertreterInnen aus Politik  und Wissenschaft,  die sich mit  der 
nötigen Transformation hin zu nachhaltiger Entwicklung auseinandersetzen.  

Arbeit  in  der  Gemeinwesenökonomie  beruht  auf  einem  erweiterten  Blick 
gesellschaftlich  sinnvoller  Tätigkeit,  die  Nachbarschaftshilfe,  Familienarbeit, 

16 ebenda: S. 300-301
17 Vergl.; Elsen, Susanne: Gemeinwesenökonomie, Neuwied 1998
18 Novy, Klaus: Remoralisierung der Ökonomie? In: Schwendter, Rolf (Hrsg.): Die Mühen der 
Berge,  München 1986, S, 199
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Eigenarbeit,  Tausch,  Subsistenz,  Kooperativarbeit,  Erwerbsarbeit  und  Formen 
bürgerschaftlichen Engagements umfasst. 

Eine  solche  Ökonomie  ist  kein  reines  Desiderat.  Bezüglich  ihrer  Reichweite  und 
Verbreitung  in  den  westlichen  Industrieländern  ist  sie  verschwindend  gering.  Ihre 
Bedeutung jedoch wächst. Oskar Negt weist die Richtung, in der diese Ökonomie zu 
suchen ist;  „Die Alternativen zum bestehenden System (sind) nicht in dem abstrakt-
radikal  Anderen  zu  suchen  und  zu  finden  (...),  sondern  auf  der  Unterseite  der 
bestehenden  Verhältnisse,  in  ihren  konkreten  Prägungen  und  ihren  einzelnen 
Krisenherden.  Die  Potentiale  des  besseren  Anderen  bleiben  gleichsam  im 
Schattenbereich und fügen sich nicht zu einer kollektiven Gegenmacht zusammen.“19 

Doch in  diese Richtung bewegen sich derzeit  die  Netzwerke lokaler  und regionaler 
Initiativen,  die  im  Weltsozialforum  deutlich  an  Organisationsfähigkeit  gewonnen 
haben.20 Wissen und Können um kooperative ökonomische Selbstorganisation, welche 
in  anderen  Weltregionen  –  in  Transformations-  und  Industrieländern,  aber  auch  in 
Entwicklungsländern  -    generiert  wurden  sind  als  Lernkontexte  mit  dem  Ziel  der 
Herausbildung nachhaltigen lokalen Wirtschaftens für uns von großer Bedeutung, denn 
unsere  „Fortschritte“  werden  „Rückschritte“  in  Formen  gesellschaftlich  integrierten 
Wirtschaftens sein. 

Bemerkenswert  aus der Perspektive unserer  eigenen derzeitigen Krisensituation,  ist 
der  Umfang,  die  Reichweite,  Vielfalt  und Qualität  neuer  gemeinwesenökonomischer 
Ansätze in Japan. Als ehemaliges Mitglied der Triade der Globalisierungsgewinner – 
USA, Europa, Japan – ist es früher als Europa in die Finanzkrise und insbesondere die 
Vertrauenskrise der Bevölkerung geraten. Innerhalb zivilgesellschaftlicher Kontexte und 
aus berufsständischer Organisation heraus hat sich ein reiches Spektrum aus lokalen 
Komplementärwährungen,  Tauschsystemen  und  genossenschaftlichen  Unternehmen 
gebildet.21 Sie  beruhen auf  Vertrauen in Gegenseitigkeit  und Gemeinschaft  und auf 
dem Misstrauen gegenüber Markt,  Staat und dem Wert des Geldes,  dem durch die 
Bündelung  von  Ressourcen  und  Kompetenzen  und  durch  geldlosen  Tausch 
nachhaltige  Alternativen  in  zivilgesellschaftlicher  Verantwortung  entgegen  gesetzt 
werden.  Die  Süddeutsche  Zeitung  beschreibt  dieses  japanische  Phänomen  als 
„Kapitalflucht der sozialen Art“.22 Insbesondere im Bereich von Gesundheitsversorgung 
und  Pflege  wurden  in  Japan  genossenschaftliche  Lösungen  in  den  Gemeinwesen 
entwickelt,  in  denen  Hilfen  auf  Gegenseitigkeit,  Selbsthilfe,  geldloser  Tausch  und 
professionelle Hilfe kombiniert werden.23

In  den  armen  und  unterentwickelt  gehaltenen  Regionen  der  Welt  sind  traditionelle 
Formen,   die der Logik einer Ökonomie des Gemeinwesens nahe kommen, nach wie 
vor die wichtigste Basis der Existenzsicherung. Als Reaktionen auf die Übergriffe der 
transnationalen Konzerne entstehen auch dort neue Alternativen. 

19 Negt, Oskar: Arbeit und menschliche Würde. Göttingen 2001, S. 405
20 vergl.: Ziegler, Jean: Die neuen Herrscher der Welt. München 2003, S. 221 ff.
21 Lietaer, Bernard A.:Das Geld der Zukunft. München 2002, S. 324 f.
22 Süddeutsche Zeitung vom 7.1. 2003
23 Göler von Ravensburg, Nicole: Genossenschaften in der Erbringung Sozialer Dienste. In: 
Flieger, Burghard (Hrsg.): Sozialgenossenschaften. Neu-Ulm 2003 S. 82
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In  der  internationalen Fachdiskussion ist  Gemeinwesenökonomie zu verorten in  der 
„Solidarökonomie“24, die die kooperative ökonomische Selbsthilfe – z.B. in Form von 
Produktivgenossenschaften oder solidarische Hilfen zugunsten und mit Benachteiligten 
z.B. in Form von Sozialgenossenschaften bzw. Solidargenossenschaften,25 zugeordnet 
werden. 

Es handelt sich nicht nur um einen Sektor, der die Mängel und Fehler von Markt und 
Staat  korrigiert,  sondern  um  eine  eigenständige  Logik  und  Form  wirtschaftlichen 
Handelns  mit  sozialen Zielsetzungen,  wie sie  insbesondere in genossenschaftlichen 
Lösungen  vorfindbar  ist.  Der  Sektor  ist  geprägt  von  den  Handlungsprinzipien: 
Freiwilligkeit,  Solidarität,  Kooperation,  demokratische  Organisation,  Assoziation, 
Selbstorganisation und Gemeinwohlorientierung.  Kapital  hat  dienende Funktion.  Der 
Sektor  überschreitet  die  Grenzen  von  Staat  und  Markt  und  wurzelt  in  der 
Zivilgesellschaft.  Er  erzeugt  gerade  dadurch  neue  Möglichkeitsstrukturen  und 
bedarfsgerechte  Lösungen.  Die  beschäftigungswirksamen  Potentiale  liegen  in  der 
erweiterten Handlungslogik des Agierens im intermediären Raum sowie in der Wirkung 
des  Engagements  bürgerschaftlicher  AkteurInnen  für  eigene  und  gemeinsame 
Belange. 

Dem Sektor ist die Vielfalt der Organisationen zuzuordnen, die jenseits des öffentlichen 
und privaten Bereiches agieren und nicht privater Gewinnmaximierung dienen. Nicht 
die  Gewinnerzeugung,  sondern  die  Gewinnverwendung  unterscheidet  sich  von  der 
privatkapitalistischen  Wirtschaftsweise.  Neben  Vereinen,  Stiftungen  und 
Gegenseitigkeitsgesellschaften,  gehören  diesem  Sektor  nach  dem  erweiterten 
Verständnis  auch  Genossenschaften  an.26 Gerade  in  der  genossenschaftlichen 
Arbeitsorganisation  und  in  der  bürgerschaftlichen  Organisation  und  Kontrolle  der 
Daseinsvorsorge  liegen  die  Potentiale  dieses  Sektors  zur  Lösung  struktureller  und 
sozialer Probleme mit ökonomischen Mitteln - maßgeblich im Beschäftigungsbereich.27  

Der  Begriff  „Solidarökonomie“  betont  die  Bedeutung  des  Steuerungsmediums 
Solidarität28 -  des  sozialen  Kapitals  also  –  welche  in  ökonomischen 
Transaktionsprozessen  extrafunktionale  Engagementbereitschaft  der  beteiligten 
Akteure  freisetzt  und  ganzheitliche  Perspektiven  generiert.29 Solidarökonomie  steht 
gegen  die  Dominanz  der  Gewinn-  und  Konkurrenzprinzipen  als  alleinige 
Steuerungsmodi  ökonomischen  Agierens.  Sie  steuert  sich  durch  Solidarität  und 
generiert  Sozialkapital  durch  Kooperation  und  solidarische  Bewirtschaftung  von 
Ressourcen. 

Ökonomische  Selbsthilfe  als  Alternative  zum  kapitalistischen  Markt  hat  aus 
verschiedenen Gründen, die ich an anderer Stelle dargelegt habe, in Deutschland keine 

24 Frankreich hat seit 1999 ein Staatssekretariat für diesen Sektor. 
25 Zur Unterscheidung der Begriffe: Flieger, Burghard: Sozialgenossenschaften als Perspektive 
für den sozialen Sektor in Deutschland. In: Flieger, Burghard: Sozialgenossenschaften. Neu-Ulm 
2003, S. 11-36
26 Elsen, Susanne: Bürgerschaftliche Aneignung gegen die Enteignungsökonomie. In: 
SOZIALEXTRA 28 Jahrgang, Heft 7-8 2004, S. 42-49
27 Elsen, Susanne: Lässt sich Gemeinwesenökonomie durch Genossenschaften aktivieren? In: 
Flieger, Burghard: Sozialgenossenschaften. Neu-Ulm 2003, S. 57-78
28 Zur Bedeutung und Wirkung des Steuerungsmodus Solidarität, vergl.: Habermas, Jürgen: Die 
neue Unübersichtlichkeit. Frankfurt am Main 1985 S. 158
29 Elsen, Susanne:(1998), S. 95-122
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Tradition.  Dies hat  im internationalen Vergleich zu einer Sonderentwicklung geführt, 
welche den Sektor der Solidarökonomie nicht hat entstehen lassen. 30 

Auch in Deutschland haben sich jedoch - oft aus dem Kontext der Gemeinwesenarbeit - 
solidarökonomische  Lösungen  herausgebildet.  Sie  stehen  aber  ohne  politische 
Akzeptanz und sozialpolitische Förderung schutzlos im Gegenwind und ihr Überleben 
ist eine Frage der Zeit und des Durchhaltevermögens der PionierInnen.31

Lokalisierung und Pluralisierung „von unten“

Nicht  nur  Existenzsicherung  im  Sinne  der  Sicherung  der  individuellen 
Existenzgrundlage  von  Menschen,  die  im  Zuge  des  technologischen  und 
ökonomischen  Wandels  „überflüssig“  werden,  sondern  Wirtschaften  als  soziales 
Handeln  unter  Berücksichtigung  der  Erhaltung  der  ökologischen  und  sozialen 
Existenzgrundlagen32 wird zum Thema der Gestaltung des Gemeinwesens.33 

Die Erfordernisse der Nachhaltigkeit und der sozialen Integration, sprechen für Ansätze 
der (Re-) Lokalisierung wirtschaftlicher Bereiche. Die bewusste Stärkung kooperativer 
lokaler und regionaler Wirtschaftsstrukturen zielt auf eine größere Unabhängigkeit der 
Gemeinwesen vom weltwirtschaftlichen Prozess – „von seiner realen ebenso wie von 
seiner  monetären  Seite,  statt  dessen  muss  die  sichere  Basis  wirtschaftlicher 
Entwicklung  in  der  Befriedigung  der  Bedürfnisse  der  einheimischen  Bevölkerung 
liegen.“34 Der  „globale  Schutz  des  Lokalen“35 verfolgt  nicht  die  Ziele  des  alten 
Protektionismus,  der  einheimische  Märkte  schützt,  während  zugleich  die  anderen 
Märkte  offen  bleiben  sollen.  Lokalisierung  bedeutet  auch  nicht  die  vollkommene 
Abschottung kleinräumiger Einheiten, sondern die Schaffung diversifizierter regionaler 
Wirtschaftskulturen  mit  inter-  und  intraregionalen  Kooperationsbeziehungen  und  ein 
Stärkung der politischen Kontrolle der Gemeinwesen über ihre Märkte. 

Relokalisierung  ist  ein  soziales  Erfordernis:  Der  weltwirtschaftlich  orientierte  Markt 
erfüllt  die  zentrale  Funktion  der  Versorgung  der  Bevölkerung  zur  Deckung 
grundlegender  Bedürfnisse,  die  in  seiner  Logik  nur  durch  marktvermittelte 
Erwerbsarbeitsplätze zu gewährleisten ist, immer weniger.36 

30 Elsen, Susanne: Bürgerschaftliche Aneignung gegen die Enteignungsökonomie. In: 
SOZIALEXTRA 28 Jahrgang, Heft 7-8 2004, S. 42-49
31 Elsen, Susanne: Gemeinwesenarbeit und Lokale Ökonomie. In: Odierna, Simone/Berendt, 
Ulrike (Hrsg): Gemeinwesenarbeit. Neu-Ulm 2004, S. 197- 215
32Vergl.u.a: Duchrow, Ulrich/Hinkelammert, Franz Josef: Leben ist mehr als Kapital. Oberursel 
2002; 

Ulrich, Peter/Maak, Thomas (Hrsg.): Die Wirtschaft in der Gesellschaft. 
Bern/Stuttgart/Wien 2000; Mander, Jerry/Goldsmith, Edward (Hrsg.): Schwarzbuch 
Globalisierung. München 2002
33Elsen,  Susanne/Lange,  Dietrich/Wallimann,  Isidor  (Hrsg.):  Soziale  Arbeit  und  Ökonomie, 
Neuwied 2000
34 Hamm, Bernd: Siedlungs-, Umwelt- und Planungssoziologie. Opladen 1996, S. 359.
35 Hines, Colin/Lang, Tim: Der neue globale Schutz des Lokalen. In: Mander, Jerry/Goldsmith, 
Edward (Hrsg.): Schwarzbuch Globalisierung. München 2002, S. 463.
36 Vgl. Goldsmith, Edward: Das letzte Wort. In: Mander, Jerry/Goldsmith, Edward (Hrsg.): 
Schwarzbuch Globalisierung. 2. Auflage München 2002, S. 498.
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Relokalisierung  ist  ein  ökologisches  Erfordernis:37 Dem  komplexen  Zusammenhang 
sozialer, ökologischer und ökonomischer Erfordernisse der Nachhaltigkeit ist nur unter 
Beteiligung der örtlichen Bevölkerung Rechnung zu tragen. 

Relokalisierung des Wirtschaftens ist ein gesellschaftspolitisches Erfordernis. 

Politische  Gemeinwesen  ohne  eigene  bedarfsorientierte  ökonomische  Grundlage 
können  leicht  vollkommen  handlungsunfähig  werden,  wie  das  Beispiel  Argentinien 
zeigt.  Auch  die  Idee  der  Bürgergesellschaft  erfordert  lokalisierte,  demokratisch 
legitimierte ökonomische Strukturen, denn „Politik (...)  und die Teilhabe/Teilnahme aller 
(...) ist nicht auf einen Bereich der Gesellschaft zu separieren.“38

Relokalisierung  ist  insbesondere  auch  ein  sozialpolitisches  Erfordernis.  Wenn  der 
Sozialstaat abgebaut wird, während immer mehr Menschen ihre Arbeit verlieren, reden 
wir  von  der  ganz  akuten  Gefahr  von  Elend  und  Hunger  im  großen  Maßstab.  Wir 
müssen  also  im  Lokalen  für  Möglichkeiten  der  Existenzsicherung  und  sozialen 
Integration  sorgen.39 Hierzu  gehört  die  lokale  Gestaltung  des  Sozialen.  Eine 
Neuorganisation  sozialer  Leistungen  im  lebensweltlichen  Zusammenhang  als  Teil 
lokalisierten  und  integrierten  Wirtschaftens,  beispielsweise  in  Form  von  Produktiv-, 
Sozial- und Gesundheitsgenossenschaften hat viele Gründe und ist eine der zentralen 
Aufgaben gestaltender Sozialpolitik. 

Folgende  Handlungsprinzipien  bilden  den  Kern  aller  Strategien  zur  Herausbildung 
pluraler, lokaler Wirtschafts- und Gesellschaftssysteme: 

1. die Förderung der sozialen und ökonomischen Selbstorganisationspotenziale 
der Bevölkerung im lokalen wie globalen Kontext,  

2. die  Schaffung  lokaler  Wirtschaftskreisläufe  in  integrierten  regionalen 
Wirtschaftskulturen,40  

3. die  Suffizienz-  und  Effizienz-Perspektive  in  Hinblick  auf  den  Umgang  mit 
Ressourcen, 

4. ein erweitertes Verständnis  von Arbeit  welches alle Felder  gesellschaftlicher 
Tätigkeit umfasst und diese Pluralität fördert.

Als fünftes Prinzip zeichnen sich Tendenzen der Abkoppelung von den Unsicherheiten 
und Abhängigkeiten der monetarisierten Ökonomie in Form von Komplementär-  und 
Alternativwährungen  ab.  Seit  Mitte  der  1990er  Jahre  und  als  Reaktionen  auf  die 
Entwicklungen der  globalen  Finanzmärkte  gewinnen sie  in  den  Industriestaaten  als 
Möglichkeiten  der  Ressourcenkontrolle,  der  lokalen  Wertschöpfung  und  der 
tendenziellen  Abkoppelung  von  den  Prozessen  und  Krisen  der  Weltwirtschaft  an 
Bedeutung.  

37 Der Vertrag des Forums der Nichtregierungsorganisationen 1992 in Rio de Janeiro zu 
alternativen Wirtschaftsmodellen betont neben der relativen Selbstversorgung von Regionen die 
Berücksichtigung der ökokulturellen Besonderheiten und der Diversität der Produktionssysteme 
und Technologien. Vgl. Nach dem Erdgipfel. Global verantwortliches Handeln für das 21. 
Jahrhundert. EINE Welt, Texte der Stiftung Entwicklung und Frieden, Bonn 1993, S. 259f.
38 Narr, Wolf-Dieter/Roth, Roland: Wider die verhängnisvolle neue Bescheidenheit. In: PROKLA, 
Heft 103/1996, S. 298.
39 Vgl. von Lüpke, Geseko: Die Alternativen. München 2003, S. 257-258
40 Vgl. Douthwaite, Richard/Diefenbacher, Hans: Jenseits der Globalisierung – Handbuch für 
lokales Wirtschaften. Mainz 1998.
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Dass es bei  diesen Ansätzen um mehr  geht,  als um Gesellschaftsspiele,  zeigt  das 
Beispiel Argentinien: Die ökonomische Selbstorganisationsfähigkeit der argentinischen 
Bevölkerung hat nach der Staatspleite im Dezember 2001, sozusagen über Nacht, eine 
Vielfalt ökonomischer Alternativen revitalisiert und neu konstruiert, die im ehemaligen 
Musterland  der  freien  Marktwirtschaft  eine  diversifizierte  und  funktionierende 
„Ökonomie von unten“ entstehen ließ. 

Das  Beispiel  Argentinien  verdeutlicht,  wie  wichtig  die  sozialproduktive 
Handlungsfähigkeit der Bevölkerung und die Vielfalt ökonomischer Handlungsvarianten 
sind. Die Zurichtung aller Lebenszusammenhänge für eine „Normalität“ des Lebens und 
Arbeitens,  in  dessen  Zentrum  die  marktvermittelte  Erwerbsarbeit  steht,  verhindert 
Möglichkeiten  und  Fähigkeiten  zur  Selbstorganisation  und  des  Einübens  in 
Verhaltensweisen,  die  zur  Krisenbewältigung  und  zur  Gestaltung  zukunftsfähiger 
Gemeinwesen von zentraler Bedeutung sind. 

Diese  Vorstellungen  stehen  im  Widerspruch  zu  den  Vertragswerken  der 
Welthandelsorganisation  WTO  mit  den  Zielen  Deregulierung,  Privatisierung  und 
Liberalisierung.41 Den einzelnen Staaten müsste es erlaubt sein, ihre vitalen Interessen 
zu schützen und selbst zu entscheiden, wie sie ihr Territorium nutzen und sich z.B. 
gegen  industrielle  Nahrungsmittelproduktion  wehren.  Insbesondere  gilt  es 
Selbstversorgungssysteme aufzubauen und abzusichern.42 Doch gerade dies ist gegen 
die  Interessen  des  Marktes.  So  heißt  es  in  einem  Bericht  der  Weltbank  (die  die 
marktförmige  Modernisierung  der  Landwirtschaft  in  den  Entwicklungsländern 
vorantreibt)  anerkennend,  dass  Kleinbauern  in  Afrika  „ihre  Ressourcen  –  Boden 
Kapital, Düngemittel und Wasser – hervorragend verwalten“.43 Im gleichen Bericht wird 
aber auch erklärt, warum diese Form des Wirtschaftens dennoch verdrängt und zerstört 
wird:  weil  „bäuerliche  Subsistenzwirtschaft  mit  der  Entwicklung  des  Marktes 
unvereinbar ist.“44  

Die  in  Ladakh  lebende  schwedische  Autorin  Helena  Norberg-Hodge setzt  sich  seit 
vielen Jahren für die Stärkung und Erhaltung der Vielfalt eigenständiger lokaler und auf 
Gemeinschaften basierender Wirtschaftskulturen ein, die sich an der Versorgung der 
örtlichen  Bevölkerung  orientieren.  Sie  betont,  dass  es  von  großer  Wichtigkeit  sei, 
Wissenssysteme und wirtschaftliche Modelle zu unterstützen, die auf einem genauen 
Verständnis  der  verschiedenen  Regionen  und  deren  jeweilig  einzigartigen 
Gegebenheiten beruhen. Gerade weil es so viele Menschen gäbe, müsse das Modell 
der  Globalisierung,  das mit  Urbanisierung,  großen und zentralen Systemen,  hohem 
Ressourcenverbrauch und umweltschädlicher  Produktion  verbunden ist,  aufgegeben 
werden.  Dieses  System versorge  nur  eine  Minderheit  mit  Wohnung,  Kleidung  und 

41 Insbesondere die „Meistbegünstigungsklausel“ und die Klausel über die Inländerbehandlung 
stehen einem Schutz der regionalen Wirtschaft durch freiwillige Zusammenschlüsse 
benachteiligter Länder entgegen. Erste Klausel besagt, dass ein WTO-Mitglied die Vorteile, die 
es einem anderen Mitgliedsland gewährt, unverzüglich auch allen anderen gewähren muss. Die 
zweite Klausel verpflichtet die Mitgliedsstaaten, keine unterschiedlichen Bestimmungen für 
einheimische und inländische Anbieter zu erlassen.  
42 Vgl. Passet, René: Plädoyer für eine humane Wirtschaftspolitik. In: Le Monde diplomatique. 
Februar 2001, S. 8.
43 Goldsmith (2002) S. 496.
44 Ebd.
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Nahrung.  Erforderlich  seien  kleine,  diversifizierte,  lokal  angepasste 
Produktionsverfahren. 

Ein  wirklicher  Erfolg  der  Einzelinitiativen  erfordert  nach  Norberg-Hodge  einen 
Richtungswechsel  der  Politik  auf  nationaler  und  internationaler  Ebene,  die  Politik 
müsse die gesamte Bandbreite öffentlicher Subventionen zur Stützung des dominanten 
Wirtschaftssystems  überdenken.  Da  Lokalisierung  die  Anpassung  an  die 
Gegebenheiten vor Ort bedeute, gäbe es kein einheitliches Rezept. Besonders wichtig 
sind die Gründung von Banken und Kreditfonds auf Gemeindeebene, Kampagnen zum 
Kauf  lokaler  Produkte,  lokale  Tauschsysteme  und  komplementäre  Währungen, 
Leihstellen  für  Gebrauchsgüter,  Erzeuger-Verbraucher  Kooperation, 
gemeinschaftsgestützte  Landwirtschaft  und  Ansätze  des  Umdenkens  im 
Bildungsbereich.45

Ökonomische Selbstorganisation als sozialpolitische Entwicklungsaufgabe

Was hat das alles mit befreiender Sozialarbeit zu tun?

Die Schaffung von Voraussetzungen für bürgerschaftliche Selbstorganisation in allen 
relevanten  Bereichen  des  Lebens  und  Zusammenlebens  der  westlichen 
Industriestaaten  ist  eine  gesellschaftliche  Entwicklungsaufgabe.  Selbstorganisation 
ersetzt nicht die sozialstaatliche Absicherung von Lebensrisiken. Ihre aktive Förderung 
ist vielmehr eine vorrangige Aufgabe gestaltender Sozialpolitik um soziale Integration 
und  eigenständige  Existenzsicherung  von  Menschen  und  die  Zukunftsfähigkeit  der 
Gemeinwesen zu sichern.   

Zu  beobachten  ist,  dass  sich  das  politische,  soziale  und ökonomische  Reflexions-, 
Steuerungs-  und  Gestaltungspotenzial  zivilgesellschaftlicher  Kräfte  zunehmend  auf 
unkonventionelle  Formen  der  Erschließung  und  Erhaltung  von  Tätigkeiten  und 
Ressourcen  im  Gemeinwesen  bezieht.  Die  derzeitigen  Gründungen  von 
Produktivgenossenschaften zur kooperativen Arbeitsorganisation, zahlreiche Versuche 
mit Komplementärwährungen und die Entstehung von Bürgerfonds als Alternativen zur 
Privatisierung von Einrichtungen und Leistungen der öffentlichen Daseinsvorsorge auch 
in Deutschland, weisen in diese Richtung. 

Verschiedene Empfehlungen sowohl zur Schaffung der politischen Voraussetzungen 
als  auch  zu  unkonventioneller  Aktivität  der  Bürgerinnen  und  Bürger  jenseits  des 
politisch  Erlaubten,  zielen  darauf,  sich  die  Arbeit  zu  nehmen  und  nicht  darauf  zu 
warten, dass jemand kommt, um sie zu geben. Peter Grottian, Roland Roth und Wolf-
Dieter Narr empfehlen eine Dynamisierung des Arbeitsmarktes von unten. Bürgerinnen 
und Bürger sollen sich entlang ihrer Interessen und Qualifikationen selbst eine Arbeit 
suchen  oder  schaffen.  Sie  breiten  ein  großes  Spektrum möglicher  Arbeitsfelder  im 
Gemeinwesen  aus  –  Ökologieassistenz,  Behinderten-  und  Altenbetreuung, 
Lehrerassistenz,  etc.  Die  Entlohnung für  diese  Tätigkeiten  solle  höher  sein  als  der 
Betrag der „menschenrechtsgemäßen Grundsicherung“, die Bürgerinnen und Bürgern 
zustehe, um frei von existenziellen Ängsten leben zu können.46 

45 Vgl. Norberg-Hodge, Helena: Richtungswechsel. In: Mander (2002)  S. 443 f.
46 Grottian, Peter/Roth, Roland/Narr, Wolf-Dieter: a.a.O.  
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Oskar  Negt  spricht  von  der  Notwendigkeit  der  Schaffung  vollkommen  neuer 
Arbeitsplätze, die auf die Wiederherstellung des beschädigten Gemeinwesens gerichtet 
sind.47 Doch  auch  ihm  geht  es  nicht  nur  um  Güterproduktion  und  Erwerbsarbeit, 
sondern  um eine  Vielfalt  sinnstiftender  Tätigkeiten  im Gemeinwesen,  die  autonome 
Gestaltungsräume  und  die  Möglichkeit  der  Entfaltung  von  Eigeninitiative, 
Unbotmäßigkeit und Kreativität erfordere. Dies sei einzig und allein der Ausweg aus der 
gegenwärtigen Kulturkrise.

Auch der Utrechter Ökonom Willem Hoogendijk geht von der lokalen Selbstorganisation 
von Arbeit  aus. In den schwarzen und grauen Arbeitssektoren der Arbeitslosen und 
Sozialhilfeberechtigten - Nachbarschaftshilfen, Tausch, freiwilliger Arbeit, gemeinsamer 
Nutzung von Gebrauchsgütern – sieht er Vorläufer  einer „Wirtschaft  von unten“.  Als 
etablierte Formen nennt er die japanischen Produzenten/Verbraucher-Gemeinschaften, 
die eine neue Verbindung zwischen Agrarproduzenten und Stadtmenschen schaffen, 
oder  Kreislaufbetriebe  und  Kooperativen.  „Kommunale  (...)  Kooperativen  können 
Formen sein, mit denen Bürger ihre Wirtschaft offizieller machen könnten, ohne sie an 
die Obrigkeit auszuliefern. Gemeinden müssen dazu gebracht werden, Gebäude und 
Grund  für  kooperative  wirtschaftliche  Tätigkeiten  zur  Verfügung  zu  stellen  oder  zu 
erwerben.“48 KonsumentInnen  und  BewohnerInnen  sollten  von  Anfang  an  bei  der 
Errichtung von kooperativen lokalen Betrieben beteiligt sein, eventuell auch finanziell, 
wobei die Erträge der Betriebe dem Gemeinwesen zugute kommen. Hoogendijk sieht 
die Aufgabe der Sozialen Arbeit darin, den Transformationsprozess aktiv zu gestalten, 
indem sie sich von der Fixierung auf Erwerbsarbeit weg und zu kreativer Produktion im 
Gemeinwesen hin orientiert. 

Die Schaffung und Ausweitung sozialproduktiver  Handlungs-  und Erfahrungsräumen 
und die Bemächtigung Benachteiligter, diese zu nutzen ist der wichtigste Schritt sozial 
nachhaltiger  Entwicklung  in  den  westlichen  Industrieländern.  Dies  ist  eine  zentrale 
Aufgabe  der  Gemeinwesenarbeit  in  einer  Zeit,  in  der  mit  der  dauerhaften 
ökonomischen Ausgrenzung ganzer Bevölkerungsgruppen und Regionen auch deren 
Ausgrenzung  aus  allen  anderen  gesellschaftlichen  Bereichen  erfolgt.  Der  Kanadier 
Robert Campfens thematisiert in seiner internationalen Studie diese Ansätze als neue 
Bewegungen des Community Development. 49 

Der Anspruch professioneller Gemeinwesenarbeit,  primär ökonomische Probleme als 
solche zu begreifen und zu bearbeiten, ist nicht neu. Wirtschaften ist Kern des Lebens 
und Zusammenlebens im Gemeinwesen. Auch wenn die deutsche Gemeinwesenarbeit 
einen  Sonderweg beschritten  hat,50 beschränkte  sie  sich  weder  in  ihrer  Geschichte 
noch in  der  Gegenwart  auf  den außerökonomischen Bereich,  sondern  suchte  stets 
auch  eigenständige  sozialökonomische  Lösungen  mit  primär  ökonomisch 
benachteiligten  und  ausgegrenzten  Gruppen.51 Professionelle  und  bürgerschaftliche 
Kräfte  haben  aus  konkreten  Problemlagen  durch  Mandatsnahme  und 
47 Negt, Oskar: Arbeit und menschliche Würde. Göttingen 2001 
48 Hoogendijk, Willem: Die Rückeroberung der Arbeit. In: Stiftung Bauhaus Dessau (Hrsg.:) 
Wirtschaft von unten. Dessau 1996 S. 30.
49 Campfens, Robert: Community-Development around teh world. Toronto, Buffalo, London. 
1999, S. 5
50 Elsen, Susanne: Gemeinwesenarbeit und Lokale Ökonomie. In: Odierna, Simone/Berendt, 
Ulrike (Hrsg): Gemeinwesenarbeit. Neu-Ulm 2004, S. 197- 215
51 Z.B. die Emmaus-Bewegung in der Arbeit mit Obdachlosen
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Grenzüberschreitungen unkonventionelle Lösungswege vor Ort gesucht und gefunden 
und durch tägliche Pionierarbeit gleichzeitig die politischen, sozialen und ökonomischen 
Grundlagen dieser Arbeit geschaffen. 

Gemeinwesenarbeit  kann unter  Einsatz ihres Methodenrepertoires folgende Ansätze 
zur Förderung der Gemeinwesenökonomie anwenden: 

1. Die  systematische  Verbindung  konkreter  Bedarfe  und  Potentiale  im 
Gemeinwesen

2. Die Einleitung von Prozessen des personalen und strukturellen Empowerments 
und die Förderung sozialer und ökonomischer Selbstorganisation

3. Die Förderung von kooperativem Entrepreneurship

4. Die  Begleitung  der  Gründung  kooperativer  Unternehmen  im  Bereich  von 
Produktion, Versorgung, Dienstleistung, Bildung, Gesundheit und Soziales 

5. Das Wirken als intermediäre Instanz

6. Die Gestaltung  von lokalen  Kooperationsverbünden und Kreislaufökonomien 
mit gemeinsamer kooperativer Infrastruktur nach dem Vorbild Italiens

7. Die  Schaffung  von  lokalen  Multistakeholderkonstruktionen  insbesondere  für 
kooperative Lösungen der Daseinsvorsorge. Ein Beipiel:

Die Genossenschaft am Beutelweg mit ihren Tochterunternehmen52 hat sich in einem 
Problemquartier  in  Trier  in  den  vergangenen  11  Jahren  zu  einem 
Unternehmensverbund entwickelt,  der  heute über mehr als 450 Wohneinheiten und 
Gewerbebetriebe  mit  mehr  als  70  Arbeitsplätzen  -  überwiegend  in  Handwerk  und 
Dienstleistung -   verfügt.  NutzungseigentümerInnen sind die sozial  und ökonomisch 
benachteiligten  BewohnerInnen  des  Stadtteils  selbst.  Dieser  Unternehmensverbund 
steht  auch  aufgrund  seines  Erfolges  in  einem  höchst  komplexen  und  gefährlichen 
Konfliktfeld  mit  lokaler,  regionaler  und  überregionaler  Poltik,  organisierter 
Handwerkerschaft  (obwohl  selbst  Mitglied  der  Kammer),  Banken,  örtlicher 
Wohnungswirtschaft,  traditionellen  Wohlfahrtsverbänden,  örtlicher 
„Hofberichterstattung“  und vielen anderen dauerhaften oder  situativen Gegnern  und 
Konkurrenten. Reussieren und vor allem Überleben in einem solchen Gegenwind, heißt 
dass  man  warm  angezogen  sein  muss.  Das  aber  sind  die  sozial  benachteiligten 
StadtteilbewohnerInnen  nicht.  Es  gibt  viele  Gründe  dafür  dass  es  diese 
Genossenschaft  und  ihre  Tochterunternehmen  immer  noch  gibt.  Der  bedeutendste 
Stabilisationsfaktor  besteht  jedoch  in  einem  dichten  Netz  aus  PromotorInnen  und 
bürgerschaftlich  engagierten  Frauen  und  Männern  aus  allen  gesellschaftlichen 
Schichten  und  Bereichen  –  aus  Politik,  Kirche,  Wissenschaft,  Wirtschaft  und 
Gesellschaft – die sich als Personen mit ihrer Arbeitskraft, ihrem Know-How, ihrer Zeit 
und ihren Verbindungen, Ideen und Kompetenzen wie ein Schutzwall um das Projekt 
formiert  haben  und  gemeinsam  mit  den  BewohnerInnen  und  NutznießerInnen  das 
Interesse haben, ihr Unternehmen zu verteidigen und stark zu machen.

52 die Autorin ist Mitbegründerin und langjährig bürgerschaftlich im Unternehmensverbund 
engagiert
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Die  Ideen  und  Projekte  ziviler  Akteurinnen  und  Akteure  und  die  Wege  zu  ihrer 
Erreichung sind  unkonventionell.53 Sie  sind  selten  Resultate  politischer  Programme, 
sondern meist aus Not oder Abwehr von Not und nicht selten in konfliktiven Kontexten 
entstandene Formen der Selbsthilfe. Sie widersprechen den Vorstellungen etablierter 
Systeme  in  Verwaltung,  Markt  und  Politik.  In  einem  etatistischen  System,  als  das 
Deutschland  bezeichnet  werden  kann,  stößt  das  Engagement  von  BürgerInnen 
außerhalb fremdbestimmter ehrenamtlicher Einsätze im Sozialbereich keineswegs auf 
Entgegenkommen.54 

Sollen  Bürgerinnen  und  Bürger  in  Selbstorganisation  soziale  und  ökonomische 
Verantwortung übernehmen, müssen sie dies auch wirklich dürfen. Politik, Verwaltung, 
Wirtschaft  und Verbände müssen sie an den Nahtstellen ihrer Handlungsfelder oder 
Kompetenzbereiche  zulassen  und  sie  nicht,  wie  dies  im  Bereich  ökonomischer 
Selbstorganisation Praxis ist, verhindern und vernichten, oder wie im Bereich sozialer 
und politischer Selbsthilfe und Selbstorganisation üblich, vereinnahmen und gängeln. 

Die  Erfordernisse  des  Gemeinwesens  und  die  Herausbildung  von  wirtschaftlichen 
Lösungen  sozialer  Probleme  im  Sinne  der  Gemeinwesenökonomie  sind  nur  wenig 
kompatibel  mit  der  Gemeinwesenarbeit  deutscher  Tradition  auch  wenn  diese,  wie 
erwähnt, immer wieder auch eigenständige Ökonomien generieren konnte. 

Will  Gemeinwesenarbeit  vor  dem  Hintergrund  der  geschilderten  Ausgangslagen 
Prozesse  der  sozialökonomischen  Entwicklung  in  Gang  setzen,  bedarf  es  der 
Akzeptanz  Sozialen  Wirtschaftens55,  des  Aufbaus  weitgehend  unabhängiger 
Ermöglichungsstrukturen  und  der  Schaffung  von  „Resilienz“  –experimenteller  und 
milieuspezifischer  Formen  pluralen  Wirtschaftens,  die  nicht  immer  im  Mainstream 
liegen. 

Wie sonst soll Neues entstehen können?  

Empowerment, ökonomische Kooperation und Selbstorganisation 

Produktives,  kooperatives Agieren im Gemeinwesen,  die Verbesserung der  eigenen 
und gemeinsamen physischen Lebensvoraussetzungen ist ein idealer Kontext für die 
Einleitung und Ausweitung personaler und struktureller Empowermentprozesse.56 Die 
Bündelung  von  Kräften  und  Ressourcen  ermöglicht  den  Beteiligten  soziale, 
ökonomische  und  politische  Teilhabe.  Gleichzeitig  schafft  sie  die  materiellen 
Voraussetzungen des Prozesses und seiner Weiterentwicklung.57 

Individuelles und gemeinsames produktives Agieren ist also gleichzeitig Voraussetzung 
und  Resultat  des  Prozesses,  der  schrittweisen  Wiederaneignung  von 
Gestaltungsoptionen  der  eigenen  und  gemeinsamen  Lebenszusammenhänge.  Die 

53Boll, Joachim/Huß, Reinhard/Kiehle, Wolfgang: Mieter bestimmen mit, Darmstadt 1993
54 Klages, Helmut: Der Blockierte Mensch. Frankfurt/New York 2002
55 Im Sinne einer Bedarfswirtschaft, die durchaus Gewinne erwirtschaftet, diese jedoch im Sinne 
eines sozialen Förderzwecks – z.B. Erschließung sinnvoller Arbeit im Gemeinwesen - verwendet 
56 Ich betone erneut, dass Empowerment nicht als Alternative zu sozialstaatlicher Absicherung 
diskutiert werden kann, sondern dass diese Prozesse soziale Sicherheit voraussetzen.
57 Elsen, Susanne: Lässt sich Gemeinwesenökonomie durch Genossenschaften aktivieren? In: 
Flieger, Burghard: Sozialgenossenschaften. Neu-Ulm 2003, S. 57 f. 
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damit verbundenen Kontrollerfahrungen beruhen auf personalen Selbstveränderungen 
von  Einzelnen  und  Gruppen  durch  das  Erleben  eigener  Handlungsfähigkeit  und 
verstärken  diese  gleichzeitig.  Menschen,  die  keinen  ausreichenden  Zugang  zu 
Ressourcen haben, mischen sich in Selbstorganisation in politische, ökonomische und 
soziale Zusammenhänge ein und initiieren dadurch ein kollektives Projekt mit dem Ziel 
der Umverteilung und Korrektur sozialer Ungleichheiten.58 Diese Aneignung wirkt über 
die individuelle und die Gruppenebene hinaus und initiiert sozialen Wandel im Sinne 
veränderter Machtkonstellationen im Gemeinwesen, tangiert Verhalten und Einstellung 
der  Beteiligten  und  die  gesellschaftlichen  Strukturen,  welche  die  Chancen  und 
Benachteiligungen bedingen. 

Empowerment setzt reale gesellschaftliche Handlungschancen voraus und ist deshalb 
auch  nicht  ohne  gesellschaftliche  Investition  denkbar.  „Empowerment  means  giving 
choices and enabling the poor to gain assets.”59 Auf personale Befähigung zielende 
Ansätze  professioneller  Unterstützung  bleiben  wirkungslos,  wenn  nicht  materielle, 
rechtliche  und  politische  Rahmenbedingungen  Selbstorganisationsprozesse 
Benachteiligter  fördern  und  erneute  Misserfolgserlebnisse  verhindern.60 „Teaching 
individuals what is possible, encouraging them to acquire personal assets and skills 
requires that they also see potential within their own communities. (…) Empowerment 
occurs as people (...) recognize opportunity wihin the community.“ 

Was  motiviert  Menschen,  die  von  Entwertungserfahrungen  geprägt  sind,  zur 
Organisation  eigener  und gemeinsamer  Belange? Community-Organizing nach Saul 
Alinsky zielt  insbesondere auf den ersten, schwierigen Schritt  der Mobilisierung und 
Artikulation eigener und gemeinsamer Anliegen benachteiligter Menschen im lokalen 
Zusammenhang.  Um  die  Betroffenen  zu  erreichen,  bedarf  es  nach  Alinsky  eines 
kommunikativen Zugangs der frei ist von Moral und Druck. 

Mobilisierbar  sind  die  konkreten  Lebensinteressen  von  Einzelnen  und  Gruppen  in 
spezifischen  Betroffenheitslagen,  nicht  abstrakte  Zielsetzungen.61 Ökonomische 
Selbsthilfe, die eine Aussicht auf  konkrete Verbesserungen der Lebensbedingungen 
oder  auf  Möglichkeiten  eigenständiger  Existenzsicherung  eröffnet,  ist  von  höchster 
Relevanz  für  Menschen,  denen diese Möglichkeit  vorenthalten  wird  und denen aus 
ökonomischen Gründen auch attraktive alternative Betätigungsfelder fehlen. 

Die Selbstorganisation Benachteiligter  erfordert  Strategien des Machtausgleichs und 
der  Bemächtigung  Benachteiligter.  Die  Verfahren  der  Gemeinwesenarbeit, 
insbesondere  des  Community-Organizing  und  des  Community-Education  wirken 
machtausgleichend  und  ressourcenbildend  und  schaffen  so  die  Voraussetzung  für 
schrittweise Empowermenterfahrungen Benachteiligter. 

Selbstorganisation  ist  kein  sozial  gleich  verteiltes  Gut.  „Die  Teilhabe  an 
Selbstorganisation folgt den Spuren einer „stillen“ Selektivität, sie variiert entlang der 
Demarkationslinie sozialer Ungleichheit (Bildung, Einkommen, Macht). Und so ergeben 
58 Herriger, N.: Empowerment in der Sozialen Arbeit  Stuttgart/Berlin/Köln 2002
59 Rubin, Herbert J.: There arent´t going to be any bakeries here if there is no money to afford 
jellyrolls: The organic theory of community based development. In: Social Problems, Vol. 41, No. 
3, August 1994, S. 416
60vergl.: Elsen, Susanne/Ries, Heinz A. Hrsg.): Sozialen Wandel gestalten - Lernen für die 
Zivilgesellschaft, Neuwied 2000
61 Alinsky, Saul: Anleitung zum Mächtigsein. Bornheim 1993
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sich auch hier alte Ungleichheitsrelationen: Im Gegensatz zu Angehörigen mittlerer und 
gehobener  sozialkultureller  Milieus  verfügt  vor  allem  die  „klassische“  Klientel 
sozialstaatlicher  Dienstleistungsagenturen,  nämlich  Personen  mit  geringem 
Einkommen,  niedriger  allgemeiner  und  beruflicher  Bildung  und  einer  nur  wenig 
vernehmbaren  öffentlichen  Stimme,  kaum  über  das  (ökonomische,  kulturelle  und 
soziale) Kapital, das nötig ist, um sich selbstbewusst schöpferisch in Assoziationen ... 
einzumischen.“62 Gerade  die  Ressourcenrestriktionen  der  ökonomisch  und  sozialen 
Benachteiligung also wirken in der Weise, dass sie die kollektive Selbstorganisation als 
einzige Möglichkeit zur Erweiterung der Macht- und Ressourcenlage, verhindern.63 

Sozialproduktives  Agieren  im  lokalen  Raum  nutzt  die  lokalen  „Standortvorteile“ 
Kooperation und soziales Kapital sowie die Möglichkeit, Synergien durch Bündnisse, 
Kombinationen  und  Lobbystrukturen  zu  erzeugen.  Die  Potentiale  bürgerschaftlichen 
Engagements  können produktiv  für  das  lokale  Gemeinwesen  und dessen  Stärkung 
genutzt und gefördert werden. Projekte und Unternehmen im lokalen Raum können als 
„Multi-Stakeholder-Unternehmen“  eine  besondere  Stabilität  erzielen,  da  sie  von 
verschiedenen lokalen AkteurInnen aus Wirtschaft, Politik  und Gesellschaft  getragen 
werden. 

Die Erhaltung, Bewirtschaftung und Zuteilung von Ressourcen und die Verhinderung 
dysfunktionaler  Ressourcenabflüsse  zur  Stärkung  der  lokalen  Basis,  sind  wirksame 
Wege  strukturellen  Empowerments.64 Gerade  der  Ressourcenabfluss  aus 
benachteiligten  Gemeinwesen ist  einer  der  Hauptgründe für  die  Abwärtsspirale,  die 
segregierte Armutsquartiere entstehen lässt. Eine Unterbrechung und Umkehr hin zu 
„empowered  communities“  erfordert  die  Schließung  der  Ressourcenkreisläufe. 
„Neighborhoods  of  the  poor  are  economically  and  socially  dependent  regions  from 
which wealth  has been extracted and little  returned.  The metaphor  of  wealth being 
extracted from the neighborhood is both an explanation for the problems the community 
faces and a guide for tactics for combating the problems.”65 

Durch  Reinvestitionen  im  lokalen  Verbund  der  Unternehmen  und  Organisationen 
können die physischen Grundlagen des Gemeinwesens erhalten und erweitert werden. 
Die Strategie der Bildung von short-circuits66 mit dem Ziel der (Re-) Lokalisierung von 
Versorgung,  ökonomischer  und  sozialer  Integration  der  lokalen  Bevölkerung  ist  ein 
zentraler  Aspekt  nachhaltiger  Sicherung  der  Lebensgrundlagen  aus  politischer, 
ökologischer,  sozialer  und  ökonomischer  Perspektive.  Die  hier  diskutierten  Ansätze 
personalen und strukturellen Empowerments sind also über die spezifische Situation 
benachteiligter Quartiere hinaus von hoher Relevanz. 

Auch dies sind nicht nur Wunschvorstellungen. 

62 Herriger, Norbert: a.a.O. S. 137
63 Karsch, Thomas: Kollektives Handeln der Armen als Voraussetzung für Entwicklung. Frankfurt 
am Main 1997
64 Vergl.: Kretzmann, John/McKnight, John: Building Communities from the inside out. Chicago 
1993
65 Rubin, Herbert: There aren´t going to be any Bakeries here…In: Social Problems. Vol 41 Nr. 3 
August 1994 S. 411
66 Douthwaite, Richard: short circuit Strengthening Local Economies for Security in an Unstable 
World. Dublin 1996
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Genossenschaften  und  genossenschaftliche  Fonds  sind  geradezu  ideale 
Organisationsformen  der  Belange  der  Gemeinwesen.67 Als  Antworten  auf  die 
krisenhaften  wirtschaftlichen  Entwicklungen  übernehmen  sie  öffentliche  und 
privatwirtschaftliche  Aufgaben,  um  die  Grundlagen  der  Existenz  der  lokalen 
Bevölkerung und des Zusammenlebens im Gemeinwesen zu sichern. Gründungen von 
Kooperativunternehmen lassen sich nach meiner Beobachtung in den Industrieländern 
derzeit in folgenden Bereichen feststellen:

1. Unternehmen  der  alternativen  Arbeitsorganisation  gewerblicher  Wirtschaft 
(Belegschaftsbetriebe),  die  das Ziel  haben,  die  Erwerbsarbeit  vor  Ort  durch 
kooperative Betriebsübernahmen zu sichern. 

2. Kooperative  Unternehmen  im  Bereich  lokaler  Arbeitsmarktpolitik  mit  Frauen 
und  Männern,  die  am  Arbeitsmarkt  besonders  benachteiligt  sind. 
(Existenzsicherungsgenossenschaften). 

3. Produktivgenossenschaften  überwiegend  hochqualifizierter  Kräfte 
beispielsweise  im  Ingenieurwesen  und  im  IT-Bereich,  die  im  Markt  und  im 
öffentlichen Sektor keine sicheren Arbeitsplätze mehr finden und ihre Chancen 
gemeinsam verbessern. (Geistkapitalunternehmen). 

4. Sozial-, Bildungs-, Kultur und Gesundheitsgenossenschaften, die dem Abbau 
und den Qualitätseinbußen durch Privatisierung in diesem Bereich entgegen 
wirken  sollen.  Die  Gründungen  erfolgen  sowohl  durch  Anbietende  und 
NutzerInnen  und  mitunter  als  alternative  sozialpolitische  Lösungen  durch 
öffentliche Förderung. Diese sind auch aus der Perspektive der Emanzipation 
der  TrägerInnen/NutzerInnen  zu  betrachten,  die  sich  damit  von  einer 
Entmündigung durch „Experten“ verabschieden.

5. Bemühungen  um  die  lokale  Kontrolle  von  Geld  in  Form  von 
Komplementärwährungen und lokalen Bankkooperativen.68 

6. Kooperativen  und  Fonds,  die  die  öffentliche  Infrastruktur  und  Versorgung 
(Energie,  Wasser)  durch die  lokale  Bevölkerung gegen Kommerzialisierung 
sichern. 

Zwei  aktuelle  deutsche  Beispiele  bürgerschaftlicher  Übernahme  öffentlicher 
Versorgungsleistungen als Alternative zur Privatisierung:69 

Der Gemeinderat  wollte  die Wasserversorgung des 370-Seelen-Dorfes Ellerhoop in 
Schleswig  Holstein  vor  acht  Jahren  verkaufen.  Nur  90  Haushalte  sind  an  das 
Wasserversorgungssystem angeschlossen, die anderen haben eigene Brunnen. Nach 
dem Verkauf wären alle Haushalte zwangsweise angeschlossen worden und hätten 
dafür  die  Kosten  in  und  außerhalb  ihrer  Häuser  zahlen  müssen.  Nach  einem 
Bürgerentscheid  und zähen Verhandlungen mit  dem Gemeinderat,  erarbeiteten  die 
BürgerInnen  einen  Geschäftsplan,  gründeten  eine  Genossenschaft,  kauften  die 

67 Elsen, Susanne: Lässt sich Gemeinwesenökonomie durch Genossenschaften aktivieren? In: 
Flieger, Burghard (Hrsg.): Sozialgenossenschaften. Neu-Ulm 2003 S. 57 f.  
68 Eine Dokumentation gemeinwesenorientierter Geldsysteme erscheint in: Elsen, Susanne: 
Gemeinwesenentwicklung und Solidarökonomie. Weinheim, München 2006
69 Brand eins 5. Jahrgang Heft 07 September 2003 S. 66f
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Wasserpumpe und haben sich damit ihre Versorgung zu ihren Konditionen und zum 
Nutzen des Gemeinwesens gesichert.

Die Stadt Herten steht seit 1995, wie viele andere Städte, aufgrund ihrer Schuldenlage 
unter  Landesaufsicht.  Mit  dem  Verkauf  der  lukrativen  Stadtwerke  –  96%  der 
BürgerInnen beziehen von ihnen Strom, Gas und Wasser - an die kaufinteressierte 
Deutsche Bank, hätte sie eine Finanzlücke kurzfristig schließen können – auf Kosten 
der BürgerInnen. Diese gründeten den „Herten-Fonds“, der 10 Millionen Euro in Form 
von Bürgereinlagen sammelte und die Stadtwerke kaufte. Das Bürgerunternehmen ist 
ökonomisch  tragfähig  und  erwirtschaftet  Gewinne.  Die  Einlagen  der  BürgerInnen 
werden mit 5% verzinst und die Gewinne werden genutzt, um städtische Einrichtungen 
zugunsten der BürgerInnen zu erhalten, z.B. das Erlebnisbad.  

Gerade  zur  Privatisierung  sind  diese  Möglichkeiten  der  Vergesellschaftung  eine 
lebensdienliche Alternative. Spätestens seit der Ausformulierung und Unterzeichnung 
des  Dienstleistungsabkommens  GATS  zur  privatwirtschaftlichen  Organisation  aller 
öffentlicher  Dienstleistungen  –  von  der  Wasser-  und  Energieversorgung,  über 
Kindergärten,  Schulen und Hochschulen bis  zu allen sozialen  und gesundheitlichen 
Diensten  –  ein  Regelwerk,  dessen  Tragweite  bis  heute  weder  BürgerInnen  noch 
ExpertInnen in den betreffenden Handlungsfeldern zur Kenntnis genommen haben – ist 
eben diese Suche nach Alternativen in Form „vergesellschafteter Privatisierung“ durch 
bürgerschaftliche  Genossenschaften  und  Fonds  von  großer  Bedeutung.70 Der 
Gründungsboom lokaler Genossenschaften und Bürgerfonds insbesondere im Sozial- 
und Gesundheits-  Schul-  und Pflegebereich  in  Finnland,  Italien  und Japan,  ist  eine 
Antwort  der  lokalen  Bevölkerung  auf  die  Privatisierung,  Kommerzialisierung  und 
Enteignung von öffentlichen Einrichtungen und Leistungen.71  

Die innovative Kraft bürgerschaftlicher Entrepreneurs

Soziale Innovation wird häufig durch individuelle und kollektive Akteure eingeleitet, die 
nicht auf die Lösung von  Problemen die sie belasten durch andere warten, sondern 
sich selber in Zusammenhänge einmischen, die sie als ungerecht oder für eigene und 
gemeinsame  Belange  als  schädlich  erachten.  Diese  PionierInnen  sind  in  Politik, 
Wirtschaft, Wissenschaft und Zivilgesellschaft zu finden.72

Professionelle und bürgerschaftliche Kräfte haben aus konkreten Problemlagen durch 
Mandatsnahme  und  Grenzüberschreitungen  auch  in  Deutschland  unkonventionelle 
Lösungswege vor Ort gesucht und durch tägliche Pionierarbeit schaffen sie gleichzeitig 
die politischen, sozialen und ökonomischen Grundlagen dieser Lösungen. 

Ich  sehe in  diesen  Ansätzen Konkretisierungen und Erweiterungen verantwortlichen 
Handelns in der „Bürgergesellschaft“.  Nach diesem gesellschaftlichen Leitbild haben 
Bürgerinnen  und  Bürger  umfassende  Gestaltungsrechte  in  Staat,  Gesellschaft  und 

70 Fritz, Thomas/Scherrer, Christoph: GATS: Zu wessen Diensten? Hamburg 2002
71 Göler von Ravensburg, Nicole: Genossenschaften in der Erbringung Sozialer Dienste. In: 
Flieger, Burghard (Hrsg.): Sozialgenossenschaften. Neu-Ulm 2003 
72 Pioniere, die neue Kombinationen durchsetzen, bezeichnete der österreichische Ökonom 
Joseph Schumpeter (1883-1950) als Entrepreneurs. Diese müssten nicht Fabrikbesitzer, sondern 
könnten durchaus auch Organe einer sozialistischen Gesellschaft oder Häuptlinge eines 
Stammes sein Schumpeter, Joseph A.: Theorie der wirtschaftlichen Entwicklung. Berlin 1987
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Wirtschaft.  In  ihrer  Rolle  als  WirtschaftsbürgerInnen  sind  sie  zugleich 
Wirtschaftssubjekte  und  moralische  Personen,  die  ihre  staatsbürgerschaftliche 
Verantwortung  im  Wirtschaftskontext  nicht  abstreifen.73 Dies  impliziert  die  Option 
bürgerschaftlicher  Selbstorganisation  von  Arbeit  im  Gemeinwesen,  wie  sie  in  freien 
Assoziationen in Geschichte und Gegenwart praktiziert wurde und wird. Assoziationen 
eröffnen  Möglichkeiten  bürgerschaftlicher  Kooperation  und  Absicherung  auf 
Gegenseitigkeit sowie der Bewirtschaftung des „gemeinen Eigenen“.74 

Wirtschaftsbürgerschaftliche  Verantwortungsübernahme  kann  auch  heißen,  als 
Promotorin  Kompetenzen und Ressourcen zugunsten sozialökonomischer  Lösungen 
für und mit Benachteiligten einzubringen.75 

Vorbild  ist  auch  hier  die  Setlementbewegung76 zu  Beginn  des  20.  Jahrhunderts. 
Bürgerinnen  und  Bürger  stellten  sich  an  die  Seite  der  Armen,  Ausgebeuteten  und 
Verelendeten,  entwickelten  mit  ihnen  Projekte,  Einrichtungen  und  Unternehmen, 
wirkten auf die Verbesserung der Arbeits- und Wohnverhältnisse, nahmen nachlässige 
und  korrupte  Entscheidungsträger  in  die  Pflicht  und  erreichten  zahlreiche  soziale 
Reformen. 

Heute sind qualifizierte, materiell versorgte, engagierte und kritische BürgerInnen und 
Bürger  auf  der  Suche  nach  sinnvollen  Tätigkeitsfeldern  und  haben  das  Bedürfnis, 
gesellschaftliche  Innovationen mit  zu  tragen,  die  Ihren  moralischen,  politischen  und 
fachlichen  Vorstellungen  entsprechen.  Ein  Brückenschlag  zwischen  benachteiligten 
und  eher  privilegierten  Gruppen  ist  auch  deshalb  sinnvoll,  weil  die  Benachteiligten 
Verbündete  brauchen,  wenn  der  sozialpolitische  Ausgleich  im  gesellschaftlichen 
Kontext zunehmend nicht mehr konsensfähig ist. 

Nicht „nur in Wirtschaft und Unternehmen (hängt) eine gute Zukunft an den kreativen 
Fähigkeiten  von  Menschen,  an  schöpferischen  Akten,  etwas  zu  denken  und  zu 
machen, was es vorher nicht gegeben hat.“77 Auch im sozialen Bereich braucht es die 
unkonventionellen  Neuerer und Querdenker. Es gibt sie in Geschichte und Gegenwart 
und  überall  auf  der  Welt.  Zu  ihnen  gehört  Muhammad  Yunus,  der  sich  in  seinen 
theoretischen  Abhandlungen  und  seinem  überaus  erfolgreichen  praktischen 
Lösungsansatz insbesondere auf  die Situation der KleinstunternehmerInnen bezieht, 
die ihrerseits Entrepreneurs sind. 

Zu  ihnen  zählt  Jane  Addams,  die  1860  in  Chicago  geborene  Begründerin  des 
sozialreformerischen   Communitywork,  welches  in  seiner  Zusammensicht  der 
komplexen  lokalen  Problemkonstellationen  ebenso  wie  in  den  Interdependenzen 
integrierter  Lösungsansätze  immer  neue  Kombinationen  erfordert.78 Ein  virtuoser 
sozialer  Entrepreneur  ist  auch  Heinz  Ries,  der  Gründer  und  langjährige 
Vorstandsvorsitzende des Unternehmensverbundes „Genossenschaft  am Beutelweg“ 

73 Ulrich, Peter: Der entzauberte Markt. Freiburg/Basel/Wien 2002 S. 102
74 Pankoke, Eckart: Freie Assoziationen. In: Zimmer, Annette/Nährlich, Stefan (Hrsg.): Engagierte 
Bürgerschaft. Opladen 2000 S. 189
75 Vergl.: Elsen, Susanne u.a.: Die Genossenschaft am Beutelweg. In: Elsen, Susanne/Ries, 
Heinz u.a. (Hrsg.): Sozialen Wandel gestalten. Neuwied 2000 S. 269
76 Addams, Jane: Zwanzig Jahre soziale Frauenarbeit in Chicago, München 1913
77 Dettling, Warnfried: Die Stadt und ihre Bürger. In: Schuster, Wolfgang/Dettling, Warnfried: 
Zukunft Stadt. Stuttgart, Leipzig 2001, S. 33
78 Addams, Jane: Zwanzig Jahre Soziale Frauenarbeit in Chicago. München 1913
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in  Trier.  Lange vor  dem Programm „soziale  Stadt“  hat  er  in  einer  breit  angelegten 
Kooperation  das  Konzept  der  integrativen  Sanierung  eines  sozialen  Brennpunktes 
konzipiert  und  nachhaltige  soziale  Lösungen  durch  kreatives,  zivilgesellschaftliches 
Wirken erzielt. 

Soziale  Entrepreneurs  sind  Menschen  mit  einer  Vision  von  Möglichkeiten  eines 
besseren  Lebens  der  Benachteiligten  und  Entrechteten  und  AkteurInnen  sozialen 
Wandels. Sie stoßen mit ihren Vorstellungen oft auf massive Widerstände. 

Die Diskussion um soziales Entrepreneurship findet sich im deutschsprachigen Raum 
seit ca. fünf Jahren in Fachpublikationen, die sozialen Wandel und zivilgesellschaftliche 
Lösungen  sozialer  und  ökonomischer  Probleme  fokussieren.  Aspekte  des 
Entrepreneurships  finden  sich  z.B.  in  Ulrich  Beck´s  Vorstellung  des  „Gemeinwohl-
Unternehmers“,  der  freiwillig  und  projektgebunden  in  kooperativen  und 
selbstorganisierten Arbeitsformen tätig wird.79 

Günter Faltin und Jürgen Zimmer, beide Professoren an der FU Berlin, erkannten in 
den  1990er  Jahren  die  Potentiale  der  Akteure  in  den  Mikroökonomien  der  armen 
Weltregionen,  welche  in  deren  Überlebensstrategien  sichtbar  werden,  als  kreatives 
Entrepreneurship, als Unternehmertum „von unten“.80 81

Jürgen Zimmer hat  gemeinsam mit  deutschen und thailändischen Akteuren mit  der 
„School  for Life“, ein bemerkenswertes Projekt  für AIDS-Waisen und die Kinder der 
Armen in einem Dorf im Norden Thailands realisiert. Zimmer kann selbst als sozialer 
Entrepreneur bezeichnet werden. Das Projekt liegt auf dem Gelände von „Joy´s House“ 
einem preisgekrönten Familienunternehmen im Bereich kulturell sensitiven Tourismus 
in der Nähe von Chiang Mai. Es bietet den Kindern Lebens- und Bildungsperspektiven 
und agiert in einem Netzwerk des Unternehmens, der BewohnerInnen des Dorfes und 
der  dort  ansässigen  Schulen.  Die  berufsbildende  Schule  folgt  den  Vorgaben  der 
thailändischen Regierung, die in einer  Bildungsreform von 1999 die Weiterentwicklung 
dieses  Schulsektors  zu  „Entrepreneurial  Schools“82 beschlossen  hat.  Die 
AbsolventInnen  sollen  befähigt  werden  zu  innovativem  Entrepreneurship  und  zur 
Schaffung von Arbeitsplätzen. „Das Ziel lautet: Erziehung zum Unternehmensgeist. Die 
kooperative  Trägerschaft  und  Entwicklung  des  Projektes  innerhalb  des  örtlichen 
Netzwerkes,  ist  nach  dem  Community-Education-Ansatz  als  Lernkontext  der 
Gemeinwesenentwicklung angelegt. Es öffnet sich nach innen und außen und beteiligt 
sich an der nachhaltigen Entwicklung des Gemeinwesens. 

Die  Verbindung  von  kooperativem  Entrepreneurship  und  Community-Education  hat 
Tradition  und  derzeit  entstehen  neue  Ansätze  mit  wirtschaftlichen  und  sozialen 
Zielsetzungen  auch  an  deutschen  Schulen.  Community-Education  bezieht  sich  auf 

79 Beck, Ulrich: Die Seele der Demokratie. In: Beck, Ulrich (Hrsg.): Die Zukunft von Arbeit und 
Demokratie. Frankfurt am Main 2000, S. 416f.
80 Faltin, Günter/Zimmer, Jürgen: Reichtum von unten. Berlin 1996
81 Durch die Förderung einer „Kultur des Unternehmerischen“, versucht die Stiftung für 
Entrepreneurship etablierte Strukturen im Wirtschaftsbereich aufzubrechen und 
unkonventionellen Sichtweisen und Akteuren den Zugang zum Wirtschaftsleben zu ermöglichen. 
www.stiftung entrepreneurship.de
82 auch diese Bildungsreform beruht auf einer Pilotstudie, die unter Beteiligung von Jürgen 
Zimmer erarbeitet wurde: Zimmer, Jürgen/Puntasen/Apichai/Suksirikul, Somchai/Wawsri, 
Ornuma: The Development of Entrepreneurial Schools in Thailand. Bankok 2001 
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politische, soziale oder wirtschaftliche Defizite, die einzelne Gruppen oder das ganze 
Gemeinwesen  betreffen  und  die  individuelle  oder  gemeinschaftliche  Entwicklung 
behindern.

„Entwicklung  meint  hier  folgerichtig  (...)  ebenfalls  die  strukturelle,  soziale  und 
ökonomische Entwicklung der Community.“83 
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  
Vortrag von Christian Müller, Stadtrat (SPD), 

Zwischen sozialpolitischer Notwendigkeit und finanzieller Realität

„München ist pleite“ ist das geflügelte Wort, das sich mittlerweile in den Köpfen 
festgesetzt hat. Auch die Träger sozialer Arbeit - die gar nicht so revoluzzerhaft sind, 
wie man oft glauben oder sich wünschen möge – haben akzeptiert, dass das eben so 
ist und versuchen – in München zum Glück immer noch mehr recht als schlecht – sich 
mit der Situation als Dauerzustand zu arrangieren. 

Dabei ist München nicht im gängigen Sinn „pleite“. München hat vielmehr ein 
Einnahme-/Ausgabeproblem. Der Unterschied ist folgender: Würde die Stadt München 
eine in der Wirtschaft übliche Bilanz erstellen, stünden den Verbindlichkeiten – derzeit 
etwa 4 Milliarden – Werte gegenüber, die den vermeintlichen Schuldenberg um ein 
Vielfaches überragen würden. Stellt man den Verkauf von ca. 20.000 Wohnungen in 
Dresden für etwa 2 Milliarden in Relation zu den etwa 50.000 Wohnungen, die den im 
Eigentum der Stadt München befindlichen Wohnungsbaugesellschaften gehören, lässt 
sich hier allein ein Wert von weit mehr als den 4 Milliarden Schulden erahnen. 

Die Stadtwerke, die Stadtentwässerung, den Abfallwirtschaftsbetrieb, die 
Stadtgärtnerei, die städtischen Krankenhäuser, die München-Stift GmbH und einiges 
mehr noch nicht eingerechnet. Alles Betriebe, die der Daseinsvorsorge der 
Münchnerinnen und Münchner dienen. Und damit sie weiter im Eigentum der 
Bürgerinnen und Bürger bleiben, müssen wir an unserem Einnahme-/Ausgabeproblem 
arbeiten. Die Reaktion darauf heißt in München Konsolidierung – und nicht Verkauf an 
wen auch immer. EON ist das beste Beispiel für einen Verkauf, in dessen Folge nicht 
einmal mehr die Gewerbesteuer (so sie denn noch bezahlt wird) in München bleibt.

Die zweite konservative Lüge ist, München gebe zu viel aus. Das Gegenteil ist wahr: 
München hat vor allem ein Einnahmeproblem. Und München ist – wie alle Städte – in 
seiner Ausgabestruktur fremdbestimmt. Während nämlich die von der Stadt selbst zu 
bestimmenden Ausgaben wie Jugendarbeit, Personalausgaben, Straßenbau in den 
letzten Jahren trotz Preis- und Tarifsteigerungen real reduziert wurden, sind Ausgaben 
wie gesetzliche Jugendhilfe, Bezirksumlage oder Sozialhilfe gestiegen. Der Freistaat 
hat auch bei allen Gesetzesänderungen, die insbesondere im Bereich der Sozialhilfe in 
den letzten Jahren die soziale Leistungsstruktur geradezu umgekrempelt haben, 
keineswegs darauf geachtet, dass Entlastungen auch an die wesentlichen 
Leistungsträger, nämlich die Städte – weitergereicht wurden. Ganz im Gegenteil. 
Profitiert haben Freistaat und Bezirk. Dass der Bezirk dann die ihm zustehende Umlage 
reduziert ist, ein logisches Gebot. Wenn die CSU das dann auch noch als Erfolg feiert, 
hat sie nicht darauf geschaut, dass die Entlastung der Stadt geringer ist als die 
gleichzeitige Belastung. 
Zudem sind die Einnahmen der Stadt im Wesentlichen gleich geblieben: Der städtische 
Anteil an der Einkommensteuer ist seit Jahren gleich, die Gewerbesteuer – mit deren 
Abschaffung zwar aktuell nicht zu rechnen ist, was aber für die Zukunft nichts bedeutet 
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– hat in den letzten Jahren eine Baisse ohne Beispiel hingelegt, auch wenn sie in 
diesem Jahr wieder sprudelt. Die Grundsteuer wurde erhöht, bricht aber keinem 
Wohneigentümer in München das Kreuz. Und auch die Zweitwohnungssteuer ist zwar 
als Einnahme folgerichtig, soll doch jede/r für die Infrastruktur, die er/sie nutzt auch 
zahlen, monetär löst sie aber nicht die Einnahmeprobleme der Stadt.

Quintessenz: Infrastruktur – und insbesondere soziale Infrastruktur – muss durch 
ausreichende Einnahmen bezahlt werden.

Damit sind wir bei der zweiten Frage: Welche soziale Infrastruktur braucht eine Stadt 
wie München ? Zunächst wird sich diese Frage von Seiten der Adressatinnen und 
Adressaten sozialer Angebote nur aus der jeweils persönlichen Perspektive des 
einzelnen Münchener Bürgers, der einzelnen Bürgerin, der einen Familie, der einen 
Rentnerin und des einen Migranten heraus beantworten lassen. Das bedeutet in erster 
Linie, dass soziale Dienste einer Grund-Daseinsvorsorge dienen müssen.

Daraus lassen sich meines Erachtens nach einige Prioritäten ableiten: Erstens muss 
sich Sozialpolitik der Bewältigung von Armut widmen. Armut zum einen verstanden 
nach der gängigen Definition, dass arm ist, wer weniger als die Hälfte eines 
Durchschnittseinkommens der Münchner Bevölkerung zur Verfügung hat. Armut aber 
auch verstanden als Zugang zu Ressourcen wie Wohnen, Arbeit, Bildung, 
Gesundheitsvorsorge, Freizeitaktivitäten. Unsere größte Sorge gilt hier zunächst den 
Familien: Es dürfte Allen hier im Raum keine Neuigkeit sein, dass Familien, d.h. alle 
Lebensformen mit Minderjährigen Kindern am meisten von Armut betroffen sind.

Besonders erschreckend bleiben die Zahlen für Kinder: Von 0 bis 14 Jahren sind 86 
von 1000 Kindern auf Sozialhilfe angewiesen sowie unter den 15- bis 17-Jährigen 62 
von 1000. Der Durchschnitt der Gesamtbevölkerung betrug 46 von 1000. Das bedeutet, 
dass wir weiterhin einen Schwerpunkt setzen müssen und setzen werden bei der 
Kindertagesbetreuung, um es Eltern und vor allem alleinerziehenden Frauen zu 
ermöglichen, Arbeit zu finden und damit den Lebensunterhalt der Familie zu sichern. 
Leider ist es uns nicht gelungen, die ständig steigende Nachfrage in den 
Betreuungsangeboten vor allem bei 0- bis 3-Jährigen und bei den Schulkindern zu 
befriedigen. Nun befinden sich zwar 60 % aller bayerischen Krippenplätze auf dem 
Gebiet der Landeshauptstadt München, aber dennoch müssen und werden wir den 
Ausbau der Kinderbetreuungsangebote zügig vorantreiben. Nur gilt auch hier – siehe 
oben: Ohne Unterstützung des Staates kann es die Stadt allein nicht schaffen. Und den 
warmen Worten des bayerischen Bildungs- und Erziehungsplans sind bisher kaum 
finanzielle Leistungen gefolgt. Von der Ganztagsschule ganz zu schweigen.

Zum Zweiten müssen wir die Erziehungsfähigkeit von Familien sichern. Nun ist zwar 
die gesetzliche Jugendhilfe bundesweit am meisten in der Kritik. Und natürlich sind hier 
die Ausgaben auch in München in den letzten Jahren stark angestiegen. Auf der 
anderen Seite dient Jugendhilfe nach wie vor als Reparaturbetrieb nicht nur für eine 
Schule, die ihrem Erziehungsauftrag nicht nachkommen (kann), sondern auch für eine 
Gesellschaft, die es sich nun einmal leistet, Kinder und Jugendliche nicht als 
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liebenswerte und aber pflegeintensive Ressource zu begreifen, sondern als Steinbruch 
für Ansprüche ganz verschiedener Art – von der Rente übers Konsumobjekt bis zur 
Sensationspressemeldung - zu missbrauchen. 

Dafür darf sich Jugendhilfe dann auch noch prügeln lassen. Um nicht falsch verstanden 
zu werden: Alle Konsolidierungsanstrengungen in diesem Feld sind nicht nur 
unvermeidbar, sondern haben auch zu manchem Umdenken bewegt. Dafür an dieser 
Stelle meinen ganz herzlichen Dank an die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im 
Stadtjugendamt und bei den freien Trägern, die sich „neben“ ihrer oft anstrengenden 
Arbeit diesen Veränderungsprozessen gestellt haben.

Drittens müssen wir einen genauen Blick auf diejenigen haben, die Hilfe benötigen. Ich 
möchte nur schlaglichtartig einige Gruppen benennen, die auch im letzten 
Armutsbericht der Stadt München besonders erwähnt sind: In der Gruppe der 
Alleinerziehenden haben wir einen der höchsten Werte bei der Hilfe zum 
Lebensunterhalt: Durchschnittlich 208 Alleinerziehende – und damit vor allem Frauen – 
sind auf Sozialhilfe angewiesen.

Die Sozialhilfebedürftigkeit der Menschen über 65 Jahren lag 1999 bei 1,4 %, in der 
Gesamtbevölkerung bei 3,4 %. Der neue Armutsbericht der Landeshauptstadt 
München zeigt allerdings auf, dass 2002 noch 27 von 1000 Menschen über 65 Jahren 
Sozialhilfe bezogen, 2004 (wohl auch durch die Einführung der neuen Grundsicherung) 
51 von 1000 Menschen. Von 65- bis 74-Jährigen in München sind 34 von 1000 
Deutschen auf Sozialhilfe angewiesen, allerdings 211 von 1000 Nicht-Deutschen.

Daraus resultiert der deutliche Hinweis, dass es vor allem zum einen Migrantinnen und 
Migranten, aber auch Frauen insgesamt sind, die von besonderen sozialen 
Problemlagen konfrontiert sind.

Hier nur benannt an diesen Gruppen: Wir müssen ständig überprüfen, ob unsere Hilfe 
auch bei denen ankommt, die sie benötigen.

Schließlich das Thema „Arbeit“: Wir haben mit dem Erhalt der kommunalen 
Arbeitsförderung ein deutliches Signal gesetzt, welche Bedeutung wir dieser 
beimessen. In den nächsten Jahren wird es nun darum gehen, die neugeschaffenen 
Strukturen der ARGE zu etablieren und gleichzeitig optimal für Arbeitsförderung und 
Arbeitsvermittlung zu nützen. 
Dennoch bleibt es uns auch hier nicht erspart, uns weiter in den bundesweiten Diskurs 
so weit als möglich einzumischen. Ich glaube, dass dies im Rahmen des Möglichen 
bereits bei der Umsetzung der Hartz IV-Gesetze geschehen ist. Hohen Verdienst 
daran, dass einige Verbesserungen in den Gesetzen und im Gesetzesvollzug schon 
jetzt erreicht werden konnten, hat unser Sozialreferent Friedrich Graffe.

Arbeit finden kann aber – erlauben Sie mir diesen Exkurs – nicht gleichbedeutend sein 
mit der Annahme jedes Jobs. Damit will ich nicht all Denjenigen das Wort reden, die die 
Annahme der Arbeit eines Erntehelfers für einen deutschen Arbeitslosen für 

- 31 -



REGSAM-Fachtagung „Soziale Arbeit zu Zeiten der Konsolidierung“, März 2006

unzumutbar halten. Wir müssen aber viel deutlicher als bisher ins Gedächtnis der 
Allgemeinheit rufen, unter welchen Bedingungen unser Arbeitsmarkt derzeit 
funktioniert:

Wer zuerst bespart wird, ist die Putzfrau. Zudem wird – zum Teil unter dem tätigen 
Zutun von sozialen Trägern – suggeriert, dass der Nutzer und die Nutzerin von sozialer 
Infrastruktur diese auch bekommen kann, wenn man sich nur ausreichend ins Zeug 
legt. Den Preis dafür zahlen wiederum die Beschäftigten. Sei es, dass in 
Kinderbetreuungseinrichtungen die Kinderpflegerin wesentliche Teile der 
Betreuungszeiten, insbesondere an den Rändern frühmorgens und spätabends, zu 
übernehmen hat, die nun einmal wesentlich kostengünstiger ist als eine ausgebildete 
Erzieherin. Hier verzichte ich übrigens ganz bewusst auf die Nennung der männlichen 
Form, da natürlich dann insbesondere auch wieder Frauen, die diese Berufe wesentlich 
ausüben, von den Einsparungen betroffen sind. Sei es, dass Sozialpädagoginnen und 
–pädagogen nur noch auf Zeitvertrag angestellt werden, um zu großer Bindung und 
damit Verantwortung fürs Personal zu entgehen.

Schließlich hat die Schaffung der 400-Euro-Jobs sowie weitere von Abgaben entlastete 
Anstellungsformen in hohem Maß zum Abbau von sozialversicherungspflichtiger 
Beschäftigung beigetragen. Dies wiederum trägt in hohem Umfang zu den 
beschriebenen Problemen mit bei.

Herausgegriffen an diesem vier Beispielen: Soziale Arbeit, soziale Dienste und 
Angebote haben einen unschätzbaren Wert. Und wir wollen und werden uns diesen 
Wert in München weiter auf einem hohen – von vielen Kolleginnen und Kollegen in 
anderen Städten beneideten Niveau – weiter leisten. So paradox es klingt: Dazu sind 
die derzeitigen Sparanstrengungen die Voraussetzung. Dass es auch anders geht, 
zeigt die Sparwut des Freistaats, zeigen aber auch Beispiele wie die Aussage eines 
Künstlers, den ich vergangene bei einer Veranstaltung zu Gunsten der Münchner 
Wohnungslosenhilfe erleben durfte und der dabei erzählte, dass in Hamburg der 
Regierende Bürgermeister für eine ähnliche Veranstaltung nicht einmal die 
Schirmherrschaft übernehmen wollte. So geht es auch.

Zum Schluss noch ein kurzer und verkürzter Ausblick auf zukünftige Entwicklungen: 

Zunächst wird weiter im Vordergrund stehen, die Kinderbetreuung in München 
auszubauen. Neue Erhebungen zeigen, dass im Bereich der 0- bis 3-Jährigen 
wesentlich mehr Eltern einen Betreuungsplatz suchen, als dies das städtische 
Versorgungsziel von 20 % ausweist. Leider haben wir auch diese 20 % noch nicht 
erreicht. Um allerdings auch hier die städtischen Anstrengungen in eine richtige 
Relation zu rücken, muss man immer noch sagen, dass sich über 60 % aller 
Krippenplätze in Bayern in München befinden. Auch im Kindergartenbereich müssen 
wir noch mehr tun. Und ein ganz besonderer Bedarf besteht schon lange im Bereich 
der Horte und Tagesheime. „Dank“ der Unterstützung des Freistaats, der bis heute 
nicht einmal einen einheitlichen Schulschluss sicherstellt, der Eltern Planungssicherheit 
ermöglicht, stehen viele Eltern – und dann übrigens gerade Alleinerziehende – vor 
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großen Problemen, ihre Kinder gut betreut unterzubringen. Im gaesamten Bereich der 
Kindertagesbetreuung wird damit noch einmal mehr als deutlich, dass die Stadt alleine 
diesen Ausbau nicht schaffen kann, zumal sie im Bereich der Schulen nur teilweise 
zuständig ist. Und mit der Finanzierung ist sie überfordert !

Ein zweites wesentliches Thema wird dauerhaft das Thema Armut sein, wie oben 
genannt, nicht nur im monetären Sinn, sondern im Sinne eines Zugangs zu 
Ressourcen. Leider werden wir auch hier immer wieder mit den Grenzen kommunaler 
Handlungsmöglichkeiten konfrontiert: Angefangen von der gesetzlichen Festlegung der 
Höhe des Arbeitslosengeldes II sowie aller weiteren direkten monetären Leistungen 
sind wesentliche Eckpunkte bei der derzeitigen kommunalen Finanzausstattung nur 
unzureichend leistbar. Die Sisyphusarbeit besteht darin, Angebote von 
Erziehungsberatung, Bezirkssozialarbeit und alle weiteren sozialen Dienst und 
Leistungen weiter zumindest so vorzuhalten, dass sie eine Grundversorgung 
gewährleisten.

Und als dritten Punkt kommunaler Sozialpolitik: Jugendarbeit leistet einen ganz 
wesentlichen Bildungsbeitrag in unserer Gesellschaft, weil sie Menschen dazu befähigt, 
sich überhaupt erst Bildungsinhalten öffnen zu können, weil sie aber auch ein 
unschätzbares methodisches und inhaltliches Know-How hat, das in manchen 
Bereichen der klassischen schulischen Bildung weit überlegen ist. Soziale Arbeit muss 
auch Angebote zur Freizeitgestaltung machen, schon allein deshalb, weil dies in 
großem Maß dazu beiträgt, insbesondere Familien zu entlasten und Kindern und 
Jugendlichen dringend notwendige Frei- und Bewegungsräume zu schaffen. Dazu 
brauchen wir die Angebote der kulturelle Kinder- und Jugendarbeit, Freizeitstätten, 
Sportvereine und vieles mehr. Und obgleich wir im Bereich der offenen Jugendarbeit 
deutlich sparen mussten, weil dies nun mal eine der wenigen relativ frei von der Stadt 
festlegbaren Leistungen ist, haben wir dort darauf geachtet, dass das Netz der 
Angebote erhalten bleibt.

So schließt sich der Kreis. Uns bleibt die abschließende Frage, die sich gerade soziale 
Arbeit so gerne stellt: Können wir überhaupt etwas erreichen ? Diese lässt sich aus 
Sicht der Politik letztlich nur mit der Gegenfrage beantworten: Ist das Glas halb voll 
oder halb leer ? Trotz der beschriebenen Probleme möchte ich damit abschließend 
eine Grundvoraussetzung für soziales Handeln in den Mittelpunkt stellen, nämlich das 
Vorhandensein berechenbaren Strukturen. Und dass wir über diese, allen 
Problemanzeigen zum Trotz, nach wie vor verfügen, ist unser gemeinsames Verdienst. 
Ich danke Ihnen !

        
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  
Siegfried Benker, Fraktionsvorsitzender Bündnis 90/Die Grünen- Rosa Liste im 
Münchner Rathaus, Korreferent des Sozialreferats

Im Jahr 200? wurde im Rahmen der „Allgemeinen Bevölkerungsbefragung der 
Sozialwissenschaften“ in einer repräsentativen Umfrage folgende Frage gestellt: 
„Der Staat muss dafür sorgen, dass man auch bei Krankheit, Not, Arbeitslosigkeit und 
Alter ein gutes Auskommen hat.“ (Betonung auf: „gutes“ Auskommen)

Wie viele haben wohl diese Aussage voll und Ganz unterstützt? – man sollte es nicht 
glauben: Im Schnitt über 80 Prozent. Es gibt also – entgegen aller Liberalisierer und 
Globalisierer eine breite Zustimmung zu einem sozialpolitisch ausgleichenden 
Gesellschaftsvertrag.

Sicher muss man solche Umfragen immer kritisch betrachten.

Aber wir (rot-grün) in München machen uns die Ansicht zu eigen, dass ein kommunaler 
sozialpolitischer Gesellschaftsvertrag greifen und halten muss.
Da wollen wir dran festhalten. Und machen weiter.

Das hat Rot-Grün in den letzten Jahren immer bewiesen – und auch die neue 
Konsolidierungsrunde soll dies zeigen.

1. Nochmal begründen: An der Konsolidierung führt kein Weg vorbei: Die 
laufenden Ausgaben sind zu hoch und die derzeitige Gewerbesteuer-
einnahmesituation rettet den Haushalt nicht, weil das strukturelle Defizit damit 
nicht ausgeglichen werden kann.

2. Es geht kein Weg daran vorbei: Auch der Sozialbereich muss konsolidieren. 
Die Beschlüsse zeigen aber auch, dass versucht wurde, den sozialen Bereich 
nicht überproportional zu treffen. – im Gegenteil.

3. Wir sind von der ursprünglichen Vorstellung der Kämmerei, 100 Mio zu 
konsolidieren weggegangen und haben uns die bittere Debatte um das Thema 
Zweitwohnungssteuer angetan, von der wir aber überzeugt sind, dass sie die 
Richtigen treffen wird und nicht die Arbeitnehmer, die pendeln müssen und auf 
eine Wohnung in München zwingend angewiesen sind.

4. Weiterhin haben wir eine Sonderkonsolidierung beschlossen, diese bedeutet 
eine Ausgabenminderung bereits in 2006 von nochmals 12 Millionen – was das 
Sozialreferat mit 4,5 Millionen Euro in 2006 trifft. Diese Sonderkonsolidierung 
engt den Spielraum des Referats und er Politik deutlich ein: Das verfügbare 
Restmittelvolumen wird geringer.

5. Diese Vorgehen reduziert die Konsolidierungsleistung auf 76 Mio in fünf 
Jahren.

6. Für das Sozialreferat: ca. 20 Mio
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Das ganze in Zeiten einer Armutsentwicklung, die sich in groben Zügen 
folgendermaßen darstellt:

1. Zunahme der Armutsbevölkerung und der Armutsdichte. Bereits vor der 
Einführung von Hartz IV ist die Armutsbevölkerung und die Armutsdichte 
gestiegen. Durch eine Reihe von ersten Indikatoren (Stromsperrungen; 
Abmeldungen aus Essensangeboten in bestimmten Bereichen; 
Inanspruchnahme von Stiftungsmitteln) wissen wir, dass sich die Situation mit 
Hartz IV – wie  zu erwarten – nochmals verschlechtert hat – und durch das 
Auslaufen von Übergangfristen in Hartz IV bis Januar 2007 nochmals 
verschlechtern wird.

2. Wir wissen, dass Kinder die am stärksten von Armut betroffene Gruppe 
darstellen – und das ein zehntel der Kinder in Armut bis 10 Jahren ihr ganzes 
Leben nichts anderes gekannt haben als Armut uns Sozialhilfebezug.

3. Der Kontakt von Haushalten zur Bezirkssozialarbeit steigt mit der Zunahme der 
Kinder im Haushalt (37 von Tausend bei einem Kind – 145 von Tausend bei 
drei und mehr Kindern). Von den Alleinerziehenden ist ca. jeder 5. als arm zu 
bezeichnen. Bei mehr Kindern auch noch mehr.

4. Migranten sind überproportional von Armut und Arbeitslosigkeit betroffen (Fast 
doppelt so häufig wie deutsche; bei der Sozialhilfedichte sind Migranten mehr 
als doppelt so häufig vertreten).

5. Die Anzahl der Langzeitarbeitslosen unter den Arbeitslosen steigt ständig an. 
War es 1995 noch weniger als die Hälfte aller Arbeitslosen, sind es derzeit 
mehr als 66%. (Für diese ist jetzt die ARGE – in der die Stadt hauptsächlich 
zuständig ist – verantwortlich). Und von diesen haben wiederum 66% keine 
Ausbildung oder/und keinen Schulabschluss.

In dieser Phase wurde in der BRD ja bekanntlich der sog. Übergang vom fürsorgenden 
zum aktivierenden Wohlfahrtsstaat vollzogen. Wir leben ja im Jahr zwei von Hartz IV.

Dies war sicher die größte Reform der sozialen Sicherungssysteme seit Einführung des 
Bundessozialhilfegesetzes – und gleichzeitig war es eine massive Leistungskürzung.

Fördern und Fordern. Übrigbleibt oft nur das Fordern (ohne Leistungen einzelner 
Arbeitsvermittler etc. schmälern zu wollen). Aber entscheidend für uns hier soll sein: 
SGB II bedeutet eine Leistungsverkürzung – von denen viele evtl. noch gar nicht in 
voller Härte zuschlagen: Eine ganze Reihe von Umsetzungen wird erst allmählich 
wirksam. Als Beispiel seien nur genannt:

1. Wie umgehen mit zu teuren Wohnungen oberhalb der Zuschussgrenzen – 
Umzüge erzwingen – und wenn ja, in welchem Maße?

2. Auto zu teuer?
3. Übergangsregelungen für ältere Arbeitnehmer, die 2007 auslaufen.

Das Sozialreferat hat einmal dargestellt, wie viel alleine durch die Streichung einer 
Leistung gespart wurde:  Im Jahr 2004 gab es noch eine gesetzliche Leistung 
Weihnachtsgeld (§ 21 BSHG). Diese alleine bedeutet: 3,8 Millionen Euro weniger an 
Leistung zu Weihnachten an die Bezieher  von Sozialhilfehaushalten.
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Diese Kürzungen lassen sich durch Einzelfallhilfen, die jetzt pauschal im Regelsatz /LG 
II enthalten sind, deutlich aufzeigen. Stromsperrungen: Strom, jetzt Teil der laufenden 
Hilfen, nicht mehr Kosten der Unterkunft.

In dieser Situation hat München bei der Einführung von Hartz IV selbstverständlich 
darauf gedrungen, dass das, was nach Aussage der Theoretiker von Hartz IV am 
meisten hilft, auch umgesetzt wird: Es muss bei „Fordern und Fördern“ so stark wie 
möglich auf den Bereich „Fördern“ gesetzt werden. Deshalb haben wir darauf 
gedrungen, eine gut ausgestattete Arbeitsvermittlung zu haben – bei allen damit 
verbundenen (Anfangs-)Schwierigkeiten. Die LHM hat die Vorfinanzierung der 
Arbeitsvermittlerstellen übernommen, die AFI-Projekte werden als freiwillige Leistung 
weiter finanziert etc. Und nach langen Kämpfen gibt es wenigstens einige ABM-Stellen 
statt nur die MAW.

Wo sind in dieser Situation die Schwerpunkte?

1. Die Förderpotentiale von Hartz IV so weit wie möglich ausbauen und nutzen – 
z.B. Jugendliche und U25 etc.

2. Besondere Bekämpfung der Armut von Haushalten mit Kindern  - notfalls um 
den Preis von Umschichtungen – ein grüner Antrag hierzu vom Dezember 
2005 ist derzeit in Bearbeitung.

3. Die offene Kinder- und Jugendarbeit so weit wie möglich schonen – anders als 
in der letzten Konsolidierungsrunde

4. Fördermöglichkeiten für Migranten im Blick haben (1,8 Mio freiwillige Leistung 
für Sprach-/Integrationskurse, die derzeit finanziert werden, auch beibehalten)

5. Soziale Ghettos verhindern/ Segregation verhindern/ Münchner Mischung 
beibehalten/ die Armen nicht unter sich lassen und die Reichen nicht unter sich 
lassen

6. Not von Hartz IV EmpfängerInnen in SGB II und SGB XII lindern wo geht 
(Stiftungen etc,.)

7. Soziales Klima aufrecht erhalten
8. Soziales Netz erhalten
9. Zusammenarbeit sozialer Träger erhalten
10. Sparmaßnahmen im Bereich der stationären Jugendhilfe umsetzen, ohne 

Rechtsanspruch des Einzelnen auf Hilfeleistungen zu verletzen.

  
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  
Vortrag Dr. Weins, Sozialreferat

Ziele des Sozialreferates 2007
zur Vorlage im Stadtrat (sog. „Stadtratsziele) Stand: 22.02.06

Handlungsfeld 1 

Kinder und Jugendliche fördern, Familien unterstützen, 
Bildung ermöglichen

1.1 München ist eine kinder- und familienfreundliche Stadt. Die Plätze zur Kindertagesbetreuung 
in den verschiedenen Formen werden bedarfsgerecht nach den geltenden 
Planungsrichtwerten ausgebaut. Die pädagogische Qualität wird aufrecht erhalten.

1.2 Den Familien in München wird ein kontinuierliches und verlässliches Angebot für Kinder im 
Anschluss an die Schule geboten. 

1.3 Alle Jugendlichen, denen der Übergang von der Schule in Ausbildung/Arbeit nicht direkt 
gelingt, erhalten ein unterstützendes Angebot.

1.4 Das Konzept „Umbau statt Ausbau“ wird abgeschlossen. Kinder, Jugendliche und Familien 
erhalten im Rahmen der Hilfen zur Erziehung die notwendige und geeignete, an ihrer 
Lebenswelt und ihrem Bedarf orientierte Hilfe. Die gezielte Steuerung der 
Ausgabenentwicklung im Bereich der Erziehungshilfen wird fortgesetzt.

1.5 Die Kinder- und Jugendhilfe hat einen eigenständigen Bildungsauftrag, der in allen 
Handlungsfeldern wahrzunehmen ist. Diese Verantwortung für die Bildung und Erziehung 
der nachwachsenden Generation wird in der Kooperation von Sozial-, Schul- und 
Kulturreferat wahrgenommen.

1.6 Die regional orientierten Kinder- und Jugendhilfeleistungen werden weiterhin bedarfsgerecht 
gestaltet. Sie werden durch breite regionale Kooperationen verstärkt sozialräumlich 
eingebunden.

Handlungsfeld 2

Selbständigkeit erhalten, Existenz sichern

2.1 Die wirtschaftliche Existenz von Menschen, die ihren Lebensunterhalt nicht selbst bestreiten 
können, ist gesichert.

2.2

Erwerbsfähige Arbeitslose, die anspruchsberechtigt nach dem SGB II sind, erhalten ein 
bedarfsgerechtes Angebot zur Beschäftigung, Qualifizierung oder für eine dem Bedarf 
entsprechende Eingliederungsmaßnahme.

Arbeitsweise, Prozesse und Organisation der ARGE sind optimiert.

2.3 Die Versorgung hilfs- und pflegebedürftiger Menschen in den Regionen ist gewährleistet.
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Handlungsfeld 3

Wohnen in der Stadt sichern, Selbsthilfe und Integration im Wohnquartier fördern.

3.1 Ein Konzept zu Wohn- und Betreuungsangeboten für Menschen mit Behinderung wird 
entwickelt.

3.2 Wohnungslosigkeit wird mit allen Mitteln vermieden.
Zusätzliche Wohneinheiten gemäß „Wohnen in München III“ sind fertiggestellt.
Notunterkünfte sind soweit wie möglich abgebaut.

3.3 In Quartieren mit besonderem sozialpolitischem Handlungs- und Integrationsbedarf und in 
Neubaugebieten sowie in Programmgebieten der „Sozialen Stadt“, werden 
- mittels Bewohnertreffs stabile Nachbarschaften gefördert
- Selbsthilfe und Ehrenamtlichkeit initiiert
und insbesondere 
- innovative Modellprojekte eingerichtet.

Handlungsfeld 4

Vielfalt gestalten, das Zusammenleben fördern. Gemeinsame Verantwortung im Stadtteil 
stärken.

4.1 Das Sozialreferat entwickelt ein differenziertes System von ehrenamtlicher Arbeit, 
bürgerschaftlichem Engagement und der Förderung von selbsttragenden Strukturen der 
Zivilgesellschaft. Dabei wird auch die Kooperation mit Münchner Firmen angestrebt

4.2 Wir fördern die Integration von Minderheiten durch Angebote zur Verbesserung der sozialen 
Lage. Das Verständnis zwischen Mehrheit und Minderheiten wird in Stadt und Verwaltung 
sowie in allen sozialen Angeboten der freien Träger gefördert.

4.3 Wir fördern die freiwillige Rückkehr und Reintegration von Flüchtlingen in ihre Heimat.

Handlungsfeld 5

Bürgerfreundlich und dienstleistungsorientiert arbeiten

5.1 Bis Ende 2007 ist die Dezentralisierung und Regionalisierung der kundenbezogenen 
Dienstleistungen des Sozialreferats mit der Eröffnung des 13. SBHs zum Abschluss 
gebracht.

5.2 Leistungen und Angebote des Sozialreferates sind in der Stadtgesellschaft bekannt und mit 
möglichst wenig Barrieren sicher und zeitnah erreichbar

5.3 Das Sozialreferat trägt verstärkt Sorge für die Gesundheit seiner Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter.

Die Handlungsziele zu diesen Stadtratszielen, die dem Stadtrat vorgelegt werden 
sollen, sind zwar schon weitgehend formuliert, befinden sich jedoch noch zur 
Endabstimmung bei den jeweiligen Verantwortlichen.

- 38 -



REGSAM-Fachtagung „Soziale Arbeit zu Zeiten der Konsolidierung“, März 2006

Produktbereich €   S-I €   S-II €   S-III €   S-Z € 
Sonstige/s €   Summe in %

1. Wirtschaftliche Existenzsicherung -618.780 0 0 0 0 -618.780 9 
2. Hilfe bei Erziehungs- und
    Beziehungsfragen 0 -349.930 0 0 0 -349.930 5 

3. Soziale Strukturangebote 0 -4.593.190 0 0 0 -4.593.190 66 
4. Wohnen / Wohnungsversorgung 0 0 -52.200 0 0 -52.200 1 
5. Erhaltung von Selbständigkeit in
    belastenden Lebenslagen -1.212.690 0 0 0 0 -1.212.690 17 

6. Interkulturelle Arbeit und
    Integrations- / Reintegrationshilfen 0 0 -35.000 0 0 -35.000 1 

7. Objektbezogene Verwaltungs-
    leistungen (hier: REGSAM) 0 0 0 -132.000 0 -132.000 2 

Gesamtsumme * -1.831.470 -4.943.120 -87.200 -132.000 0 -6.993.790 100 
        
* = Konsolidierungsbeträge aus dem jahr 2002 (Sach- und Transferausgaben) sind mangels Schlüsselung hier nicht enthalten
        

  
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  
Protokoll Dienstag Vormittag – Referate Chr. Müller, S. Benker, Dr. W. Weins

Anmerkung: Das Protokoll gibt in Auszügen relevante Inhalte wieder.

Christian Müller:

Die wirtschaftliche Situation der Stadt München ist folgendermaßen zu beschreiben: Die Stadt 
nimmt weniger Geld ein als sie ausgibt, die Ausgaben sind jedoch zum Großteil vorgegeben bzw. 
unbedingt notwendig (gesetzliche Bestimmungen).
Die Ausgaben der Stadt sind v.a. dort gestiegen, wo sie es nicht selbst bestimmen kann. 

Die Einnahmen der Kommunen setzen sich zusammen aus Steuern und Sozialabgaben, die 
jedoch aufgrund der konstanten Arbeitslosigkeit und der zunehmenden Mini-Jobs tendenziell 
abnehmen, sowie aus der Gewerbesteuer. 

Allerdings gilt es bei dieser Bilanz zu berücksichtigen, dass die Stadt in erheblichen Ausmaß über 
kommunales Eigentum verfügt (z.B. Die kommunalen Wohnungsbaugesellschaften und 100 % 
Tochter Stadtsparkasse). 
Die 50.000 Wohnungen im kommunalen Eigentum sind ein wesentliches Merkmal der Sozialpolitik 
der Landeshauptstadt München, daher hat München sie noch nicht verkauft. 
Wenn man das Eigentum mitrechnet, hat München keine bilanzielle Überschuldung. 

Wesentliches Thema der Sozialpolitik ist die Armut. Die Armut wächst, insbes. bei jungen 
Menschen. Kinder stellen immer noch das höchste Armutsrisiko dar. 
Daher stehen Armut – Kinder – Jugendliche und Frauen im Mittelpunkt der Sozialpolitik.
Leider hat die Kommune keine Möglichkeiten, Hartz IV zu beeinflussen. 
Ein wesentliches Thema zur Bekämpfung der Armut ist die Bildungspolitik, es fehlen die Mittel für 
qualifizierte, flächendeckende Ganztagesbetreuung und Ganztagesschulen, diese wären dringend 
notwendig. 

Am Thema Kinderbetreuung wird nicht gespart. Allerdings hat eine Studie gezeigt, dass die 
Kinderkrippen überwiegend von Familien der Mittelschicht genützt werden, weniger von armen 
Familien, obwohl gerade für diese die Kinderkrippen als frühe Bildungseinrichtung besonders 
notwendig wären. 
Es geht nicht nur um den Erhalt der sozialen Einrichtungen und der Vielfalt an sozialen Angeboten, 
sondern auch um Frei- und Spielflächen und den Erhalt von Sportanlagen bzw. der Förderung von 
Sport. 

Wichtiger Bereich ist die Schule – Ausbau der Ganztagesschule ist dringend notwendig, nicht nur 
“Nachbessern” wie es jetzt im Rahmen des G8 passiert. Wichtig ist die Ganztagesschule zur 
Förderung und Entlastung des familialen Alltags.

Wohin geht´s?

• Thema Migration und Armut: es gibt einen steigenden Anteil der Kinder und Jugendlichen 
mit Migrationshintergrund, hier liegt der prozentuale Anteil der Armut besonders hoch
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• Stadtplanung für Familien
• Sozialgerechte Bodennutzung erhalten (z.B. Bei den letzten großen Bauprojekten 

Domagkstr./Fideliopark/Freiham)
• Beibehaltung des sozialen Wohnungsbaus
• Münchner Konzept (Mischung von gefördertem Wohnungsbau und Eigentum und 

genossenschaftlicher Wohnungsbau) ist ein wichtiges Instrument, die 
Wohnungsbauförderung ist weiterhin notwendig (Bauträger machen derzeit eine 
Rendite von 15 %)

• Wunsch der Politik: Mehr Kooperation mit und von Seiten der sozialen Einrichtungen; 
• Gemeinsames Handeln statt (derzeit) Konkurrenz

Die Tagung ist hierfür ein guter Ansatz!

Die Sozial-, Kinder- und Jugendpolitik wird zunehmend einem Markt geöffnet. 
Gefordert ist das Engagement von Trägern, um Qualitätsstandards zu halten, auch für die 
Beschäftigten (Tarifverträge, keine Minijobs)

Gerade bei den Kitas öffnet sich der Markt zunehmend für private Anbieter, Folge ist eine 
Qualitätssenkung, schlechter qualifiziertes Personal und mehr 430 €-Jobs.

Sigi Benker:

Ziel war und ist eine kommunale Sozialpolitik. Die soziale Stadt soll erhalten bleiben.

100 Mio € müssen bei der 4. Konsolidierungsrunde eingespart werden. 
12 Mio € können über die 2.Wohnungssteuer erwirtschaftet werden.
In 2006 wird bereits eine Ausgabenminderung realisiert aus dem laufenden Budget des 
Sozialreferates. Es gibt 2006 keine Restmittel mehr. 
Dadurch müssen im Konsolidierungszeitraum insgesamt nur 76 Mio € eingespart werden. 
Davon trifft ca 20 Mio € das Sozialreferat.
Bereits vor Hartz IV hatte die Armutsdichte in München ihren höchsten Stand erreicht. 
Es gibt zahlreiche Indikatoren, dass die Armut in München weiter zunimmt. Ein Indiz sind die 
zunehmenden Stromsperrungen (Strom ist im ALG II Teil des Regelsatzes, in der Sozialhilfe war er 
Teil der Miete und wurde damit von der Stadt übernommen)
Weitere Indikatoren sind die Abmeldung von Kindern aus den Kindertagesstätten bzw. vom 
Mittagessen der Kitas (besonders im Münchner Norden) und die zunehmende Inanspruchnahme 
von Stiftungsmitteln.
Die anspruchsberechtigten NutzerInnen der Münchner Tafel haben in den letzten beiden Jahren 
von 8000 auf 12000 zugenommen. 

Wichtiges Thema ist auch die Segregation: Wie verändern sich die Stadtviertel mit der 
zunehmenden Armut?
Steigend ist die Anzahl der Kinder, die von Armut betroffen sind, jede 5. Alleinerziehende ist arm.
Neue Probleme werden kommen, wenn die Übergangsregelungen (für ältere Arbeitnehmer) im 
Februar 2007 enden werden). Auch werden immer mehr Umzüge als Folge von ALG II kommen. 

- 41 -



REGSAM-Fachtagung „Soziale Arbeit zu Zeiten der Konsolidierung“, März 2006

Erst nach Ende der Übergangsfristen wird es realistische Zahlen geben, was Hartz IV der Stadt 
München wirklich kostet. Momentan zahlt die Stadt etwas weniger im Rahmen des SGB II als im 
Rahmen des BSHGs, aber bei den EmpfängerInnen kommt deutlich weniger an. 
Wichtig ist es, das Förderpotential im Rahmen des SGB II deutlich auszubauen. 
München ist mittlerweile federführend in der ARGE und setzt den Schwerpunkt auf die U25. Hier 
muß die Förderung ausgebaut werden und die Ausbildung darf nicht nur über Darlehen finanziert 
werden. 
Eine weitere Schwerpunktsetzung ist es, Alleinerziehende in sichere Arbeitsverhältnisse über dem 
Niveau des Niedriglohnbereiches zu vermitteln. 
Die Bekämpfung der Armut ist noch stärker als bisher Schwerpunkt der Stadt München. Das 
Sozialreferat hat hierzu den Auftrag erhalten, Vorschläge zu machen. 
Die offene Kinder- und Jugendarbeit soll in der nächsten Konsolidierungsrunde weitestgehend 
geschont werden (Vorgabe derzeit: 3,75 % in den nächsten 5 Jahren im Bereich der 
Trägerförderung)
Die Fördermöglichkeit von MigrantInnen muss weiterhin im Bereich der Sozialpolitik bleiben. 
Teil der Sozial- und Planungspolitik ist es auch, soziale Ghettos zu vermeiden und weiterhin die 
Stadtviertel bestmöglich zu durchmischen. 

Das soziale Klima soll erhalten bleiben, wichtig ist es, das soziale Netz zu erhalten und ein gutes 
Netzwerk zu haben.

Die stationäre Jugendhilfe bleibt weiterhin kontingentiert, hier wird es notwendig werden, die 
unteschiedlichen Tagessätze in der stationären Jugendhilfe genauer anzuschauen.

Weiterer Schwerpunkt ist weiterhin das Programm Wohnen in München III (KomPro A, B und C) 
zur Vermeidung von Obdachlosigkeit und Vermittlung von immer mehr Menschen aus Pensionen 
und Unterkünften in reguläre, geförderte Wohnungen.

Dr. Weins:

Bei der  letzten Konsolidierungsrunde mussten 33,8 Mio € eingespart werden, in dieser Zeit wurde 
der Haushaltsetat des Sozialreferates nicht heruntergefahren. 
Es handelt sich nicht nur um ein reines Sparen, da weiterhin die Kitas ausgebaut werden und die 
Transferleistungen zunahmen

Neue Konsolidierungsrunde
Wie kann die Vorgabe des Sozialreferates (derzeit 20,8 Mio) umgesetzt werden
Erstes Konzept:

• 2006: 4.500.000 €   (Keine Auswirkungen auf die Träger, aus laufendem 
Sozialreferatshaushalt)

• 2007: 1.291.000 €
• 2008: 2.153.000 €
• 2009: 4.309.000 €
• 2010: 4.309.000 €
• 2011: 4.309.000 €
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Es wird zunächst nur ein Grobkonzept zur Konsolidierung geben, da die Teile für 2010/11 
naturgemäß nur vage formuliert werden können. Hier muß nachgesteuert werden, da die 
Einnahmensituation in diesen Jahren jetzt noch nicht klar ist. 
Wichtiger Hintergrund der Konsolidierung ist ein sozialpolitischer Gestaltungswille. 
Ein erstes Konzept wird das Sozialreferat noch in der 10. KW.
Ziele der Sozialreferates:
Neben den bekannten Referatszielen sind noch zu nennen:

• Zuwanderung
• Verhältnis alt und jung
• Arbeit und Armut
• Bildung und Erziehung, Kombination von Schule und Sozialprojekten
• soziale Integration, Auswirkungen globaler Entwicklungen

Daraus leiten sich prioritäre Handlungsfelder ab. 
Die notwendige Aufgabenkritik bedeutet

• Was sind die gesetzlichen Aufgaben
• Vermeidung von Notlagen – Prävention
• wie wirksam ist das, was wir tun? Was bewirken die Ausgaben?
• Wie wirtschaftlich sind die Angebote?

Diese Diskussion wird sich analog zur Produktlogik vollziehen.
Ende März wird es einen Workshop der Referatsspitze (produktorientiert) geben. Dabei werden 
Fragestellungen bearbeitet wie

• Wirtschaftlichkeit
• Dient das Angebot der Prävention
• Was passiert, wenn es wegfällt

Gleichzeitig soll die soziale Arbeit weiterentwickelt werden (z. B. ASZ, Zusammenarbeit von 
Streetwork und Schulsozialarbeit)
Das Grobkonzept soll bis 30.8. vorliegen, bzw. vorab am 6.6. schon für die 
Konsolidierungskommission. 
Die Einsparungen für 2007 sollen über die Einsparungen im Bereich der Notunterkünfte 
(Vermittlung in Wohnraum) eingespart werden. Ab 2008 wird die Konsoliderung auch für die Träger 
relevant. Die Hauptdiskussionen werden im Rahmen der Produktverantwortung laufen. 

Diskussionsbeiträge

• Die Altersarmut wird zwar proportional zu den Kindern geringer, aber alte Frauen und insb. 
MigrantInnen sind weiterhin arm.

• Sigi Benker: Besonders wichtig sind die Selbstsorganisation und die Selbsthilfe. Es fehlen 
AnsprechpartnerInnen in diesem Bereich und selbstorganisierte Menschen, die etwas 
wollen!

• Wünschenswert wäre eine Entwicklung weg vom zentralistischen System hin zu Selbsthilfe 
und Genossenschaft 

• Gotthard Schwarz: Wir sollten zuhören, was die Politik gesagt hat. Die Chance nutzen, 
sich vom reinen “Rechnen” zu befreien, sondern den Dialog führen zwischen Praxis, 
Politik, Wissenschaft und Verwaltung, 
REGSAM ist wichtig, um die verschiedenen Ebenen zusammenzuführen.
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Entscheidend ist ein interdisziplinärer Lernprozeß, Alternativen zu diskutieren und wie 
diese praktisch umgesetzt werden können. Diesen Lernprozeß zu begleiten und zu 
unterstützen ist eine Aufgabe von REGSAM. Motto des Sozialreferates”Fit für die Zukunft” 
- damit sollte man sich beschäftigen

• Sigi Benker: transparentes Vorgehen, einen größeren Kreis bilden zur Diskussion der 
einzelnen Bereiche sozialer Arbeit. Wie transparent und offen kann die Diskussion sein, wo 
ist der “Knick”, an dem letztlich die Politik entscheidet.

• Wie kommen wir zu einer anderen Form, mit Kürzungen umzugehen – auch eine Aufgabe 
des Sozialpolitischen Diskurses

• Soziale Arbeit unter einem anderen Aspekt diskutieren: Wie kann das Miteinander 
verschiedener Menschen, Kulturen, Geschlechter, Alter ... organisiert werden? 
Verschiedene Lebensformen zusammenbringen, positive Beschreibungen,  nicht nur 
Defizit-Vermeidung, an den Stärken ansetzen!

• Dr. Weins: REGSAM soll das Lernen vor Ort vorantreiben, es ist regional verortet und soll 
Innovation fördern. Ziel: Qualität und Angebot verbessern, Anregungen hierfür zu liefern, 
gehört zum Kerngeschäft von REGSAM. Das Sozialreferat befindet sich in einer großen 
Umorganisation, die SBHs müssen in den Prozeß eingebracht werden, REGSAM soll 
integrieren!

  
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  
WS 1
„Arm in einer reichen Stadt – handeln statt resignieren“
Gabriele Fegbeutel, Caritaszentrum Laim-Sendling / GSA
Joachim Herz, Sozialbürgerhaus Neuhausen-Moosach
Moderation: Gabriele Hebler, REGSAM

Vortrag

Folie 1

Input zum Workshop
Arm in einer reichen Stadt – handeln statt resignieren 

(durchgeführt von Joachim Herz, Stadt München, Leitung Sozialbürgerhaus Neuhausen, 
Moosach u. Gabi Fegbeutel, Caritas Zentrum Laim/Sendling)

anlässlich der Tagung „Münchens Zukunft ist sozial“ am 06/07.03.2006 in München.

Einkommensarmut - Armutspotential, Begriffe

Ausgewählte Zahlen zur Armut (Sozialreferat Amt f. Soziale Sicherung 
München, aufbereitet von der Gesellschaft für Sozialforschung, Hr. 
Romaus, Fr. Weizel; Sozialreferat Koordinierungsstelle der SBH´s; ARGE 
der Stadt München)

SGB II Leistungen 2005 im Großstadtvergleich

Besonders betroffene Bevölkerungsgruppen / Armutsrisikofaktoren 

Einzelfallbezogene Hilfen der Stadt München zur Linderung / Beseitigung 
der Auswirkungen von Armut
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Folie 2

Armut Definition 1

• Bekämpfte Armut

• Die Definition von Einkommensarmut geht vom System der 
Sozialhilfe aus. Es werden die BezieherInnen von laufender 
Hilfe zum Lebensunterhalt (HLU), die außerhalb von 
Einrichtungen leben, gezählt;. Anfang 2003 hinzu gekommen ist 
die bedarfsorientierte Grundsicherung (GSI) für dauerhaft 
erwerbsgeminderte Erwachsene und alte Menschen ab 65 
Jahren, die vom Leistungsniveau her der HLU entspricht. 
Wegen der Vergleichbarkeit im Zeitverlauf werden die neu hinzu 
gekommenen BezieherInnen von Grundsicherung bei der 
Bestimmung des Armutspotenzials nicht berücksichtigt.

Folie 3

Armut Definition 2

• Relative Armut
• die Bestimmung der relativen Armut geht vom Wohlfahrtsstandard der 

Gesamtbevölkerung aus, wonach diejenigen Haushalte bzw. Personen 
als ‘arm’ bezeichnet werden, die über weniger als 50 % des 
durchschnittlichen Nettoeinkommens pro Kopf der Bevölkerung 
verfügen[1] 

• München = 465  Euro pro Person; Alleinerziehende 776 Euro
•

[1] EG-Kommission: Schlussbericht der Kommission an den Rat über 
das erste Programm von Modellvorhaben zur Bekämpfung von Armut, 
Brüssel 1983 
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Folie 4

Entwicklung des Armutpotenzials seit 1986
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Folie 5

Die Sozialhilfedichte im Zeitverlauf
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Folie 6

Sozialhilfedichte nach Stadtbezirken
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Folie 7

Altersstruktur von Armut
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Folie 8

Sozialhilfedichte bei Kindern nach 
Altersgruppen
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Folie 9

Entwicklung Sozialhilfedichte bei älteren 
Menschen
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Folie 10

Sozialhilfedichte nach Nationalität
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Folie 11
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Folie 12

Sozialhilfedichte nach Haushaltstypen
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Folie 13
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Folie 14

Potentielle Armutrisikofaktoren

ARMUT

Kinder RentnerJg. Erwachsene Alleinerziehende

Behinderung Migration GesundheitBildung u. Erziehung 
in d. Kindheit / 
Jugend

Keine 
Ausbildung

Überschuldung Wohungsprobleme/-
los

Arbeitslosigkeit

Stadtteil 
Infrastruktur

Familieinsbes. mit 2 
u. mehr Kinder 

Freunde / 
Bekannte

.....

WohnungArbeitsmarkt

Überdurchschnittlich betroffene 
Bevölkerungsgruppen

Migranten

Alter

 J. Herz

Folie 15

Leistungen zur Linderung / Beseitigung der 
Auswirkungen von Armut

ARMUT

Städtische Leistungen in 
den Sozialbürgerhäusern

Sozialhilfe u. SGB II
Mietschuldenübernahme

Wohngeld
Wirtschaftliche Flüchtlingshilfe

Wirtschaftliche Jugendhilfe
Stiftungsmittel

Schuldnerberatung
Intensivbetreuung Wohnen
Sozialpäd. Nachbetreuung 

nach Mietschulden
Sozialpäd. Beratung BSA

Erziehungshilfe
Fallmanagement
Arbeitsvermittlung

Kindertagesbetreuung
Ausbau des Bürgerschaftlichen

Engagement in den Sozialregionen

Wird im laufe des 
Workshops gefüllt

Leistungen freier Träger in 
München

Leistungen von 
gesetzlichen 

Sozialversicherungen

Staatliche 
Leistungen

 J. Herz
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Zu 2 a) Wer tut was um Armut zu bekämpfen?

• „4. Welt“ e.V.: Kontakte und Dialog mit Wirtschaft 
• (Wirtschaftsjunioren“, „Wertestifter“, bundesweit)
• Flexible Jugendhilfe: Schuldnerberatung mit Jugendlichen und Familien, Beratung bei 

Haushaltsorganisation; Förderung von Bildung bei Kindern und Jugendlichen mit 
Migrationshintergrund

• Euro Trainings-Center: Lernhilfen für Kinder und Jugendliche; Beschaffung von 
Schulmaterial; Versorgung mit Essen (Münchner Tafel, u.a. Spenden); Netzwerkarbeit; 
Motto: „Mit Bildung den Kreislauf der Armut durchbrechen“

• RGU: Gesundheits-Förderung ab 9 Monaten bis 18 Jahre; Materielle Not → Depression 
↔Intervention aus Gesundheitsbereich; Angebote: Schwangeren-beratung – 
Frühkindlicher Gesundheitsdienst – Prävention für Kinder von 3 bis 18 Jahren: 
Fokussierung auf Schulen in Gegenden mit sozialer Benachteiligung; Wichtig: Vernetzung 
und Kooperation, Brücke zur ambulanten Versorgung

• Fluchtpunkt: Pflegekinderwesen (Jugendhilfe); Arbeit mit Jugendlichen: Handy-Schulden, 
Versicherungen; Beratung zur Haushaltsplanung

• Sozialbürgerhaus (SBH), Bezirkssozialarbeit: Erleichterungen für Klientel fallen 
zunehmend weg; Zugang zu Gebrauchtwaren Märkten öffnen!

• SBH – Feldmoching/Hasenbergl: Essensgeldbefreiung in Horten und Tagesheimen nicht 
mehr möglich, Folgen: Abmeldungen und Folgekosten;

• Phänomen der Tradierung von Armut
• Praktikant im Sozialreferat (Soziologie): Patenschaften (Harthof)
• REGSAM Region 24: Tauschkreis München-Nord; Messe „Leben mit Hartz IV“
• Haus der Eigenarbeit (HEi) stellt Infrastruktur für Eigenarbeit; Zusammenkunft und 

Bildung; “interkulturelle Gärten“
• InVia: Hilfen unter Gleichbetroffenen organisieren; keine Leistungsinanspruchnahme 

bedeutet Verlust des Aufenthaltsstatus
• Alten- und Service-Zentrum (ASZ): SeniorInnen aus der Isolation holen! Ü58-Kräfte; 

vergünstigter Mittagstisch; Broschüre „Finanzielle Erleichterungen (…)“vom FAK A.M. in 
REGSAM 19 erarbeitet; Welche Möglichkeiten gibt es für Kultur und andere 
Vergünstigungen?

• Hilfe durch Arbeit: Über MAW-Jobs Not etwas lindern
• AOK, Direktion München, Sozialdienst: Vermittelnde Arbeit
• Seniorentreff: Wirtschaftliche Beratung
• Sozialdienst Kath. Frauen: Die Ärmsten sind psych. krank und arm und isoliert;
• Einzelbetreuung; ressourcenorientiert
• GWG: Mieterberatung: Mietschulden, Zwangsräumung verhindern
• ZAB (Zusammen aktiv bleiben) e.V.: Isolation von über 50 Jährigen verhindern! 

Zusammenhalt und gegenseitige Unterstützung als Prävention von Armut

- 53 -



REGSAM-Fachtagung „Soziale Arbeit zu Zeiten der Konsolidierung“, März 2006

zu 2 b) Was könnte aufgebaut werden zur Armutsbekämpfung?
(Best Practice Beispiele, neue Ideen, Notwendigkeiten und Forderungen)

Gedanken zur Armut:
• „gefühlte Armut“ versus „Anspruchsdenken“,
• „Angst vor der Armut“
• Armut heißt Ohnmacht, oft auch Isolation
• Selbstwertgefühl bei Menschen ohne Arbeit und Betroffenen von Armut aufrechterhalten!
• Soziale Einrichtungen sollen ausreichende Ressourcen haben, um Arbeitslose für eine 

ehrenamtliche Tätigkeit zu befähigen (mit Zeugnis ausstellen)!
• Dies würde das Selbstwertgefühl stärken, die Isolation aufheben und schließlich die 

Wiedereingliederung ins Berufsleben erleichtern.
• Befähigung des Klienten: weg von der Ohnmacht!; durch das erleben von Erfolgen (Briefe 

öffnen, noch 5€ übrig am Monatsende) steigt das Selbstwertgefühl
• Hauswirts. Beratung ausbauen, auch Haushaltsplanung z.B. Zahlungstermine, (mind. 

über 2 Jahre hinweg!)
• Präventive Schuldnerberatung
• Umgang mit Geld schon im Kindergarten lernen!
• Siehe Sparkassen-Broschüre zum Thema Schulden!
• KlientInnen beim Gang zu Ämtern / Amtsweg unterstützen
• In der sozialen Arbeit Ressourcen für übergreifende Themen haben!
• Vorhandene Ressourcen nutzen (Netzwerke!), um gemeinsame. Ziele zu erreichen (z.B. 

Projekt Spielfeld)
• Netzwerke schaffen für gegenseitige Hilfen,
• z.B. ehrenamtlichen Besuchs- und Begleitservice oder gegenseitiger Austausch von 

Fähigkeiten; Tauschbörsen
• Anregung zu einem interdisziplinären REGSAM Fachtag zum alleinigen Thema „Armut“ 
• Lobby-Arbeit für Arme
• engere Kooperation zwischen Ärzten und sozialer Arbeit, z.B: Geburtsklinik + BSA
• Zusammenwirkung von Gesundheit, Bildung und Armut mitdenken und dafür ein 

Bewusstsein schaffen bei Ärzten, Kliniken und Schulen
• aufsuchende Arbeit (z.B. mobile Hebamen) und Beratung im Gesundheitsbereich 

ausbauen!
• Gesundes Wohnen / Wohnumfeld
• Paradigmenwechsel: Werte statt Konsumorientierung!
• Leistungsgesellschaft nach Berufskriterien durch andere Kriterien ergänzen: 

Ehrenamtlichkeit weitere Fähigkeiten / Tätigkeiten
• Weg vom alleinigen fixiert sein auf die Erwerbstätigkeit hin zu neuen Werten und 

Perspektiven!
• Forderung an die Presse: Berichte über Armut mit Würde und ohne Skandalisierung
• Politische Dimension
• Grundrecht auf Arbeit!
• Grundrecht auf Strom!
• Kein Missbrauch von 400.-€ Kräften! (zuständig: Gewerbeaufsicht bzw. Zoll)
• Die Regelsätz (SGB II, Alg II) müssen erhöht werden!
• Kinderarmut bekämpfen durch:
• Prävention
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• Sprachförderung für Migrantenkinder
• ausreichende und qualifizierte Kinderbetreuungsplätze für alle
• freies Essen für bedürftige Kinder
• Ganztagsschule
• Armutsbekämpfung muss bei den Kindern anfangen!,

deshalb keine Leistungseinschränkung / Konsolidierung bei der Zielgruppe Schwangere / 
Kinder!

• Ganztagsschule / Recht auf Bildung!
• Schule: neues Fach „fit für den Alltag“ einführen!
• Nachbarschaftshilfe im Mietshaus - wie fördern?
• Die Wirtschaft muss in die Pflicht genommen werden!
• Der Stadtrat bzw. der Oberbürgermeister soll Industrie, Banken und Unternehmen mit dem 

Thema Armut konfrontieren und in die Verantwortung nehmen.
• Öffentlichkeitsarbeit: Wirtschaft für Praktika, Lehrstellen etc.
• Forderung an Politik und Verwaltung: Sponsoring der Wirtschaft fördern (Public Private 

Partnership)
• Banken und Unternehmen an sozialer Arbeit beteiligen um Armut zu reduzieren.
• Ämter sollen Anträge schneller bearbeiten
• (z.B. Grundsicherung und Wohngeldstelle)
• Wartezeiten für Schuldnerberatung verkürzen!
• Mehr Aufklärung und Info zu Ansprüchen auf soziale Leistungen,

Muster: Broschüre „Finanzielle Erleichterungen (…)“ 
• Verwertung der „Überflüsse“ für Bedürftige
• Zugang zu Gebraucht-Waren-Märkten für   a l l e   öffnen!

WS 1:

Ergebnis: 3 zentrale Forderungen

• Die Wirtschaft muss in die Pflicht genommen werden:
Der Stadtrat bzw. der Oberbürgermeister soll Industrie, Banken und Unternehmen mit dem 
Thema Armut konfrontieren und in die Verantwortung nehmen.

• Kinderarmut muss bekämpft werden durch
• Prävention 
• Sprachförderung
• Ausreichende und qualifizierte Kinderbetreuungsplätze für alle
• Mit freiem Essen für Bedürftige
• Aufbau von Ganztagsschulen

• Politik und Verwaltung sollen auf Stadtwerke und Sparkassen einwirken, um Armut durch
Überschuldung zu verhindern (z.B. vernünftige Ratenzahlungen bei Stromschulden; 
eigenes Konto)

  
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  
WS 2
„Familien in München: Stand, Perspektiven und Arbeitsansätze“
Prof. Dr. Gabriela Zink, Fachhochschule München
Monika Hüger, Ursula Eickert, beide „Familie München

Vortrag

Folie 1

Fragestellungen für die 
Arbeitsgruppen

 Aus Perspektive der Familie
 und ihre Bedürfnisse 

Fachbereich 11 
Sozialwesen
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Folie 2

Welche Möglichkeiten der 
Vernetzung gibt es um Familien zu 

beteiligen & zu unterstützen

 Was brauchen Familien zur 
effektiven Entlastung und 
Unterstützung ?

 Wo stehen wir ?

 Wo muss es hingehen / Was fehlt?

Fachbereich 11 
Sozialwesen

Folie 3

Welche „ Sprachrohre“ von/für 
Familien gibt es ?

Fachbereich 11 
Sozialwesen

 Welche Vernetzung (vor Ort) 
besteht bereits?

 TO DO: Konzepte für 
Vernetzung entwickeln 

Ideen aber auch Grenzen dazu
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Folie 4

Wie können die „Säulen“ sich 
gegenseitig öffnen?

Fachbereich 11 
Sozialwesen

 Wie kann das Einbeziehen / 
Erreichen von Familien 
außerhalb der Säulen  
erfolgen? 

 Was fehlt und wie kann die 
Vernetzung zwischen den 
Säulen erfolgen?

Folie 5

Kennen Sie DIE ?? 

 GKB
 Arge Gym
 Arge Real
 Väterinitiative München

Fachbereich 11 
Sozialwesen
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Folie 6

6

Lösung:

 

 Arge Gym
 Arge Real
 Väterinitiative 

München e.V.

Gemeinsame Elternbeiräte der 

Krippen

Kindergärten

Horte

Grundschule 

Ausländischer Elternverein

TEM - Türkischer Elternbeirat

Verband der 
Alleinerziehenden....

Kontakt- und Beratungsstelle 
für Elterninitiativen

Mütterzentren

Verein zur Betreuung und Integration 
behinderter Kinder und Jugendlicher

Folie 7

Hinweis

 Elternorganisation/Zusammenschlüsse 
vom ersten Vernetzungstreffen im 
April 2005

 Keine umfassende Darstellung
 feststellbarer Bedarf: 
 langfristige Vernetzung 
 aller außerschulischen Betreuungsformen

 (Eltern)Bildung

Fachbereich 11 
Sozialwesen
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Folie 1

Familie München

Vorstellung Familie München

Folie 2

06./07. März 2006

Ursprungsidee

Familienselbsthilfe 
Familienzentren, 

Lockere 
Kooperation und Vernetzung 

der Elternvertretungen
im Bereich der 

Kinderbetreuung

Referate der LHM 
Kinder- und 
Jugend-
beauftragte der 
BA‘s, REGSAM

Kontakte zu 
„Verbänden“
wie DJI, 
Familienbildungs
stätten

Einzelpersonen in 
Familienphase 

(Kinder bis 18 Jahre)

Tatendrang
Fraueninteressen 
Kinderärzte
Bay. Rundfunk 
Kinderschutz
....

Keimzelle
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Folie 3

06./07. März 2006

Das Konzept
 Vorhandene Ressourcen ausschöpfen, bündeln und vor 

allem deren Vernetzung erreichen. Gerade in politischen 
finanziellen schwierigen Zeiten ist es ein besonderes 
Anliegen, Qualität vor Quantität zu sichern.

 Aktivierung einer breiten, ehrenamtlichen Familienbasis in 
München.

 „Offene Türen“ bei der Münchner Stadtverwaltung und 
Unterstützung in Sachfragen.

 Sponsoring und ideelle Beteiligung von Unternehmen, 
Industrie und Handel in München

 Gemeinsames Agieren der vielfältigen Vereine, Verbände 
und Organisationen.

Folie 4

06./07. März 2006

Die Ziele -1

Etablierung und Ansiedlung des Familien-
Netzwerks als zentrale

 Anlaufstelle
 Informationsquelle
 Interessenvertretung

im Verbund mit verschiedenen 
Kooperationspartner wie 

 Referate der LHM
 Vereine, Verbände, Unternehmen mit Bezug zu 

Familien und Kinder
 familienfreundliche Unternehmen 
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Folie 5

06./07. März 2006

Die Ziele - 2

Schaffung der Informationsdrehscheibe im 
Sinne eines Portals von Familien 
www.familie-muenchen.de

 Bündelung, Weitergabe und Vernetzung von 
Informationen an die Basis
 Selbstverantwortung, Eigeninitiative und 

Selbsthilfe stärken
 Umfangreichen Informationen zugänglich 

machen und brauchbar wiedergegeben 
werden

 die Kommunikationsplattform, das zentrale 
Medium zum Austausch von Erfahrungen, Tipps, 
Projekten

 Durchgängigkeit des Engagements ermöglichen
 Auskunft
 Begleitung
 Interessenvertretung

Folie 6

06./07. März 2006

Die Ziele -3

Kontinuierlicher Aufbau des Netzwerks
unter Einbeziehung aller Beteiligten

 Schaffung von Synergien zwischen Familie & 
Fachgremien & Stadt & Wirtschaft
 Bündelung von Wissen und Kräften

 Familiengerechte Ausgestaltung der Lebenswelten
 Vereinbarkeit von Familie und Beruf
 Chancengleichheit für Familien mit Kindern

 Familie muss finanzierbar bleiben und darf kein 
Armutsrisiko bedeuten
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Folie 7

06./07. März 2006

Die Ziele

Einbringung und Mitwirken bei politischen 
Meinungsbildung

 München auf dem Weg zur kinder- und 
familienfreundlichen Stadt
 Orientierung am Leitthema der Stadt 

 Unterstützung der Stadt bei der Umsetzung
 Einführung eines Familienverträglichkeits-

Konzepts
 Initiierung, Entwicklung, Begleitung und Etablierung

Folie 8

06./07. März 2006

Die Ziele
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Folie 1

Selbsthilfe

Familienzentren

Kita

Freizeitstätten
BSA 

Erziehungshilfe

Querschnittsaufgaben

Kommune, freie Träger, Staat

Sozialraumorientierung von Familien

Folie 2

Querschnittsaufgaben

Kommune, freie Träger, Staat

Selbsthilfe

Familienzentren

Kita

Freizeitstätten

BSA 

Erziehungshilfe

? ?

?

Vernetzung der Säulen? WIE?
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Folie 3

Folie 4

Querschnittsaufgaben
im Sinne einer aktivierenden -

ressourcenmobilisierenden Arbeit

Freizeit
/Aufenthalt & Spiel

Prävention
Elternbildung

Querschnittsaufgaben

Kommune, freie Träger, Staat

Selbsthilfe

Familienzentren

Kita

Freizeitstätten

BSA 

Erziehungshilfe

? ?

?
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Diskutierte Inhalte(Montag)

• Bezirkssozialarbeit: Es braucht feste Strukturen, gute Erreichbarkeit, Niederschwelligkeit
• zuviel Zuständigkeitswechsel, ist dieser immer notwendig?
• Hortstrukturen – mehr Anlehnung an den Familienalltag
• Kitz (Kindertageszentren) bieten langfristige Begleitung von Familien
• mehr Schulen mit sozialpädagogischer Öffnung („Fensterschulen“)
• Mitspracherecht von Eltern einfordern und zulassen
• Mitgestaltung in der Schule durch Familie
• Familie – muß das Armut bedeuten?
• Famiienförderung ist keine Querschnittsaufgabe, sondern: spezielle Familienvertretung 

(„Familienbeirat“) auf allen Ebenen
• auf die Sprache der Einzelnen eingehen
• gutes Beschwerde- und Ideen-Management
• Öffnung der „Säulen“ - Kooperationseinrichtungen
• Raum für Familie und familiale Netzwerke

Diskutierte Inhalte (Dienstag)

• Eltern-Kind-Initiativen brauchen weniger Steuerung und mehr Unterstützung, es gibt in 
München bereits eine gute Förderung, aber es braucht noch mehr Beratungspersonal, da 
immer mehr Gruppen entstehen (z.B. Mittagsbetreuungen)

• Familien brauchen bezahlbaren und ausreichend Wohnraum und niederschwellige 
Angebote

• Unterstützende Angebote in Regeleinrichtungen verankern (z.B. EB gehen regelmäßig in 
städt. Krippen, um dort die Eltern zu errreichen) – dies sollte z.B. Auf Kindergärten und 
Schulen ausgeweitet und dort dauerhaft eingerichtet werden. Einmal im Jahr sollten sich 
die sozialen Einrichtungen in Schule und/oder Kita vorstellen

• Vorhandene Konzepte (siehe oben) sollten weiter entwickelt werden und Schule und 
Kindertagesstätten sich für neue Konzepte öffnen

• Selbsthilfe muß aus der Mittelstandsorientierung raus, niederschwellige Angebote gerade 
auch für Familien mit Migrationshintergrund

• Hort und Hausaufgabenbetreuung und Jugendhilfe sollten verstärkt zusammenarbeiten, 
Qualität für die Nachmittagsbetreuung

• Multifunktionale Orte schaffen, Auftrag an die Stadt, hier Vorschriften und Zuständigkeiten 
zu überprüfen und Genehmigungen zu erleichtern

• Patenschaften für ein Anliegen/ein Projekt bilden
• Stadt muß in vielen Bereichen (z.B. Ganztagesbetreuung) die gesetzliche vorgesehene 

Beteiligung des Freistaates Bayern erst erstreiten
• Solidarpakte schaffen nicht nur der sozialen Einrichtungen untereinander, 
• Zusammenhalt der Stadtgesellschaft fördern
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Forderungen /Thesen (gesamt)

• Kommunale finanzielle Hilfen für Familien mit niedrigem Einkommen
• Sprachrohr für Familien bilden („Familienbeirat“) 

- auf allen Ebenen 
- Ideen- und Beschwerdemanagement

• Kooperation und Vernetzung 
von Schule, Kindertagesstätten, Familie und Kultur...
und sozialen Einrichtungen

• stadtteilorientierte Öffnung von Schulen (Schule öffnet sich für und in den Stadtteil, aber 
lässt auch neue Projekte, Ideen, Angebote in die Schule)
Schule als zentraler Begegnungsort für Kinder, Jugendliche und Eltern

• Angebote müssen sich gestalten entlang den Familienphasen, es müssen alle Familien 
erreicht werden

• Patenschaften initiieren, MulitplikatorInnen und MittlerInnen finden

        
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  
WS 3
„Alte Menschen – Was braucht es in 10 Jahren in München?“

Prof. Dr. Stefan Pohlmann, Fachhochschule München

Manfred Becker, Innere Mission München

Die Vorträge der Referenten können aufgrund des unterschiedlichen Dokumenten- bzw. Dateien-
formats nicht in dieser Dokumentation wiedergegeben werden. 
Die Ausführungen von Herrn Prof. Dr. Pohlmann und von Herrn Manfred Becker finden Sie unter 
www.regsam.net., 

Für das Podium wurde festgehalten:

Es herrscht die Sorge vor, dass Altenhilfe auf eine Grundversorgung zurückschrumpfen wird.
Daher die Fragen ans Podium:
Was wird konkret dagegen unternommen?

• Wie kann man ein differenziertes Altersbild durch Verbände und Politik propagieren, um 
Abbildung der Realität in den Angeboten zu erfassen?

• Wie kann ein Lasten/Profitausgleich geschaffen werden?

        
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  
WS 4
„Die Integration von ZuwanderInnen – was muss sich ändern?“
Manfred Bosl, Initiativgruppe
Rudolf Stummvoll, Amt für Wohnen und Migration

Thesen für Podiumsdiskussion

Ausgangslage
Vor dem Hintergrund wachsender multikultureller und –religiöser Lebensverhältnisse in München 
(Heterogenität der ZuwanderInnen) sind Veränderungen in der Aufnahmegesellschaft sowohl auf 
Seiten der MigrantInnen als auch bei den Einheimischen zu erwarten. Trotz aller Problemfälle darf 
nicht unerwähnt bleiben, dass „gelungene“ Integration eher der Regelfall ist. Aber die 
Integrationsprozesse werden zunehmend von Armut und Arbeitslosigkeit behindert. Defizite 
bestehen auch bei der interkulturellen Verständigung.

Kommunale Integrationspolitik muss eine Schwerpunktaufgabe bleiben, weil fortdauernd soziale 
Ungleichheit zwischen einheimischer und zugewanderter Bevölkerung herrscht. Integration zielt ab 
auf die Angleichung der Lebenslagen und die Einbeziehung in eine solidarische Stadtgesellschaft.
Die Integration von Menschen mit Migrationshintergrund ist nicht nur eine kommunale 
Querschnittsaufgabe, sondern muss von allen sozialen Einrichtungen getragen werden. Ihre 
Bestandteile sind:

• interkulturelle Orientierung und Öffnung städtischer Verwaltung und privater sozialer 
Institutionen (auch deren Vernetzung)

• Erhalt und Förderung der Migrationsdienste
• Unterstützung der Selbsthilfeorganisationen von MigrantInnen als gleichberechtigte 

Partner

Die kommunale Integrationspolitik richtet sich an folgende Zielgruppen:
• Frauen, Eltern und Familien
• Kinder und Jugendliche
• Arbeitslose und von Arbeitslosigkeit Betroffene
• SeniorInnen
• Sie erfordert sozialpolitische Interventionen in folgenden Arbeitsfeldern, um 
• (Bildungs-)Armut von MigrantInnen zu vermeiden 
• Bildung und Erziehung
• Elternkompetenzen
• Sprachliche/schulisch/berufliche Qualifizierung 
• Förderung unternehmerischer Handlungsoptionen
• Gesundheitsförderung und –prävention
• Interkulturelle Alten- und Pflegedienste
• Ausbau der Mehrsprachigkeit
• Förderung des bürgerschaftlichen Engagements (auch in professionellen 
• Integrations- und Qualifizierungsprojekten)
• Antidiskriminierung
• Interkulturelle MitarbeiterInnen-Fortbildung
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Integrationsorte sind insbesondere Kinderkrippen/Kindergärten, Schulen, Jugendhilfe- und sonstige 
soziale Regeleinrichtungen in München.

Der Ökonomisierungszwang in der sozialen Arbeit (Konsolidierung) muss dennoch interkulturelle 
Qualitätskriterien und tarifliche Standards berücksichtigen, Innovationen zulassen und die 
Trägerpluralität erhalten.
Das Prinzip „Fördern und Fordern“ darf nicht zum Assimilierungszwang verkommen und darf auch 
kein Alibi für finanzielle Einsparungsmaßnahmen sein. Viel stärker als bisher muss der 
Förderaspekt zum Ausdruck kommen. 
Um die Effektivität der Integrationsmassnahmen zu verbessern, muss nicht zuletzt das 
Hauptaugenmerk der Steuerung auf eine koordinierte Integrationsförderung und auf ein 
abgestimmtes Konzept gelegt werden. Die Fördermassnahmen der Akteure Bund (Bundesamt für 
Migration und Flüchtlinge), Länder und Kommune müssen eng miteinander verzahnt sein 
(Verbundprojektesystem).

  
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  
WS 5
„Auf dem Rücken der Frauen? Wie wirken sich die letzten Konsolidierungen und
Änderungen der Sozialgesetze auf Frauen aus?“
Cornelia Lohmeier, Gleichstellungsstelle für Frauen
Waltraud Dürmeier, Frauenhilfe München

Einführung und Thesen als Diskussionsgrundlage
 

1. Frauen sind spezifischen Armuts- und Gesundheitsrisiken ausgesetzt. Beispielhaft sind 
folgende Lebenssituation bzw. –bedingungen, die spezifische Risiken bedingen:

• die Lebenssituation als Alleinerziehende bzw. Verantwortliche für Erziehung und 
unbezahlte familiäre Versorgung

• das Ausmaß und die Verbreitung von Gewalt gegen Frauen, überwiegend 
ausgeübt von männlichen Beziehungspartnern und weit überwiegend im 
häuslichen Bereich 

• die spezifische berufliche Entwicklung von Mädchen und Frauen und damit deren 
sozioökonomische Situation 

2. Spezifische Armuts- und Gesundheitsrisiken von Frauen sind untrennbar mit struktureller 
Benachteiligung, in Folge davon mit dem ungleichen Zugang zu gesellschaftlichen 
Ressourcen und der Marginalisierung von sog. Frauenspezifischen Problemlagen 
verbunden. 
Diese Tatsachen müssen als gesellschaftlich strukturierendes Moment und damit als 
relevant für die Sozialplanung anerkannt werden.

3. Wie sich die letzte Konsolidierung auf Männer und Frauen, Mädchen und Jungen, genau 
auswirkt, ist nicht bekannt, da keine gesicherten vollständigen Daten darüber vorliegen. Es 
ist davon auszugehen, dass wir auch in der nächsten Konsolidierungsrunde nicht genau 
feststellen können, welche Auswirkungen die Haushaltkonsolidierung auf Männer und 
Frauen, Mädchen und Jungen haben wird. Wir müssen aber annehmen, dass Frauen 
aufgrund des hohen Armutsrisikos von Frauen und deren abhängigen Angehörigen immer 
von Einschränkungen im Sozialbereich stark und stärker als Männer betroffen sind.

4. Die typischen Armuts- und Gesundheitsrisiken von Frauen kommen in dem 
Lebenslagenkonzept als planungsrelevante Beschreibungen nicht vor (Lebenslage 
„häusliche Gewalt?!“). Lebenslagenorientierung wird der Zielgruppengruppen- bzw. 
Problemorientierung gegenübergesetzt. 

5. Die bisher geschaffenen bewährten Strukturen innerhalb der Verwaltung, die für die 
Frauen in häufigen prekären Lebenslagen wichtig waren, wurden und werden durch 
Umorganisierung aufgelöst (Beispiel: der Frauenbereich in der ZEW, Amt für Wohnen und 
Migration). Folge ist Qualitätsverlust. 

6. In der regionalen Planung, in den Organisationseinheiten von REGSAM fehlt eine 
Frauenstruktur bzw. ein institutionalisiertes Instrument für die Querschnittsaufgabe Frauen 
und Geschlechterfragen. Die Aufgabe kann von den einzelnen Facheinrichtungen der 
Mädchen und Frauenarbeit nicht wahrgenommen werden (Stichwort: 13 Regionalteams)

7. Frauen- und Mädcheneinrichtungen sind in der Regel kleine Einrichtungen ohne 
finanzstarken Träger im Hintergrund. Die letzte Konsolidierungsrunde hat die 
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Finanzstruktur bereits an die Grenzen gebracht. Es besteht daher die Gefahr, das mehrere 
dieser Einrichtungen weitere Haushaltskürzungen nicht verkraften und schließen müssen. 
Damit wird die Tendenz zur Monopolisierung unterstützt. 

Zusammenfassung der Diskussion 

Ökonomische Ermächtigung von Frauen 
Unzureichende Regelsätze im SGBII führen immer wieder zu Verarmung von Frauen (vor allem 
von Alleinerziehenden). Zudem sind Frauen in Beziehungen häufig noch ökonomisch schlechter 
gestellt als ihre männlichen Partner. Die ökonomische Ermächtigung von Frauen muss daher 
dringend vorangetrieben werden.

Strukturell kann diese Gleichstellung unterstützt werden durch 
• die Abschaffung des Ehegattensplittings 
• in Partnerschaften: Auszahlung von ALG II auf das Konto der Frau, da überwiegend 

Frauen für die Versorgung der Familie zuständig sind. Diese Auszahlungspraxis bewährt 
sich bereits in Österreich und Großbritannien.

• bei Auszahlung von  Leistungen, Stiftungsgeldern etc.: Einfordern einer Kontovollmacht 
der betroffenen Frau für das gemeinsame Konto, damit ein Zugriff auf das Geld 
gewährleistet ist. Im RGU wurden gute Erfahrungen mit Barauszahlungen von 
Stiftungsmitteln an die Frauen selbst gemacht.

Bedeutung von Frauenprojekten
Frauenspezifische Projekte richten sich an Frauen in schwierigen Lebenslagen, wie Gewalt, 
Bedrohung, materielle Notlagen, alleinige Erziehungsverantwortung, und vielen weiteren 
Problemen. Sie unterstützen die Frauen in der Alltagsbewältigung, in der Erlangung ökonomischer 
Eigenständigkeit, bei der Wahrnehmung ihrer Rechte, bei Bewältigung von gesundheitlichen, 
materiellen und anderen Lebenskrisen. Frauenprojekte und –einrichtungen tragen somit erheblich 
zur Bewältigung und Abwendung von Notlagen, und zur Verhinderung einer Verstetigung oder 
Vergrößerung von Problemlagen bei.  
Häufig tragen Frauen auch die Verantwortung für weitere von ihnen abhängige Angehörige, d.h. für 
ihre Kinder oder pflegebedürftige Verwandte. Die materielle, gesundheitliche und soziale Lage von 
Müttern etwa hat Einfluss auf die Lage ihrer Kinder. Dem zu folge ist Frauenarmut maßgeblich für 
Kinderarmut. Somit haben Kürzungen in Frauenprojekten nicht nur Auswirkungen auf die 
unmittelbar betroffenen Frauen, sondern auch mittelbar Auswirkung auf Kinder und Jugendliche. 
Da München gerade seinen Fokus auf Kinder- und Familienfreundlichkeit richtet, müssen 
Kürzungen bei Fraueneinrichtungen auch unter diesem Aspekt betrachtet werden. Frauenprojekte 
und –einrichtungen müssen daher von Kürzungen ausgeklammert werden. 
 
Geschlechterdifferenzierte Darstellung der Auswirkungen der Konsolidierung im Sozial- und 
Gesundheitsbereich 
Bislang ist die Qualität einzelner „Produkte“ des Sozialreferats unter geschlechtspezifischen 
Gesichtspunkten nicht beschrieben. Hierfür fehlen messbare Indikatoren. Auch werden die 
Auswirkungen der Konsolidierung im Sozial- und Gesundheitsbereich in der Stadt München 
statistisch nicht geschlechterdifferenziert erfasst und dargestellt. 
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Gesundheits- und Armutsrisiken von Frauen müssen jedoch noch deutlicher dargestellt werden. 
Eine solche Erfassung ist im Sinne der Transparenz über Ausgaben im Sozial- und 
Gesundheitsbereich und der Möglichkeit zur besseren Steuerung dringend erforderlich.
In diesem Zusammenhang ist also wichtig: 

• die Überprüfung der Auswirkungen auf Frauen und Männer, Mädchen und Buben, sowie 
kurz-, mittel- und langfristigen  Folgen bei Kürzungen und Einsparungen

• der Anstoß von je einem Pilotprojekt im Sozial- und im Gesundheitsbereich zum Gender-
Budgeting-Prozess in der Stadt München

• die Entwicklung von Indikatoren für Geschlechtergerechtigkeit in den Schwerpunktthemen 
Migration – Armut – Alleinerziehende

• die Entwicklung von Indikatoren für die Beschreibung der Ergebnisse bzw. der Qualität 
einzelner Produkte, Angebote und Leistungen, die deren Wirkungen 
geschlechtsdifferenziert abbilden.

 
Arbeitsbelastung von Frauen
Jede Kürzung oder Streichung sozialer Leistungen und Unterstützungsangebote bedeutet eine 
Mehrbelastung von Frauen, da die private Kompensation des Wegfalls gesellschaftlicher 
Unterstützung in der Regel durch Frauen erfolgt. Konsolidierung im Sozialreferat bedeutet aber 
auch Mehrarbeit für die dort überwiegend weiblichen Beschäftigten.
 
Forderungen unter dem Fokus Migration

• Finanzierung von Aufklärungs- und Präventionsverantstaltungen des MiMi-Projekts
• weniger finanzielle Sanktionen, wenn Migrantinnen keinen Deutschkurs besuchen
• Anerkennung und Weiterfinanzierung von kulturspezifischen Beratungsstellen
• Verstärkter Einsatz von Sprach- und KulturdolmetscherInnen im Gesundheitsreferat und 

Sozialbürgerhäusern
• Tandem-Beratung im SBH in Claeringsituationen 
• Aufklärung von Migrantinnen über das Sozialsystem in den Integrationskursen (ggf. in 

Muttersprache) zur rechtlichen Stützung der Frauen
• Ausbau der Schulungen von SachbearbeiterInnen (im Sozialreferat) in Bezug auf 

interkulturelle und Transkulturelle Kompetenz/Kommunikation 
• Erleichterung einer Nachqualifizierung bei im Ausland erworbenen Berufsausbildungen 

und –abschlüssen. 
Anpassung der rechtlichen und strukturellen Rahmenbedingungen

• Frauenfreunldichere Gestzgebung z.B. beim Kindertagesstätten- bzw. Hortgesetz 
• Schnittstellen von Zuwanderungsgesetz und Hartz IV müssen überarbeitet werden. 

 
 Zusammengefasst ergeben sich daraus folgende Forderungen:
 

1. Ökonomische Ermächtigung von Frauen
2. Keine Kürzungen in Frauenprojekten
3. Geschlechterverträglichkeitsprüfungen bei Kürzungen und Gender-Budgeting 
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Thesen, Forderungen, Fragen 
 
Bislang fehlt in München Zahlenmaterial, das die Auswirkungen der Konsolidierung 
geschlechtergetrennt darstellt. Damit fehlen auch Informationen über die spezifischen 
Auswirkungen der Konsolidierung auf die Situation von Frauen.
 
Daher wird gefordert: 

• Transparenz über Ausgaben und Einnahmen im Sozial- und Gesundheitsbereich nach 
Gendergesichtspunkten 

• In den Querschnittsbereichen Migration, Armut, (Alleine-) Erziehung, Prävention: 
geschlechtsdifferenzierte Überprüfung der Auswirkungen von Maßnahmen, sowie von 
Mittelkürzungen, des Wegfalls von Maßnahmen und konzeptioneller oder qualitativer 
Veränderungen

• Abschaffung des Ehegattensplittings
• Bessere Schulung der MitarbeiterInnen in den Sozialbügerhäusern
• Überprüfung von Qualifizierungsmaßnahmen auf deren Tauglichkeit für Alleinerziehende
• Untersuchung des städtischen Haushalts auf Geschlechtergerchtigkeit
• Überweisung der Transferleistungen in Bedarfsgemeinschaften auf das Konto der Frauen 
• Keine weiteren Kürzungen im Frauenbereich!

 
 

 
 
 

  
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  
WS 6
„Erziehungshilfe in Zeiten der (Haushalts-)Konsolidierungen“
Michael Köhler, Stadtjugendamt München
Franz Hoffmann, Kath. Jugendfürsorge

Vortrag Michael Köhler, Stadtjugendamt

Folie 1

Folie 2
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Folie 3

Leistungsberechtigte
Bürgerinnen und Bürger

Freie TrägerÖffentlicher Träger

Rechts-
anspruch

Gegenseitiger
Vertrag

Vereinbarung

Kommune mit Haushaltsbeschlüssen
(z.B. Konsolidierungsvorgaben)

Bundesland mit Landesgesetzgebung (z.B. BayKiBG, Schule)

Bundesgesetzgebung (z.B. §§ 78 a-g SGB VIII, KICK)

Bestimmende Handlungsrahmen
für die Einzelfallhilfe in den Erziehungshilfen und

deren Bezüge im jugendhilferechtlichen Dreiecksverhältnis

Folie 4

Arbeitsbeziehungen und organisatorische Strukturen 
der Abteilung Erziehungsangebote

SBH
BSA / VMS / WJH

ASD-Außenstellen
Sachgebiete F1, F2, F3

AEH
HPT/ Tagesgruppen

stationäre Hilfen

Produktsteuerung
• Flexibilisierung

&Sozialraumorientierung

Controlling

Umbau statt Ausbau

Haushaltskonsolidierung

Kinder
Jugendliche

Familien

•Leistungsvereinbarungen
•Qualitätsentwicklungsver.
•Entgeltvereinbarungen

Hilfeplan

Zielvereinbarungen
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Folie 5
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Folie 6
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Folie 7

Projektübersicht „Umbau statt Ausbau“

Eckpunkte

Ziele

Leitlinien

Organisations-
entwicklung
Sozialreferat

§ 78a-g
KJHG

Ökonomische 
Impulse/

Kostendruck

Leitlinie 1: Sozialraumorientierung aller Erziehungshilfen

Leitlinie 2: Flexibilisierung der Erziehungshilfen

Leitlinie 3: Partnerschaftliche Zusammenarbeit öffentlicher
und freier Träger - gemeinsame Verantwortung

Sozialräumliche 
Umstrukturierung
 Sozialregionen

ambulante, teilstationäre,
stationäre Hilfen

Kostenplanung/
-konsolidie rung

Q ualitätsentw icklungsempfehlung
 Instrumente der Umsetzung 

in den Hilfen
ambulant, teilstationär, stat ionär
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Folie 8
Dr. Sauter:  Die Jugendhilfe ist zu teuer! Ist die Jugendhilfe zu teuer? 

(Exzerpt)
Entw icklung der Fallzahlen - Aus: Mitteilungsblatt des BLJA - Nr. 6 Nov/Dez 

1998

• In den v ergangenen Jahren sind die Fallzahlen gegenüber der Ent wicklung des Anteils der 
betroff enen jungen Menschen an der Gesamtbev ölkerung überdurchschnittlich gestiegen.

• Die Steigerung der Fallzahlen spiegelt also die Verschärfung der sozialen Problemlagen 
wieder. So ist inzwischen nachgewiesen, dass die Zahl der so genannten 
Fremdunterbringung mit anderen sozialen Indikatoren wie Arbeitslosigkeit oder 
Sozialhilfebezug korreliert.Vereinfacht ausgedrückt: Wo die soziale Lage die 
Lebenssituation von Kindern bzw. deren Familien deutlich beeinträchtigt, besteht ein 
höherer Bedarf an kompensierender erzieherischer Leistung für die betroffenen Kinder 
und Jugendlichen. Dies darf indes niemand überraschen, denn genau dies ist ja Zweck 
der Jugendhilfe. …

• Eine parallele Ent wicklung zu diesen Fallzahlen besteht im übrigen auch bei der so genannten 
Opf erstatistik: Danach stieg die Zahl der Kinder als Opf er v on Misshandlungen im Zeitraum 
v on 1992 bis 1997 um 58 %. Und ebenf alls parallel v erläuft der Anstieg des Anteils junger 
Menschen als Sozialhilf eempf änger (HLU nach BSHG), wie dies zuletzt der 10. Jugendbericht 
der Bundesregierung ausweist. 

• Die Steigerung der Fallzahlen gibt also durchaus zur Sorge Anlass, zur Sorge aber über 
offensichtlich zunehmende Schwierigkeiten im Aufwachsen von Kindern und 
Jugendlichen. Leistungsbegrenzungen bedeuten im Hinblick auf die Fallzahlen, dass 
weniger Kinder  und Jugendliche die  nötige Hilfe für ihre Erziehung erhalten. Sollte dies 
gewünscht sein, so muss dies politisch verantwortet werden, denn die Jugendhilfe 
selbst schafft nicht die Fälle, sondern sie wird mit diesen Fällen konfrontiert.

• Es wurde bereits betont, dass die Fallzahlen für sich aus der Jugendhilfe heraus nicht 
steuerbar sind, da sie zunächst nur die Bedarfslage abbilden. Die Reduzierung der 
Fallzahlen insgesamt  kann nur über den langen Weg der Präv ention und der Verbesserung 
der sozialen Indikatoren (z. B. Arbeitslosigkeit) realisiert werden.

• Zahlreich erzieherische Bedarfe sind schlichtweg armutsbedingt. Es ist jedoch bis heute 
nicht gelungen, die materielle Verarmung auch im Sinne eine Jugendhilf eleistung zu 
kompensieren, damit erzieherische Verwahrlosung gar nicht erst eintritt.

Folie 9

Belastungsfaktoren für 
hilfeplanpflichtige Erziehungshilfen 
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Folie 10

Aussagen der Politik

Folie 11

SPD-Stadtratsfraktion
München-Rathaus

Aktuel le Fassung Stand
14.12.2005

Strukturvorschlag des Sozialausschusses und des 
Kinder- und Jugendhilfeausschusses zur Umsetzung

des 4. Haushaltssicherungskonzeptes im Sozialreferat
Auszug Tei l 1

d) Gesetzliche Jugendhilfe
Wir haben es in München gegen den bundesweiten Trend in den lezten Jahren geschafft, die Kosten 
für die gesetzliche Jugendhilfe zu stabilisieren. Doch bereits im Nachtragshaushalt 2005 mussten wir den
Ansatz um 5 Mio Euro erhöhen. Dennoch muss dieser Bereich weiterhin streng gesteuert und evaluiert 
werden, da uns ansonsten die Kosten völlig aus dem Ruder laufen würden.
Zugleich aber wachsen immer mehr Münchner Kinder in prekären Lebensverhältnissen auf und Familien, 
die noch vergleichsweise hohe soziale und finanzielle Ressourcen aufweisen können, ziehen ins Umland.
Auf der anderen Seite gibt es einen Markt an Anbietern von Jugendhilfeangeboten, der zugleich auch 
Nachfrage schafft. Ferner weisen die Beobachtungen der letz ten Jahre daraufhin, dass wir ein 
Zuweisungsproblem im Rahmen der Fallbearbeitung haben. Auch die Kosten und Leistungen der 
Anbieter müssen strenger verglichen werden (Leistungsstandards und Kosten).
Der Spagat zwischen Kostenbewusstsein einerseits und der Verantwortung andererseits, die richtige Hilfe 
für die immer komplexer werdenden “Fälle” zu vermitteln, is t außerordentlich schwierig.
Dennoch muß auch die gesetzliche Jugendhilfe weiter streng beleuchtet werden.
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Folie 12

d) Gesetzliche Jugendhilfe

Mögliche Einsparpotentiale sehen wir in:

• Begutachtungsverfahren Rechtschreib- und Leseschwäche

• Vergleich der Leistungs- und Kostenstandards der Anbieter

• zügigere Rückführung in die Familien

• höheres Angebot an Pflegefamilien

• Zuweisung und Fallmanangement

SPD-Stadtratsfraktion
München-Rathaus

Aktuel le Fassung Stand
14.12.2005

Strukturvorschlag des Sozialausschusses und des 
Kinder- und Jugendhilfeausschusses zur Umsetzung

des 4. Haushaltssicherungskonzeptes im Sozialreferat
Auszug Tei l 2

Folie 13

Aussagen der Politik II
- hier ein Beispiel aus Nürnberg
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Folie 14

Maßnahmen zur Realisierung des Sparauftrages von
1,5 Mio Euro bei den erzieherischen Hilfen 2005

Praxisbeispiel Nürnberg

Kostendämpfende Wirkungen werden angestrebt durch: 
 

1. Vermeidung von erzieherischen Hilfen durch vorbeugende 
Unterstützung von Familien mit Erziehungsproblemen 
 

2. Verkürzung des Hilfeprozesses durch stringentes Fallmanagement 
2.1 Verbindliche Festlegung von Hilfedauer und überprüfbarer Hilfeziele 
2.2 Prüfung jedes Hilfeplanverfahrens nach mindestens 6 Monaten 
2.3 Prüfung der Mitwirkungsbereitschaft der Sorgeberechtigten 
2.4 Verbesserte Voraussetzungen für Verkürzung bzw. Beendigung 
       stationärer Hilfen nach § 34 SGB VIII und § 19 SGB VIII 
2.5 „Clearing Inobhutnahme“ nach 10 Arbeitstagen 
2.6 Plausibilitätskontrollen durch die Wirtschaftliche Jugendhilfe 
 

3. Verkürzung des Hilfeprozesses durch Befristung von Hilfen 
3.1 Ambulante Hilfen als zeitlich begrenzte Prozesse  
3.2 Regelzeitdauer für Erziehungsbeistandschaften 

(5 Monate bzw. max. 85 Fachleistungsstunden) 
3.3 Regelzeitdauer für Heilpädagogische Tagesstätten (max. 2 Jahre) 
3.4 Regelzeitdauer für Sozialpädagogische Familienhilfen (max. 1 Jahr) 
3.5 Regelzeitdauer für Soziale Gruppenarbeit (1 Jahr) 
3.6 Befristung des Bewilligungsbescheides 
 

 
Folie 15
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4. Veränderung der Ausgestaltung der Hilfe oder der Hilfeform 
4.1 Fam iliäre Unterbringungen auch für ä ltere Kinder und Jugendliche 
4.2  Vollze itp flege als Alternative  zur Heim erziehung nach §  34 SGB VIII 
4.3  Betreutes W ohnen a ls A lternative  zur Heim erziehung nach §  34 SGB VIII 
4.4  Ze itliche Sta ffe lung des finanziellen Erziehungsbeitrages be i  
      fam iliären Bere itschaftsbetreuungen nach § 42 SGB VIII  
4.5  W eiterer Abbau der therapeutischen Hilfen nach § 35a SGB VIII 
 

5. Grundsatz der Wirtschaftlichkeit 
5.1 Abwägung von Hilfealternativen hinsichtlich der Kosten 
5.2  Kostengünstigste  Hilfe form  bei verg le ichbarer Leistung 
5.3  Vorrang wohnortnaher Unterbringung 
 

6. Strikte Beachtung der Zuständigkeitsgrenzen zu anderen Leistungsträgern 
6.1 Erarbe itung von Verfahrensstandards und Entscheidungskriterien für d ie K lärung  

von Zuständigkeiten nach den Sozialgesetzbüchern III, V, VIII, IX  und BSHG 
    6 .2 E inwirkung auf d ie Höhe von Entge lten im  Bere ich des § 77 SGB VIII 
    6 .3 Erhöhung der E innahm en nach dem  Opferentschädigungsgesetz 

 

Maßnahmen zur Realisierung des Sparauftrages von  
1,5 Mio Euro bei den erzieherischen Hi lfen 2005 

 

 

Praxisbeispiel Nürnberg Teil 2
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Folie 16
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HzE-Quotient als eine Kennzahl 
für 

sozialräumliche Erziehungshilfen

Maßnahmen zur Schaffung 
von Planungskriterien 

Folie 17
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Folie 18
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Folie 19

Umbau statt Ausbau -
Die Umsetzung aktuell

- Rahmenkonzept Stationäre Hilfen -
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Folie 20
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Folie 21
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Umbau statt Ausbau – Umsetzung des Rahmenkonzepts Stationäre Hilfen 2006

 Generelle Bedarfe
 Spezielle (Regional-) Bedarfe
 Elternarbeit / Partizipation
 Krisenintervention

Darstellung von Bedarf und Qualität:
Interne Auf bereitung je SBH bezogen auf VMS und BSA f ür stationäre Hilf en 

und f ür stationäre Krisen- und Kurzzeitunterbringungen

Dialogrundenbezogene und stadtweite  Abstimmung aller Ergebnisse 
und gemeinsame Formulierung der SBH und JA

Gesamtdialogrunde und Regionale Dialogrunden
Zeitschiene: Abschluss möglichst v or den Sommerf erien

Bilaterale Verhandlungen von JA mit Einrichtungen 
ab Herbst 2006
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Folie 22

Umbau statt Ausbau
-

Ergebnisse aus 
Controllingperspektive

Folie 23
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Folie 24

Rechenergebnisse (in €)
Gesamt 89.516 T€ 101.877 T € 100.449 T € 109.101 T€ 112.976 T€ 114.680 T€ 113.044 T€

*) A b M itte 2001 werden nurm ehr tatsächlich untergebrachte K inder gezählt . Diese Zahlen wurden auf das  ganze Jahr hochgerechnet.

**) B ei den Zahlen 2004 handelt es  s ich nicht  um  Jahresendwerte, sondern wegen der Haushalts jahrum stellung auf Kalenderjahre um  Novem berzahlen 
(12-M onate)!
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Summe der Bestandsfälle und Rechenergebnisse der 
Hilfen des HzE-Quotienten
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Auffällig an der Entwicklung ist, dass die Relation von Kosten zu 
Hilfefällen im Jahr2005 den Stand vom Jahr 2000 erreicht hat. 
D.h., die Kosten Pro Fal l -bezogen auf ein Jahr - liegen mit
24.704 Euro unter denen des Jahres 2000.
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Folie 26

Ausgabenentwicklung im Vergleich 
zur modellhaften Kostensteigerung 

(Inflationsrate)
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Kostenentwicklung nach durchschnittlichen Fallkosten pro Jahr

Folie 27
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Ausführungen AEH

Franz Hoffmann, Katholische Jugendfürsorge

Erziehungshilfen in Zeiten der Haushaltskonsolidierung(en)

"... Es gab eine Zeit, da wohnte die soziale Gerechtigkeit im Sherwood Forest in der Nähe von 
Nottingham und raubte die Reichen aus, um deren Überfluss unter den Armen zu verteilen.
...
Ungleichheit darf ein gewisses Maß nicht überschreiten. Recht auf soziale Gerechtigkeit bedeutet, 
dieses Maß festzustellen, diese Linie zu ziehen und dem Staat aufzugeben, Maßnahmen zu 
treffen, dass sie eingehalten wird."
Heribert Prantl in der Süddeutschen Zeitung vom 27.03.2004

"... sagte Ude. Auch er nannte die Finanzsituation der Stadt "unverändert dramatisch", weil die 
Lasten durch die Pflichtausgaben wie Sozial- und Jugendhilfe nach wie vor stiegen. Ebenso wie 
der Kämmerer betonte Ude, dass angesichts der angespannten Haushaltslage ein viertes 
Konsolidierungsprogramm nötig sei, das Einsparungen von insgesamt 100 Millionen Euro 
innerhalb von fünf Jahren (2007 bis 2011) bringen soll.
Berthold Neff in der Süddeutschen Zeitung vom 07.10.2005

Die Kinder- und Jugendhilfe im Aufmarsch der Paradigmen. 
• was ist tatsächlich Aufgabe des Staates?
• "fördern und fordern"
• Föderalismusdebatte
• KEG
• wer zahlt was und wie viel?
• Heranziehung zu den Kosten §§ 90 ff. SGB VIII
• best value ./. best practice
• "... die Kinder und Jugendlichen werden immer schwieriger"
• von der Objekt- zur Subjektförderung: persönliches Budget - HzE-Gutscheine?
• ambulant vor stationär
• wohnortnah - wirksam - wirtschaftlich
• "wenn die Hilfe nicht erfolgreich war, dann muss die Einrichtung ein zweites Mal kostenfrei 

tätig werden"

Die Kinder- und Jugendhilfe muss sich vielseitig legitimieren. 
• Leistungserbringer ist für Ziel und Wirkung der Hilfe (Ergebnisqualität) "zuständig"
• wie effizient ist das Hilfeangebot?
• in der Öffentlichkeit ("Pädagogik unter Palmen")
• in der Aufrechterhaltung von fachlichen Standards
• eigener fachlicher Anspruch ./. "fachlicher Wettbewerb"

("Vermeidung von Fremdunterbringung")
("... belegen Sie uns!")

• in Art und Preis gegenüber den weiteren "moderneren" bzw. kostengünstigeren Angeboten
• kommunale Zielsetzungen und daraus resultierende Vorgaben 

- 90 -
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• "... werden im Bereich x insgesamt ... € konsolidiert!"
• "... werden Richtwerte überschritten?"
• der kommunale Haushaltsansatz wird als "disponibel" gesehen

Die Kinder- und Jugendhilfe wird in der Praxis von der Kostendiskussion dominiert.
• Höhe der Tagessätze
• ("... aber die günstigere Hilfe kann doch die teurere sein!"
• (Grundversorgung plus Zusatzpakete ./. individueller Hilfebedarf
• Dauer der Leistung
• wirkungsvolle Ausgestaltung der Hilfe, Ergebnisorientierung
• Gesetzgebungsinitiativen zur Leistungskürzung ("zugunsten zukünftiger Generationen")
• kommunale Kostensteuerung z.B. 

• durch Budgets für Sozialregionen oder Träger,
• durch Versorgungsverträge oder Versorgungsrichtwerte,
• durch Auftragsausweitung in den kostengünstigeren Hilfeformen

• "... wenn wir hier erhöhen, müssen wir dort kürzen!"
• Erschließung von sozialräumlichen Ressourcen, Ehrenamt und Nachbarschaftshilfe
• Spenden und Sponsoring
• Konkurrenz der gleichartigen Leistungserbringer und Konkurrenz zu anderen 

Zuschussnehmern

... und wer steht auf welcher Seite?
• öffentlicher Träger ./. freier Träger 
• Subsidiarität und Partnerschaftlichkeit ./. Selbsterhalt
• der Clan der Verbände ./. Politik & Administration
• Pädagogik ./. Betriebswirtschaft
• Leitbild ./. no frills

(... ohne Schnickschnack, niedrige Preise und keine Extras)
• bedarfsgerechte Hilfe ./. Projekt-Hopping
• freie Träger sind

• aufgeblasene und schwerfällige Organisationen
• weisen verkrustete Strukturen auf
• haben Funktionärskader

• der öffentliche Träger
• hat den Kontakt zur Realität verloren
• steuert und lässt rudern
• muss "nicht unbedingt notwendige Leistungen" markieren oder das 

Rasenmäherprinzip anwenden
• ... mögen wir uns noch?
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Beitrag für das Schlussplenum: 3 Thesen zur Konsolidierung in den Erziehungshilfen

• Sowohl
• aus dem Leistungsvermögen in der praktischen Arbeit wie in der Verwaltung ("Wir 

können das nicht mehr umsetzen!)
• wie auch aus der Bereitschaft der freien und öffentlichen Träger zu flexibilisieren, 

umzubauen oder Drittressourcen zu erschließen
• wie auch aus dem Zurechtstutzen der fachlichen Standards ist nicht mehr zu 

erwirtschaften, was an Konsolidierung aufgetragen wurde und wird.
• Die fiskalischen Setzungen durchdringen die fachliche Diskussion in den Erziehungshilfen 

in einem Maß, als dass eher Besitzstandswahrung und Partialinteressen angeschoben 
werden statt fachlicher Wettbewerb und Innovation.

• Die Praxis erlebt eine Verwaltung, welche sich als Handlungsorgan sieht und auf die Politik 
zeigt - und diese Politik wiederum hinter geschlossenen Türen tagt und diese nicht 
aufschließt für die gemeinsame und partizipative Suche nach Einnahmequellen zugunsten 
Sozialer Arbeit.

  
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  
WS 7                           - nur 07.03.2006 -
„Auch in Zukunft noch gesund? Was bedeutet die Konsolidierung beim 
öffentlichen
Gesundheitsdienst für die Gesundheit von Kindern, Jugendlichen und 
Familien?“
Dr. Babette Schneider, Referat für Gesundheit und Umwelt

Input Dr. Babette Schneider zur Dokumentation des Fachtages 

• Für eine „Soziale“ Zukunft Münchens ist es unverzichtbar, der sozial bedingten 
gesundheitlichen Ungleichheit bei Kindern nachhaltig entgegen zu wirken.

• Armut bzw. soziale Benachteiligung bei Kindern und Jugendlichen geht nachweislich mit 
einem erhöhten Risiko für gesundheitliche Beeinträchtigungen einher (s. Tabelle 1), die 
sich ihrerseits ungünstig auf Bildungs- und soziale Chancen und damit die 
Lebensperspektiven der Kinder und Jugendlichen insgesamt auswirken.

• Entsprechend seinem gesetzlichen Auftrag zur „Erhaltung und Verbesserung der 
Gesundheit sozial benachteiligter, besonders belasteter oder schutzbedürftiger 
Bürgerinnen und Bürger sowie der Förderung und dem Schutz von Kindern, Jugendlichen 
und älteren Menschen einen besonderen Stellenwert“ einzuräumen (GDVG 2003, §13), 
fokussiert der Öffentliche Gesundheitsdienst in München seine Angebote zur 
Gesundheitsvorsorge vorrangig auf Kinder, Jugendliche und Familien mit einer Häufung 
gesundheitlicher Risiken. Der Öffentliche Gesundheitsdienst leistet damit wichtige Beiträge 
bei der Erkennung und Bekämpfung von gesundheitlichen Auswirkungen von Armut. Seine 
Koordinierungsfunktion für Gesundheitsförderung und gesundheitliche Prävention sollte 
dementsprechend – auch durch den Gesetzgeber im Rahmen des Präventionsgesetzes – 
gestärkt werden.

• Die spezifischen Chancen des Öffentlichen Gesundheitsdienstes liegen in der Kombination 
von medizinischen und sozialmedizinischen sowie gesundheits- und sozialpädagogischen 
Kompetenzen hinsichtlich Gesundheitsförderung, Erkennung von Gesundheitsrisiken und 
Erkrankungen sowie Interventionsbedarf mit Strategien und Zugangswegen, die der 
Ärzteschaft und anderen Heilberufen, die anerkannte Krankenkassenleistungen erbringen 
müssen, kaum möglich sind. Insbesondere sind das

• Niederschwelligkeit (z.B. nachgehende Betreuung durch Hausbesuche, kein 
Krankenschein erforderlich),

• Clearing“funktion durch Schuleingangsuntersuchungen, zahnärztliche 
Untersuchungen in Kindergärten, Reihenuntersuchungen in Förderschulen

• Strategien mit Bevölkerungsbezug (z.B. Schwerpunktsetzung in Risikoregionen),
- Projektarbeit in Settings,

• Brückenfunktion innerhalb der Verwaltung, Schnittstellen mit 
gesundheitsrelevanten Strukturen in der Verwaltung (z.B. Ausschuss zur 
kommunalen Kinder- und Jugendhilfeplanung, Lenkungsgruppe Soziale Stadt),

• Interessensunabhängigkeit/Neutralität im Feld der (sehr unterschiedlich 
organisierten) Akteure des Gesundheitswesens, und daraus resultierend 
Koordinierungs- und Vernetzungsaufgaben für Prävention und 
Gesundheitsförderung (z.B. rund um Geburt und Stillförderung; Gesundheitsbeirat 
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als Struktur). Die einzelnen Angebote des Referats für Gesundheit und Umwelt für 
Kinder, Jugendliche und Familien im Überblick zeigt die Tabelle 2.

• Die Konsolidierungsphase von 2002 bis 2005 zwang die Abteilung Gesundheitsvorsorge 
im Referat für Gesundheit und Umwelt in weiten Bereichen zur Aufgabe eines 
flächendeckenden Angebots zugunsten einer Fokussierung auf Regionen 
beziehungsweise Schwerpunkte mit gehäuften sozialen Risiken. Gleichzeitig wurden die 
Angebote der verschiedenen Sachgebiete bedarforientiert weiterentwickelt und die 
Vernetzung mit anderen Akteuren sowohl im Gesundheits- wie im Sozialbereich 
intensiviert. 
So wurden zum 01.07.2005 alle Mütter-/Väterberatungsstellen geschlossen, um mit den 
freiwerdenden Kapazitäten die Hausbesuchstätigkeit der Kinderkrankenschwestern bei 
Familien mit Kleinkindern zu sichern, die einer intensivierten Begleitung bedürfen. 
Auch im schulärztlichen Bereich wurden die flächendeckenden Angebote wie 
schulärztliche Einschulungsuntersuchungen und Reihenuntersuchungen abgebaut, die 
nach Personalabbau verbliebenen Ressourcen auf ausgewählte Schwerpunktbereiche 
fokussiert. 
Der aktuelle Stand der gesundheitlichen Förderung von benachteiligten Kindern, 
Jugendlichen und Familien, der noch deutlich von Bedarfsunterdeckung gekennzeichnet 
ist, ist nur zu gewährleisten, wenn keine weiteren Einsparungen bei der 
Gesundheitsvorsorge vorgenommen werden.

• Der enge Zusammenhang von sozialer Benachteiligung, Bildungsdefiziten und 
gesundheitlicher Ungleichheit erfordert die Pflege und Optimierung der interdisziplinären 
und sektorübergreifenden Zusammenarbeit. Regsam stellt hier eine hilfreiche 
Grundstruktur für bedarfsgerechte lokale Bündnisse und fallbezogene Kooperationen dar.

Tabelle 1: Kinder, Armut und die Folgen für die Gesundheit – ausgewählte Ergebnisse
Bezüglich... ...bedeutet Armut
Geburt Geburtsgewicht ist häufig unter 2.500 g, 

Risiko von Totgeburten ist erhöht. (1) erhöhte 
Frühgeburtlichkeit (6)

Stillzeit Säuglinge werden seltener und kürzer 
gestillt.(1)

Erkrankungen von Säuglingen öfter Anämien und Infektionskrankheiten (1); 
Erkrankungsrisiko durch Passivrauchen 
erhöht (4)

Ernährung Mehr Zucker, mehr (gesättigte) Fette, weniger 
Vitamine, weniger Mineralstoffe (Calcium !, 
bei Mädchen noch ausgeprägter als bei 
Jungen), weniger Ballaststoffe. (1), (3)

Zahngesundheit Von Armut betroffene Kinder haben häufiger 
Karies. (1)

Sprachentwicklung häufiger verzögert (1), (3)

Entwicklung allgemein häufiger verzögert (1)
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Körpergewicht Sowohl Adipositas als auch Untergewicht 
kommen häufiger vor als bei anderen 
Kindern. (1)
starkes Übergewicht gehäuft bei 
Schulanfängern/innen in (Münchner) 
Regionen mit hoher Armutsdichte (3)

Unfallhäufigkeit vor der Einschulung Doppelt so häufig Verbrühungs- und 
Verkehrsunfälle (Buben noch häufiger als 
Mädchen) (5)

Mortalitätsrate Unfälle enden bei armen Kindern 2 – 3 mal 
öfter mit dem Tod als bei Kindern aus 
höheren Sozialschichten. (1)

Subjektiver Gesundheitszustand 
bei 11- bis 15- Jährigen

Häufiger schlecht, signifikant nur bei Buben 
(2)

Kopfschmerzen 
bei 11- bis 15- Jährigen

Überdurchschnittlich bei Mädchen und Buben 
(2)

Gefühle von Einsamkeit 
bei 11- bis 15- Jährigen

Überdurchschnittlich, signifikant nur bei 
Buben (2)

Quellen: 
(1): „Gesunde Kinder – gleiche Chancen für alle?“, Landesgesundheitsamt Baden-Württemberg 
und Landesinstitut für den Öffentlichen Gesundheitsdienst, S. 15
(2): WHO Health Behaviour in School-aged Children Survey, 2002, aus: „Armut bei Kindern und 
Jugendlichen“ Gesundheitsbericht des Bundes 2001, Robert-Koch-Institut
(3): Münchner Armutsbericht 2000
(4): Beobachtungen des Sachgebiets „Frühkindliche Gesundheitsförderung“
(5): Einschüler in Brandenburg: Soziale Lage und Gesundheit, Landesgesundheitsamt 1999
(6): Frühgeburt durch sozialen Stress und ältere Mütter, Interview mit Prof. Dr. O. Linderkamp, 
Heidelberg, in: Deutsche Med. Wochenzeitschrift 2006, Nr. 15

Tabelle 2: Angebote des Öffentlichen Gesundheitsdienstes zur Gesundheitsvorsorge für Kinder,  
Jugendliche und Familien
Staatlich anerkannte 
Schwangerenberatung (RGU GVO7)

Überkonfessionelles Beratungsangebot zu 
Schwangerschaft, Schwangerschaftskonflikten 
und Sexualität einschließlich Vermittlung 
möglicher - auch finanzieller - Hilfen

Frühkindliche Gesundheitsförderung
(RGU GVO 1)

- Beratung und Anleitung von Müttern/ Vätern 
durch eine Kinderkrankenschwester zur 
Förderung einer gesunden Entwicklung von 
Säuglingen und Kleinkindern im Rahmen von 
Hausbesuchen oder auch telefonisch 

Prävention für Kinder ab 3 Jahren und - Einschulungsuntersuchung (Basis-Screening 
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Jugendliche (RGU GVO 2) durch Schwestern, bei Bedarf ärztliche 
Untersuchung und Beratung)
- schulärztliche Sprechstunden (Beratung von 
Kindern, Eltern und Lehrkräften, 
Untersuchungen, Atteste)
- Reihenuntersuchungen an Förderschulen
- Gesundheitsförderungsprojekte vor allem in 
den 11 „Schwerpunktschulen“ 

Zahngesundheit (RGU GVO 3) - Karies-Prophylaxe-Programm in 
Kindergärten, Krippen und Horten
- Zahnärztliche Reihenuntersuchungen mit 
Motivation und Instruktion in Kindergärten, 
Grund- und Förderschulen (nach § 21 SGB V)

Impfwesen (RGU GVO 4) - Impfberatung und Impfaktionen an Schulen

Gesundheitsberatung Hasenbergl 
(RGU GVO 6)

Für Kinder, Jugendliche und Familien im 
Münchener Norden:
- Ärztliche Untersuchung und Beratung 
- sozialpäd. Beratung und Unterstützung 
- stadtteilbezogene Gesundheitsprojekte

Primäre Suchtprävention (RGU PS 3) - Präventionsprojekte in Kindertagesstätten

Die 8 TeilnehmerInnen kamen aus den Bereichen Forschung, Gesundheitswesen, Träger-
Management, freie Beratung  und soziale Beratung,  Kinderarbeit (Kinderkrippe) und Jugendarbeit.
Zunächst gab  Fr. Dr. Babette Schneider ein Input-Referat mit ausgewählten Daten zu sozial 
bedingten gesundheitlichen Ungleichheiten und Informationen über die Leistungen des öffentlichen 
Gesundheitsdienstes unter Konsolidierungsbedingungen.
Im Anschluss daran entwickelte sich eine rege Diskussion über die Auswirkungen von Armut auf 
den Gesundheitszustand von Kindern und Jugendlichen. 
Es wurden die im jeweiligen Arbeitsfeld der Einrichtungen zu beobachtenden Phänomene 
zusammengetragen sowie die Beiträge der Einrichtungen zur Gesundheitsförderung bei Kindern, 
Jugendlichen und Familien.
Es wurde festgestellt, dass zum Thema gesunde Ernährung von Kindern, von Geburt an, auch 
schichtübergreifend große Unkenntnis und Verunsicherung herrscht. 
Dies setzt sich bei älteren Kindern und deren Ernährungsgewohnheiten fort. In der Kinder- und 
Jugendarbeit ist Mangelernährung durch (fehlende) häusliche Versorgung zu beobachten. 
Der Wert gesunder Ernährung sowie der Faktor „Zeit, Genuss und Gespräch“ beim Essen kann für 
eine gesunde Entwicklung nicht hoch genug eingeschätzt werden.
Bei Projekten mit Benachteiligten ist ein partizipativer Ansatz entscheidend.
Ideen: 

• In den Elternbriefen der LH München sollte regelmäßig und mit Nachdruck über die 
Bedeutung der Ernährung informiert werden.

• Gesundheitsbereich und Sozialbereich sollten hier eng zusammenarbeiten. B.B. kann das 
RGU vermitteln.
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• Alle Netzwerke sollten genutzt werden, um in der Gesundheitsprophylaxe und -förderung 
tätig zu werden.

Aus dieser Diskussion formulierte der Workshop folgende Thesen/ Forderungen für die 
Podiumsdiskussion:
Ergebnis-Thesen des Workshops Nr. 7 am 07.03.06 

• Auswirkungen von Armut nehmen zu; der Zusammenhang  von Armut und Gesundheit 
muss stärker ins Blickfeld rücken:
z.B.: feuchte Wohnungen, unangemessene Kleidung, mangelnde Ernährung; all dies führt 
zu gesundheitlichen Beeinträchtigungen. 

• Sektoren- (Referats-) übergreifende Zusammenarbeit ist zu verstärken, um 
gesundheitliche Schäden bei Kindern zu vermeiden. 

• Konkrete Projektidee zur gesunden Versorgung aller Altersgruppen:
• „Gesunde Quartiersküche mit generationsübergreifenden Kochkursen“.
• Wechselwirkungen von Sozialem, Gesundheit und Bildung bei Maßnahmen der Kürzung 

dringend berücksichtigen!
• Kürzungen im Säuglings- und Kleinkinderbereich haben nachhaltig negative 

Auswirkungen.
• Wir brauchen weiter Ressourcen für Vernetzung und Kooperation! (REGSAM!)

  
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  
Podiumsdiskussion 

Vertreten auf dem Podium:

Die Stadträtin Brigitte Meier (SPD); 
Der Stadtrat Sigi Benker (Grüne/Rosa Liste), 
Der Stadtrat Christian Müller (SPD), 
Dr. Günther Bauer (Innere Mission), 
Moderation: Karin Majewski

Workshop 1 „Arm in einer reichen Stadt – handeln statt resignieren“ 

Thesen, Forderungen, Fragen

• Die Wirtschaft muss in die Pflicht genommen werden:
Der Stadtrat bzw. der Oberbürgermeister soll Industrie, Banken und Unternehmen mit dem 
Thema Armut konfrontieren und in die Verantwortung nehmen.

• Kinderarmut muss bekämpft werden durch
• Prävention 
• Sprachförderung
• Ausreichende und qualifizierte Kinderbetreuungsplätze für alle
• freies Essen für Bedürftige
• Aufbau von Ganztagsschulen
• Politik und Verwaltung sollen auf Stadtwerke und Sparkassen einwirken, um Armut durch 

Überschuldung zu verhindern
(z.B. vernünftige Ratenzahlungen bei Stromschulden; eigenes Konto)

Antworten vom Podium: 

Christian Müller: 
30 – 40 % der städtischen Kindertagesstätten sind bereits gebührenfrei, da die Gebührenordnung 
so gestaffelt ist, dass wirklich arme Familien (mit einem Einkommen bis 20.000 € /Jahr) nichts 
zahlen müssen. Für leistungsfähige Familien sollte es aber keine komplette Entlastung geben. 

Sigi Benker:
Es gibt durchaus Unternehmen und Banken, die ihre soziale Verantwortung ernst nehmen. Für die 
Politik jedoch ist es schwierig, diesbezüglich wirklich Druck auf die Banken auszuüben. 

Brigitte Meier: 
Die Stadtsparkasse hat einen Vertrag unterschrieben, nachdem Guthabenkonten eingerichtet 
werden müssen. Sollte es bei einigen Filialen trotzdem Schwierigkeiten geben, sollte sich die 
zuständige Einrichtung oder der/die Betroffene selbst an den Stadtrat, an die Sozialbürgerhauser 
(SBHs) oder direkt an die Führung der Stadtsparkasse wenden.
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SWM/Stromschulden: Wenn es Anzeichen für eine Überschuldung gibt, sollten sich sowohl die 
MitarbeiterInnen der Stadtwerke als auch der sozialen Einrichtungen direkt an das Sozialreferat 
oder an den Stadtrat wenden. Es wurde im Jahr 2005 eine Vereinbarung zwischen dem 
Sozialreferat und den Stadtwerken ausgehandelt, dass eine moderate Rückzahlung der 
Stromschulden ermöglicht wird. Sollte es dennoch Schwierigkeiten geben, sich hierzu an einen der 
beiden Vertragspartner wenden. 
Dieses Thema wird in nächster Zeit noch einmal im Stadtrat verhandelt werden. 
Das Problem des zu geringen Regelsatzes nach SGB II ist nur in München so extrem. Aus diesem 
Grund bestehen kaum Chancen auf eine Änderung der gesetzlichen Regelung. Die Chance (für die 
Kommune?!) besteht hier in der Erhöhung der Einzelfallleistungen. 

Statement aus dem Publikum:
Ganztagesschulen bringen nicht nur Bildung, sondern sind für viele Kinder und Jugendliche, die in 
schwierigen Familienverhältnissen leben, die einzige Chance auf einen geregelten Tagesablauf 
und geregelte Versorgung.
Frage: Was ist die Rolle der Jugendhilfe bei der Diskussion von Ganztagesschulen?

Statement aus dem Publikum:
Wir brauchen alltagsnahe Unterstützung in Schulen und Kindertagessstätten. Z.B. muss AEH in 
der Schule als Prävention installiert sein. Nur auf diese Weise können Familien erreicht werden. 
Wir brauchen eine flächendeckende, vertiefte Unterstützung! 

Workshop 2 „Familien in München: Stand, Perspektiven und Arbeitsplätze“ 

Thesen, Forderungen, Fragen
• Kommunale finanzielle Hilfen für Familien mit niedrigem Einkommen
• Sprachrohr für Familien bilden („Familienbeirat“) 

• auf allen Ebenen 
• mit Ideen- und Beschwerdemanagement

• Kooperation und Vernetzung von Schule, Kindertagesstätten, Familie und Kultur und 
sozialen Einrichtungen

• stadtteilorientierte Öffnung von Schulen (Schule öffnet sich für und in den Stadtteil, aber 
lässt auch neue Projekte, Ideen, Angebote in die Schule)
Schule als zentraler Begegnungsort für Kinder, Jugendliche und Eltern

• Angebote müssen sich gestalten entlang den Familienphasen, es müssen alle Familien 
erreicht werden

• Patenschaften initiieren, MultiplikatorInnen und MittlerInnen finden

Antworten vom Podium:

Brigitte Meier: 
Das Wesentliche ist die Debatte um Mindestlöhne. Mütter und Väter müssen Arbeit haben, die so 
bezahlt ist, dass sie damit auch leben können. Mindestlohn und ein subventionierter Arbeitsmarkt 
müssen sein! Die Jugendhilfe muss sich auch mit dem Thema Arbeitsmarktentwicklung 
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auseinandersetzen. 

Christian Müller: 
Wohnen wird in München deutlich gefördert, und bei der letzten Konsolidierung blieb der gesamte 
Bereich “Familie” außen vor. München braucht allerdings eine sozialgerechte Bodennutzung und 
günstige Wohnmöglichkeiten. 

Workshop 3 „Alte Menschen – Was braucht es in 10 Jahren in München?“
 
Thesen, Forderungen, Fragen 
Es herrscht die Sorge vor, dass Altenhilfe auf eine Grundversorgung zurückschrumpfen wird.
Daher die Fragen ans Podium:
Was wird konkret dagegen unternommen?

• Wie kann man ein differenziertes Altersbild durch Verbände und Politik propagieren, um 
Abbildung der Realität in den Angeboten zu erfassen?

• Wie kann ein Lasten/Profitausgleich geschaffen werden?

Antworten vom Podium

Brigitte Meier: 
Nicht Lastenausgleich zwischen den Generationen ist das Thema, sondern zwischen den 
Gesellschaftsgruppen. Die “Stereotypen” über alte Menschen werden sich in dem Maße ändern, 
wie sich die SeniorInnen selbst ändern.

Sigi Benker: 
Generationenübergreifendes Wohnen wird an Bedeutung gewinnen. Das Bild von Alter hat sich 
verschoben.

Dr. Günther Bauer: 
Es muss ein soziales System geschaffen werden, das dauerhaft belastbar ist. Wie kann die 
Grundversorgung gesichert werden? Das Problem ist der intergenerative Ausgleich. Langfristig 
können wir die Grundversorgung nicht mehr bezahlen. Altersvorsorge muss privat angegangen 
werden. 

Workshop 4 „Die Integration von ZuwanderInnen in München – Was muss sich ändern?“

Thesen, Forderungen, Fragen 
• Ausgangslage

Vor dem Hintergrund wachsender multikultureller und –religiöser Lebensverhältnisse in 
München (Heterogenität der ZuwanderInnen) sind Veränderungen in der 
Aufnahmegesellschaft sowohl auf Seiten der MigrantInnen als auch bei den Einheimischen 
zu erwarten. Trotz aller Problemfälle darf nicht unerwähnt bleiben, dass „gelungene“ 
Integration eher der Regelfall ist. Aber die Integrationsprozesse werden zunehmend von 

- 100 -



REGSAM-Fachtagung „Soziale Arbeit zu Zeiten der Konsolidierung“, März 2006

Armut und Arbeitslosigkeit behindert. Defizite bestehen auch bei der interkulturellen 
Verständigung.

• Kommunale Integrationspolitik muss eine Schwerpunktaufgabe bleiben, weil fortdauernd 
soziale Ungleichheit zwischen einheimischer und zugewanderter Bevölkerung herrscht. 
Integration zielt ab auf die Angleichung der Lebenslagen und die Einbeziehung in eine 
solidarische Stadtgesellschaft.

• Die Integration von Menschen mit Migrationshintergrund ist nicht nur eine kommunale 
Querschnittsaufgabe, sondern muss von allen sozialen Einrichtungen getragen werden. 
Ihre Bestandteile sind:
• interkulturelle Orientierung und Öffnung städtischer Verwaltung und privater sozialer 

Institutionen (auch deren Vernetzung)
• Erhalt und Förderung der Migrationsdienste
• Unterstützung der Selbsthilfeorganisationen von MigrantInnen als gleichberechtigte 

Partner
• Die kommunale Integrationspolitik richtet sich an folgende Zielgruppen:

• Frauen, Eltern und Familien
• Kinder und Jugendliche
• Arbeitslose und von Arbeitslosigkeit Betroffene
• SeniorInnen

• Sie erfordert sozialpolitische Interventionen in folgenden Arbeitsfeldern, um 
(Bildungs-)Armut von MigrantInnen zu vermeiden 
• Bildung und Erziehung
• Elternkompetenzen
• Sprachliche/schulische/berufliche Qualifizierung 
• Förderung unternehmerischer Handlungsoptionen
• Gesundheitsförderung und –prävention
• Interkulturelle Alten- und Pflegedienste
• Ausbau der Mehrsprachigkeit
• Förderung des bürgerschaftlichen Engagements (auch in professionellen 
• Integrations- und Qualifizierungsprojekten)
• Antidiskriminierung
• Interkulturelle MitarbeiterInnen-Fortbildung

• Integrationsorte sind insbesondere Kinderkrippen/Kindergärten, Schulen, Jugendhilfe- und 
sonstige soziale Regel-Einrichtungen in München.

• Der Ökonomisierungszwang in der sozialen Arbeit (Konsolidierung) muss dennoch 
interkulturelle Qualitätskriterien und tarifliche Standards berücksichtigen, Innovationen 
zulassen und die Trägerpluralität erhalten.

• Das Prinzip „Fördern und Fordern“ darf nicht zum Assimilierungszwang verkommen und 
darf auch kein Alibi für finanzielle Einsparungsmaßnahmen sein. Viel stärker als bisher 
muss der Förderaspekt zum Ausdruck kommen! 

• Um die Effektivität der Integrationsmassnahmen zu verbessern, muss nicht zuletzt das 
Hauptaugenmerk der Steuerung auf eine koordinierte Integrationsförderung und auf ein 
abgestimmtes Konzept gelegt werden. Die Fördermassnahmen der Akteure: Bund 
(Bundesamt für Migration und Flüchtlinge), Länder und Kommune müssen eng miteinander 
verzahnt sein (Verbundprojektesystem).

Antworten vom Podium
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Christian Müller: 
Wichtig sind die Zugangswege zu den Familien mit Migrationshintergrund. Kinder müssen eine 
gute Ausbildung bekommen.

Sigi Benker:
Eine mulitkulturelle Stadtgesellschaft entwickelt sich nicht von alleine. Sie braucht Arbeit und ist 
Thema im Stadtrat. Natürlich brauchen Initiativgruppen Unterstützung.

Dr. Günther Bauer: 
Sind die “Schubladen”, in denen wir denken und handeln immer richtig?
Wir müssen Migration als selbstverständliches Querschnittsthema begreifen. Der Focus muss auf 
Familie, Kinder und Jugendliche liegen und nicht nur auf dem Thema „Migration“.  

Workshop 5 „Auf dem Rücken der Frauen? – Wie wirken sich die letzten Konsolidierungen 
und Änderungen der Sozialgesetze auf Frauen aus?“

Thesen, Forderungen, Fragen 
Bislang fehlt in München Zahlenmaterial, das die Auswirkungen der Konsolidierung getrennt nach 
Geschlechtern darstellt. Damit fehlen auch Informationen über die spezifischen Auswirkungen der 
Konsolidierung auf die Situation von Frauen.
Daher wird gefordert: 
Transparenz über Ausgaben und Einnahmen im Sozial- und Gesundheitsbereich nach 
Gendergesichtspunkten 

• Geschlechterverträglichkeitsprüfungen nach den Indikatoren: Migration, Armut, (Alleine-) 
Erziehung, Prävention

• Abschaffung des Ehegattensplittings
• Bessere Schulung der MitarbeiterInnen in den Sozialbügerhäusern
• Überprüfung der Qualifizierungsmaßnahmen für Alleinerziehende auf deren Tauglichkeit
• Untersuchung des städtischen Haushalts auf Geschlechtergerechtigkeit
• Überweisung der Transferleistungen in Bedarfsgemeinschaften auf das Konto der Frauen 
• Keine weiteren Kürzungen im Frauenbereich!

Antworten vom Podium

Brigitte Meier: 
Es gibt die Schwerpunktsetzung innerhalb der ARGE zur besonderen Förderung von jungen 
Arbeitslosen und Alleinerziehenden. Die Idee, die Sozialleistungen prinzipiell auf die Konten der 
Frauen zu überweisen, ist hervorragend und sollte unbedingt weiterverfolgt werden. Die 
Abschaffung des Ehegattensplittings ist ein wichtiger Schritt. Vor allem verheiratete Frauen sind bei 
ALG II – Leistungen benachteiligt.

Sigi Benker: 
Es ist eine gute Idee, in Bedarfsgemeinschaften die Sozialleistungen auf das Konto der Frauen zu 
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überweisen. Es liegen tatsächlich zu wenige Erkenntnisse darüber vor, wie sich Kürzungen von 
Maßnahmen auf Frauen im Vergleich zu Männern auswirken. 

Workshop 6 “Erziehungshilfen in Zeiten der (Haushalts-) Konsolidierungen” 

Thesen, Forderungen, Fragen
• Sowohl
• aus dem Leistungsvermögen in der praktischen Arbeit wie in der Verwaltung ("Wir können 

das nicht mehr umsetzen!)
• als auch aus der Bereitschaft der freien und öffentlichen Träger, zu flexibilisieren, 

umzubauen oder Drittressourcen zu erschließen
• wie auch aus dem Zurechtstutzen der fachlichen Standards ist nicht mehr zu 

erwirtschaften, was an Konsolidierung aufgetragen wurde und wird.
• Die fiskalischen Setzungen durchdringen die fachliche Diskussion in den Erziehungshilfen 

in einem Maß, dass eher Besitzstandswahrung und Partialinteressen angeschoben werden 
anstatt fachlicher Wettbewerb und Innovation.

• Die Praxis erlebt eine Verwaltung, welche sich als Handlungsorgan sieht und auf die Politik 
zeigt - und diese Politik wiederum hinter geschlossenen Türen tagt und diese nicht 
aufschließt für die gemeinsame und partizipative Suche nach Einnahmequellen zugunsten 
Sozialer Arbeit.

Antworten vom Podium

Christian Müller:
Die Politik hätte sich im Bereich “Veränderung der Jugendhilfe” – im Besonderen anlässlich der 
Gesetzesvorhaben „KEg“ (Kommunales Entlastungsgesetz) bzw. des „KiG“ (Kinder- und 
Jugendhilfe-Entwicklungsgesetzes) mehr Unterstützung von den Verbänden und der Fachbasis 
gewünscht. Wo blieb der Aufschrei? Mehr Rückendeckung des Stadtrates durch die Fachbasis!

Brigitte Meier: 
Das „KiG“  hätte das KJHG vollkommen abgeschafft. Weiterhin zur Debatte steht jedoch das 
„KEG“.
Auch gibt es Landkreise, die das KJHG bereits nicht mehr vollziehen können. : 

• Es sollte eine eigene Veranstaltung Jugendhilfe geben, Herr Michael Köhler 
(Stadtjugendamt, Abt. Erziehungsangebote) wird sich hierum kümmern

Workshop 7: „Auch in Zukunft noch gesund?
Was bedeutet die Konsolidierung beim öffentlichen Gesundheitsdienst für die 
Gesundheitsvorsorge insbesondere bei Kindern, Jugendlichen und Familien?“

Thesen, Forderungen, Fragen
• Auswirkungen von Armut nehmen zu; der Zusammenhang  von Armut und Gesundheit 

muss stärker ins Blickfeld rücken:

- 103 -



REGSAM-Fachtagung „Soziale Arbeit zu Zeiten der Konsolidierung“, März 2006

z.B.: feuchte Wohnungen, unangemessene Kleidung, mangelnde Ernährung; all dies führt 
zu gesundheitlichen Beeinträchtigungen. 

• Sektoren- (Referats-) übergreifende Zusammenarbeit ist zu verstärken, um 
gesundheitliche Schäden bei Kindern zu vermeiden. 

• Konkrete Projektidee  zur gesunden Versorgung aller Altersgruppen:
• „Gesunde Quartiersküche mit generationsübergreifenden Kochkursen“.
• Wechselwirkungen von Sozialem, Gesundheit und Bildung bei Maßnahmen der Kürzung 

dringend berücksichtigen!
• Kürzungen im Säuglings- und Kleinkinderbereich haben nachhaltig negative 

Auswirkungen.
• Wir brauchen weiter Ressourcen für Vernetzung und Kooperation! (REGSAM!)
• Das Referat für Gesundheit und Umwelt (RGU) begrüßt es, dass REGSAM auf dieser 

Fachtagung das Thema Gesundheit aufgegriffen hat.
• Konsolidierungswelle hat im RGU schmerzhafte Einsparungen gebracht. Keine weiteren 

Kürzungen im Gesundheitsvorsorgebereichbereich!
• Nutzung der Chancen des Gesundheitsbereichs, Armutsfolgen entgegenzuwirken. 
• Nachhaltige Kooperation und Vernetzung braucht Pflege und entsprechende Ressourcen!
• Der öffentliche Gesundheitsdienst auf kommunale Ebene bräuchte mehr 

Steuerungsmöglichkeit für Prävention und Gesundheitsförderung im Rahmen eines 
zukünftigen Präventionsgesetzes.

Antworten vom Podium 

Dr. Günther Bauer:
Der Umgang mit dem Bereich Gesundheit muss erst noch gelernt werden. Gesundheit ist immer 
auch eine Frage der Bildung. In der Gesellschaft auffällig, dass es eine hohe Diskrepanz gibt 
zwischen Körperkult und Ernährungsanalphabetismus.

Brigitte Meier:
Gesundheit ist und wird ein zentrales Thema sozialpolitischer Arbeit bleiben. Sie ist die Frage der 
Zukunft. Auch Armut ist wiederum ein Gesundheitsrisiko.

Sigi Benker:
München war im Gesundheitsbereich schon mal weiter (siehe Hasenbergl mit seiner Gesundheits-
Beratungs-Stelle). 
Der Stadtrat weiß, dass Einsparungen im Gesundheitsbereich später in anderen Bereichen wieder 
Geld kosten.

  
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